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Wärmepumpen fachtagung

Bereits zum zweiten Mal war der VdW 
Rheinland Westfalen Mitveranstalter der 
Wärmepumpenfachtagung, die in diesem 
Jahr als Doppelveranstaltung an zwei Ter-
minen und zwei Orten stattfand: am 14. 
März 2007 in Köln und am 20. März 2007 
in Bielefeld.

Beide Veranstaltungsorte hatten Symbol-
charakter. In Köln kamen die Teilnehmer 
auf dem Baugelände der GAG Immobilien 
AG in Köln-Niehl zusammen. Hier soll 
bis Ende 2009 mit 382 Wohneinheiten 
die größte Wärmepumpensiedlung in 
Deutschland entstehen. In Bielefeld waren 
die dortigen Stadtwerke Gastgeber. Sie ha-
ben die Wärmepumpen-Neubausiedlung 
am Regattaweg im Stadtteil Bielefeld-Win-
delsbleiche vorgestellt.

Die verstärkte Nutzung der Umweltwärme 
bei Neubauten und Sanierungen stand im 
Mittelpunkt aller Beiträge. Eine Energie-
quelle also, die es verstärkt ermöglicht, 
die Wärmeversorgung von Wohngebäuden 
unabhängiger von den fossilen Energie-
quellen Öl und Gas zu machen. 

Co-Veranstalter 
waren  neben 
dem Wärme-
pumpen-Markt-
platz, der Ener-
g i e A g e n t u r 
NRW und dem 
VdW Rheinland 
Westfalen, der 
V D I - G e s e l l -
schaft Energie-
technik (GET), 
die Architekten-
kammer NRW, 
die Ingenieur-
k a m m e r - B a u 
NRW, der Bund 

Deutscher Baumeister (BDB) Architekten 
und Ingenieure und der Landesverband 
Freier Immobilien- und Wohnungsunter-
nehmen (BFW).

Wärmeversorgung für 
die Wohnungswirtschaft

Die jährliche Fachtagung zum Thema Ener-
gie und Wärme der E.ON Ruhrgas AG fand 
am 30. November und 1. Dezember 2006 

in Köln statt – wie in der Vergangenheit 
mit Unterstützung des VdW Rheinland 
Westfalen. 

Im Crowne Plaza Cologne drehte sich alles 
um das Thema „Wärmeversorgung für die 
Wohnungswirtschaft“. Auf der Agenda 
standen Vorträge zur Entwicklung des 
Wohnungsmarktes, zur Marktforschung 
als Wegweiser in die Zukunft und zum 
Thema Energetische Modernisierung in 
der Wohnungswirtschaft. Die Energie-
einsparverordnung 2006 (EnEV) mit den 
Bestimmungen zum Energieausweis wur-
de ebenso behandelt wie Fragen rund um 
Energiestrategien für die Wohnungswirt-
schaft. Perspektiven zur energetischen Mo-
dernisierung zeigten die großen Hersteller 
von Heizungsanlagen auf. Die zweitägige 
Veranstaltung bot somit aktuelle Informa-
tionen und Ausblicke für die Wohnungs-
unternehmen.

Energieausweis aus Sicht 
der Wohnungswirtschaft 

Die Thüga AG, München, eine Gesellschaft, 
die an rund 90 regionalen Energieversor-
gungsunternehmen beteiligt ist, wollte die 
Erwartungen der Wohnungswirtschaft an 
den Energieausweis kennen lernen. 

Beim Treffen von rund 300 Energiebera-
tern in Koblenz konnte Christoph Bretz, 
im Drei-Länder-Büro für Technik und 
Multimedia zuständig, den Standpunkt der 
Wohnungswirtschaft deutlich machen: Der 
Energieausweis für Gebäude muss einfach 
zu erstellen, leicht verständlich und rechts-
sicher und vor allen Dingen preiswert sein. 
Er nutzte die Gelegenheit, die Versor-
gungsunternehmen aufzurufen, bei der 
Bereitstellung von Verbrauchsdaten ko-
operativ zu sein und Wohnungsunterneh-
men bei der Ermittlung der Verbrauchs-
daten (z. B. von Gas-Etagenheizungen) zu 
unterstützen. 

Gebäude- und Grund-
stücksentwässerung 

Bei der gemeinsamen Tagung der Deut-
schen Vereinigung für Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall e. V. (DWA) und des 
Zentralverbandes Sanitär, Heizung, Klima 
(ZVSHK) am 29./30. Januar 2007 in Mar-

burg war die Gebäude- und Grundstücks-
entwässerung das Schwerpunktthema. 

Die Auswirkungen 
der gesetzlichen 
Vorgabe in Nord-
rhein-Westfalen, 
Abwasseranlagen 

außerhalb von Gebäuden auf ihre Dicht-
heit zu überprüfen, wurden von Chris-
toph Bretz, Leiter des Referates Technik 
und Multimedia im Drei-Länder-Büro, 
dargestellt. Er informierte wie die Woh-
nungswirtschaft Instandhaltungspflichten 
wahrnimmt und über weitere Erfahrungen 
der Wohnungsunternehmen in Nordrhein-
Westfalen.

Zukunft Saarland – 
Wohnen und Leben 
im Alter 

Mit einem Fachkongress zum Thema „Woh-
nen und Leben im Alter“ begann der neu 
gegründete Verband der saarländischen 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
(VdW saar) am 20. November 2006 in 
Saarbrücken die von ihm gestartete neue 
Veranstaltungsreihe „Zukunft Saarland“. 

Über 200 Teilnehmer kamen zu der Veran-
staltung, die der VdW saar in Kooperation 
mit der Landeshauptstadt Saarbrücken 
und dem Verband der Angestellten-Kran-
kenkassen (VdAK) durchführte. Das DLB 
Bonn unterstützte den Kongress mit fach-
licher Beratung und Begleitung.

„Die demographische Entwicklung hat 
ungeheure Auswirkungen auf die ge-
sellschaftliche Realität im Saarland, von 
der kaum ein Bereich ausgespart blei-

ben wird“, führte 
Burghard Schnei-
der, Verbandsdi-
rektor des VdW 
Rheinland Westfa-
len und Vorstand 
des VdW saar, in 
seiner Einführung 
aus. Die Oberbür-
germeisterin der 
Landeshauptstadt 
S a a r b r ü c k e n , 
Charlotte Britz, 
begrüßte in ihrer 
Rede die Initiati-
ve des VdW saar, 
Zukunftsfragen 

Burghard Schnei-
der, Verbandsdi-
rektor des VdW 
Rheinland Westfa-
len und Vorstand 
des VdW saar, in 
seiner Einführung 
aus. Die Oberbür-
germeisterin der 
Landeshauptstadt 
S a a r b r ü c k e n , 
Charlotte Britz, 
begrüßte in ihrer 
Rede die Initiati-
ve des VdW saar, 
Zukunftsfragen 

Veranstalter: Verband der saarländischen Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft (VdW saar) i. G.

in Kooperation mit
Landeshauptstadt Saarbrücken – 
Veranstaltungsreihe 
„ZukunftsWerkStadt Saarbrücken“
Verband der Angestellten-Krankenkassen/ 
Arbeiter-Ersatzkassen-Verband, 
Landesvertretung Saarland

Tagungsort: Bürgerhaus Burbach 
Burbacher Markt 20
66115 Saarbrücken

Tagungsbüro: Tel.: 0173 5739747

Anmeldung: Bitte bis spätestens 15. November 2006 bei
event & creativ agentur 
günter hadam gmbh 
Großherzog-Friedrich-Straße 47
66111 Saarbrücken
Tel.: 0681 34300
Fax: 0681 34313
E-Mail: mail@event-hadam.de

Kosten: Die Teilnahme ist kostenfrei.

Anreise mit der Bahn
Ab dem Bahnhof Burbach mit dem Taxi in 5 Min. zum Bürgerhaus
am Burbacher Markt.

Anreise mit dem PKW
Von der A620 aus Richtung Luxemburg und Mannheim Autobahn-
abfahrt Gersweiler Brücke, über „Burbacher Straße“ (Saar-Brücke)
bis zur 2. Ampel, links in die „Bergstraße“ (B 51), über „In den 
Weihergärten“ rechts (Beschilderung) und „Im Etzel“ rechts zum
Parkplatz am Bürgerhaus.

Wir danken 
für die freundliche Unterstützung

Verband der saarländischen Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft i. G.

In Kooperation mit 

Zukunft Saarland

WOHNEN UND LEBEN IM ALTER

Fachkongress am 20. November 2006 
in Saarbrücken
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für das Saarland in einer Kongress-Reihe 
aufzugreifen. 

Prof. Dr. Volker Eichener, Wissenschaft-
licher Direktor des InWIS Bochum, ver-
deutlichte die demographische Entwick-
lung und deren Folgen für das Saarland, 
Gerd-Rainer Damm, Abteilungsleiter für 
Stadtentwicklung im saarländischen Um-
weltministerium, griff das Thema unter 
dem Aspekt der Herausforderungen für 
die Kommunen an der Saar auf. 

Den zweiten Kongress-Teil bestimmten 
vor allem Beispiele und Empfehlungen 
aus der Praxis zum Thema „Strategische 
Partnerschaften für ein selbstbestimmtes 
Wohnen im Alter“. Eine Gesprächsrunde 
über Perspektiven zum Wohnen und Le-
ben im Alter unter Leitung von Roswitha 
Sinz, Abteilungsleiterin im gemeinsamen 
Drei-Länder-Büro des VdW Rheinland 
Westfalen und des VdW südwest, rundete 
die Veranstaltung ab.

	5.	 Der Verband �  
		 bei Veranstaltungen�  
		 von Mitgliedsunter-�  
		 nehmen	�

Im Berichtszeitraum hatte der VdW Rhein-
land Westfalen auf Einladung von Mitglieds-
unternehmen im Rahmen von Jubiläumsver-
anstaltungen, Mitgliederversammlungen, 
Verabschiedungen, Ehrungen, Empfängen 
u. a. die Gelegenheit, seine Positionen 
einer interessierten Öffentlichkeit näher 
zu bringen.

Dies geschah u. a. bei folgenden Veran-
staltungen:

Jubiläen

100 Jahre Gemeinnütziger Bauverein ππ
eG Fröndenberg am 1. September 
2006,

100 Jahre Margarethe Krupp Stiftung, ππ
Essen, am 2. September 2006,

75 Jahre Rheinwohnungsbau GmbH, ππ
Düsseldorf, am 13. September 2006,

75 Jahre WGL Wohnungsgesellschaft ππ
Leverkusen mbH am 10. Mai 2007,

100 Jahre WGEMS eG, Emsdetten,  ππ
am 23. Juni 2007.

Ehrungen

Bocholter Bauverein eG am 13. Okto-ππ
ber 2006,

Schwelmer & Soziale Wohnungsge-ππ
nossenschaft eG am 24. November 
2006,

GWG Gemeinnützige Wohnungsge-ππ
nossenschaft Hombruch-Barop eG, 
Dortmund, am 30. November 2006,

WBS Wuppertal Bau- und Sparverein ππ
eG am 14. Dezember 2006,

UKBS Unnaer Kreis-, Bau- und  ππ
Siedlungsgesellschaft mbH am  
19. Juni 2007,

Neusser Heimstätten Baugenossen-ππ
schaft eG am 25. Juni 2007,

Wohnungsbaugenossenschaft Horn-ππ
Bad Meinberg eG am 25. Juni 2007.

Andere Veranstaltungen

Mitgliederversammlung der Arbeits-ππ
gemeinschaft Emscher-Lippe am  
12. September 2006 in Recklinghausen,

Aufsichtsratssitzung der Gemeinnüt-ππ
zigen Baugesellschaft Bottrop mbH, 
Bottrop, am 1. Dezember 2006,

Mitgliederversammlung bei der  ππ
Arbeitsgemeinschaft Düsseldorfer 
Wohnungsunternehmen am  
5. Dezember 2006 in Düsseldorf,

Neujahrsempfang der Arbeitsgemein-ππ
schaft Düsseldorfer Wohnungsun-
ternehmen am 30. Januar 2007 in 
Düsseldorf,

Sommerfest und Abschluss Projekt ππ
„Verlagerung Barmer Viertel“ Erbbau 
Verein Köln eG am 25. Mai 2007,

Mitgliederversammlung der Arbeits-ππ
gemeinschaft der Wohnungswirtschaft 
Ostwestfalen-Lippe am 19. Juni 2007 
in Gütersloh.

Inhouse-Schulungen

In zunehmendem Maße werden die Re-
ferenten des VdW Rheinland Westfalen 
im Rahmen von Inhouse-Schulungen bei 
Mitgliedsunternehmen tätig.

Vom Referat „Genossenschaftswesen“ ππ
wurde das Seminar „Das Mitglied und 
seine besondere Stellung in der Ge-
nossenschaft“ am 25. Oktober 2006 
bei der Wohnungsgenossenschaft 
Herne-Süd eG, am 27. März 2007 bei 
der Wohnungsgenossenschaft Selbst-
hilfe Wanne-Eickel eG, Herne, und am 
27. Juni 2007 beim Wohnungsverein 
Herne eG durchgeführt.

Vom Referat „Rechtsangelegenheiten“ ππ
wurde das Seminar „Allgemeines 
Gleichbehandlungsgesetz (AGG)“ am 
18. Januar 2007 bei der GAG Immobili-
en AG, Köln, und am 12. Februar 2007 
bei der HWG eG, Hattingen, sowie das 
Seminar „Rechte und Pflichten von 
Aufsichtsräten“ am 29. März 2007 bei 
der GeWoSie Gemeinnützige Woh-
nungsbau- und Siedlungsgenossen-
schaft eG, Bergneustadt, durchgeführt. 

	6.	Politische�  
		 Interessenvertretung�

Die Vertretung der Interessen der Woh-
nungswirtschaft in der Landes- und Bun-
despolitik und den Verwaltungen hat viel-
fältige Aspekte. Sie findet oftmals in einem 
Netzwerk von persönlichen Kontakten, aber 
auch durch sichtbare Aktivitäten statt. Eini-
ge werden im Folgenden dargestellt.

Für eine aktive Gestaltung des demo-
graphischen Wandels erschien es dem 
Verband unabdingbar, neue Wege zur 
Stadtentwicklung zu entwickeln und diese 
im Sinne eines notwendigen Paradigmen-
wechsels in der Politik der Stadtentwick-
lung und des Wohnens an das Land zu 
richten. Dabei griff er teilweise auf bereits 
formulierte Wohnungspolitische Thesen 
aus den Jahren 2002 und 2004 zurück, 
soweit diese noch keinen Widerhall in der 
Landespolitik gefunden hatten. 

Die „Wohnungspolitischen Thesen 2006“ 
hat die Mitgliederversammlung des VdW 
Rheinland Westfalen am 19. September 
2006 im Rahmen des Verbandstages 2006 
einstimmig verabschiedet.
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Der demographische und sozio-ökono-
mische Wandel konfrontieren unsere Städ-
te und Regionen mit vielen massiven He- 
rausforderungen, die u. a. aus der Abnah-
me und der Veränderung des Altersaufbaus 
der Bevölkerung, aus dem Trend zu neuen 
Lebensformen und Haushaltstypen, aus 
Migration und kultureller Vielfalt resul-
tieren. Die zentralen Herausforderungen 
liegen u. a. in einem regional unterschied-
lich ausgeprägten Bevölkerungsrückgang, 
im Aufbrechen der Mittelschicht, in wach-
sender Armut sowie in neuen bzw. sich 
verändernden Zielgruppen, die neue dif-
ferenzierte Produkte und Angebote benö-
tigen und die Wohnungsnachfrage lang-
fristig spürbar sinken lassen. Dabei liegen 
Wachstum, Stagnation und Schrumpfung 
nah beieinander. Gelingt es, den demo-
graphischen Wandel zu gestalten, stellen 
vitale Städte und vitale Stadtteile ein re-
alistisches Szenario dar. Gelingt es nicht, 
werden leer stehende Immobilien und 
segregierte Stadtviertel das Bild unserer 
Städte und Regionen prägen.

Die Wohnungswirtschaft reagiert auf den 
demographischen Wandel seit längerem 
mit differenzierten Strategien, um die 
Wohnquartiere mit einem Mix von Maß-
nahmen ganzheitlich aufzuwerten. Das 
kann aber nur gelingen, wenn in den 
Städten und Regionen alle Akteure an 
einem Strang ziehen und ihre Maßnah-
men inhaltlich, sachlich und auch zeitlich 
koordinieren.

Für solche auf Nachhaltigkeit angelegten 
Strategien werden von Seiten der Landes-
politik längerfristige und verlässliche Rah-
menbedingungen und Perspektiven für 
die Entwicklung unserer Städte und Regi-
onen benötigt. Zukunftsicheres Wohnen 
und Leben verlangt außerdem neue Wege 
zur Stadtentwicklung und neue Wege in 
der Förderpolitik, die mit der bisherigen 
Philosophie brechen und stattdessen eine 
ganzheitliche Standortentwicklung unter-
stützen. Dazu gehört auch eine gesetzliche 
Regelung, die die Möglichkeit eröffnet, 
alle Akteure in einem zu revitalisierenden 
Gebiet an Nutzen und Kosten der Entwick-
lung zu beteiligen. 

Der VdW Rheinland Westfalen hat bereits 
mit seinen „Wohnungspolitischen Thesen 

2002“: „Wohnungswirtschaft – Partner 
für eine integrierte Zukunftspolitik“ und 
seinen „Wohnungspolitischen Thesen 
2004“: „Zukunftsicheres Wohnen und 
Leben in vitalen Städten verlangt eine neue 
Förderpolitik“ die Notwendigkeit einer 
ressortübergreifenden integrierten Zu-
kunfts- und Förderpolitik betont. Viele sei-
ner wesentlichen politischen Forderungen 
fanden sich in dem von allen Fraktionen 
getragenen Abschlussbericht der Enquete-
Kommission „Zukunft der Städte in NRW“ 
des nordrhein-westfälischen Landtages 
wieder. Der Verband 
fordert erneut, diese 
parteiübergreifend als 
notwendig erachtete 
Neuorientierung der 
Politik zur Entwicklung 
unserer Städte und 
Regionen endlich kon-
sequent umzusetzen. 
Dazu sind die im Zuge 
der Föderalismusreform für die Wohn-
raumversorgung gereichten Bundesmittel 
zweckgebunden ausschließlich für woh-
nungswirtschaftliche Zwecke im Rahmen 
nachhaltiger Stadtentwicklungsprozesse 
einzusetzen.

Der VdW Rheinland Westfalen und die in 
ihm zusammengeschlossenen Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen bieten an, 
mit ihrer Kompetenz für zukunftsicheres 
Wohnen und Leben an diesem Prozess 
mitzuwirken – sowohl auf Landesebene, 
wenn es um die Neuorientierung der 
Förderpolitik und eine neue gesetzliche 
Regelung für Standortgemeinschaften 
geht, als auch auf kommunaler und re-
gionaler Ebene, wenn es gilt, integrierte 
Entwicklungs- und Handlungskonzepte 
für vitale Städte zu erarbeiten und stra-
tegische Allianzen für mehr Wohn- und 
Lebensqualität zu bilden. Denn nur durch 
die Verknüpfung von öffentlichen und 
unternehmensbezogenen Sichtweisen 
und im engen Zusammenwirken zwischen 
der Wohnungswirtschaft und den Städten 
kann der Wohnstandort Stadt nachhaltig 
gestärkt, mit neuem Leben gefüllt und 
seine Attraktivität dauerhaft erhalten bzw. 
gefördert werden. 

Der dazu notwendige gemeinsame Ge-
staltungswille und die Bereitschaft zu 

kooperativem Handeln zur Realisierung 
von integrierten Zukunftskonzepten ist 
allerdings bei vielen Städten und Regi-
onen und insbesondere bei bestimmten 
Eigentümern von Immobilien aus den 
unterschiedlichsten Gründen immer noch 
nicht in ausreichendem Maße vorhanden. 
Der VdW Rheinland Westfalen erwartet 
deshalb vom Land so schnell wie möglich 
ein kombiniertes BID-/HID-Gesetz zur 
beschleunigten Realisierung von Standort-
gemeinschaften.

Die Aktivitäten des VdW 
Rheinland Westfalen und 
se iner  460 Genossen-
schaften, kommunalen, 
öffentlichen, industriever-
bundenen, kirchlichen und 
anderen Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen 
haben in den letzten fünf 
Jahren wesentlich dazu bei-

getragen, das öffentliche Bewusstsein 
für die Herausforderungen des demo-
graphischen Wandels zu schärfen und 
diesen als Chance zu begreifen. Inte-
grierte Stadtentwicklung, aufbauend auf 
gut funktionierenden Allianzen zwischen 
Wohnungsunternehmen, Kommunen und 
Bewohnern, hat für die Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft längst strategische 
Bedeutung. Jetzt kommt es darauf an, 
die richtigen politischen Weichenstellun-
gen für neue Wege zur Stadtentwicklung 
vorzunehmen, um den demographischen 
und sozio-ökonomischen Wandel für ein 
zukunftsicheres Wohnen und Leben der 
Menschen zu gestalten.

Der VdW Rheinland Westfalen 
fordert:

Landesrechtlicher Rahmen für verläss-1.	
liche Entscheidungen über langfris-
tige und nachhaltige Entwicklungen 
 
Die Wohnungswirtschaft bindet ihre 
Investitionen in Stadtentwicklungs- 
und Stadterneuerungsprozesse ein. 
Dabei handelt es sich um langfristige, 
an Nachhaltigkeitskriterien ausgerich-
tete Prozesse, die eine verlässliche Ent-
wicklungsperspektive benötigen. Das 
Land muss deshalb seine gesetzlichen 

Wohnungspolitische Thesen 2006:  
„Zukunftsicheres Wohnen und Leben verlangt neue Wege zur Stadtentwicklung“
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und finanziellen Rahmenbedingungen 
wie programmatischen und räumlichen 
Schwerpunktsetzungen langfristig sta-
bil und damit berechenbar gestalten. 
 
Hierzu bedarf es – auch vor dem Hinter-
grund der Föderalismusreform – einer 
zeitnahen Überprüfung der Raumord-
nungspolitik und -gesetzgebung. Zur 
Bewältigung des demographischen 
Wandels müssen – auch im europä-
ischen Kontext – klare raumordnerische 
Leitbilder entwickelt und an diesen die 
Infrastruktur- und Förderpolitik aus-
gerichtet werden. Dabei sollte sich das 
Land auf rahmensetzende rechtliche 
Regelungen beschränken und Entwick-
lungsprozesse moderieren. 

Umbau des Förderinstrumentariums zur 2.	
Gestaltung von Schrumpfungsprozessen 
 
Schrumpfungsprozesse bieten Chan-
cen für eine qualitative Erneuerung 
und Entwicklung und die Beseitigung 
von Fehlentwicklungen in Städten und 
Regionen. Dazu muss das gesamte 
Förderinstrumentarium konsequent 
auf die Gestaltung von Schrump-
fungsprozessen konzentriert werden. 
 
Sämtliche ressortspezifischen För-
derprogramme und -tatbestände des 
Landes, die der Entwicklung der Städte 
undRegionen zu vitalen Wohn- und 
Lebensstandorten dienen können, sind 
dazu in einem ressortübergreifenden 
integrierten Entwicklungs- und Infra-
strukturfonds zusammenzufassen und 
als ein pauschales Förderprogramm 
auszugestalten. Durch diese Integra-
tion von bislang nicht miteinander 
vernetzten Förderungen von unter-
schiedlichen Zielgruppen und Tatbe-
ständen vor Ort können synergetische 
Entwicklungsziele bei geringerem 
finanziellen Aufwand wesentlich effi-
zienter erreicht werden. Dabei ist auf 
die Kompatibilität mit Bundes- und 
EU-Förderprogrammen zu achten.

Erhalt und Nutzung des Wohnungs-3.	
bauvermögens des Landes für den 
neu zu schaffenden integrierten Ent-
wicklungs- und Infrastrukturfonds 
 
Angesichts der demographischen und 
sozio-ökonomischen Entwicklung ist 
die klassische Förderung des Woh-
nungsbaus in Zukunft nicht mehr im 
bisherigen Umfang erforderlich. Statt-

dessen sind neue Bedarfe entstanden, 
z. B. in den Bereichen des Stadtum-
baus, der Wohnumfeldverbesserung, 
wohnnaher Einrichtungen und des 
Sozialraummanagements einschließ-
lich der interkulturellen Integration. 
Für diese Zwecke ist das zu erhaltende 
Wohnungsbauvermögen des Landes zu 
öffnen und in den neu zu schaffenden 
integrierten Entwicklungs- und Infra-
strukturfonds für vitale Städte und 
Regionen zu lenken.

Ausschließliche Nutzung der Bun-4.	
desmittel nach der Föderalismusre-
form für Zwecke der Stadtentwicklung 
 
Der Übergang der Wohnraumversor-
gung in die Länderkompetenz im Rah-
men der Föderalismusreform trägt der 
zunehmenden regionalen Differenzie-
rung der Wohnungsmärkte Rechnung, 
die angesichts der demographischen 
und sozio-ökonomischen Entwick-
lung eine wichtige staatliche Aufgabe 
bleibt. Deshalb müssen die in diesem 
Zusammenhang den Ländern vom 
Bund zur Verfügung gestellten Mittel 
ausschließlich für wohnungswirtschaft-
liche Zwecke im Rahmen nachhaltiger 
Stadtentwicklungsprozesse zielorien-
tiert eingesetzt und nicht für andere 
landespolitische Zwecke verwandt wer-
den.

Strategische, integrierte und hand-5.	
lungsorientierte Konzepte unter Mitwir-
kung aller beteiligten Akteure vor Ort 
als Voraussetzung für eine Förderung 
 
In der Gestaltung von Schrumpfungs-
prozessen liegen große Chancen, Woh-
nen und Leben in den Städten und 
Regionen zukunftsicher und qualitativ 
hochwertig zu entwickeln. Dies bedarf 
allerdings des Zusammenwirkens der 
Kommunen, der Wohnungswirtschaft 
und aller anderen Akteure vor Ort und 
von ihnen gemeinsam erarbeiteter stra-
tegischer, integrierter und handlungs-
orientierter Konzepte, ohne die private 
Investitionen und privates Engagement 
nicht in ausreichendem Maße mobili-
siert werden kann. Nur solche Konzepte 
sind zu zwingenden Fördervorausset-
zungen für den Einsatz von Mitteln aus 
dem neu zu schaffenden Entwicklungs- 
und Infrastrukturfonds zu machen. 
 
Bei der Rahmensetzung für diese Kon-
zepte durch das Land ist darauf zu 

achten, dass nur Maßnahmen gefördert 
werden, die einen integrativen, nach-
haltigen Stadtentwicklungsansatz bein-
halten und nicht zu neuen einseitigen 
Wohnstrukturen vor Ort führen.

Initiierung einer gesetzlichen Rege-6.	
lung zur beschleunigten Realisie-
rung von Standortgemeinschaften 
 
Die Aufwertung von Wohnquartieren, 
von Mischgebieten wie von vom Han-
del dominierter Quartiere setzt koor-
dinierte Strategien voraus. Dies gilt 
insbesondere, wenn Überkapazitäten 
abgebaut bzw. neue Qualitäten geschaf-
fen werden müssen. Dabei werden die 
Akteure, die Initiative und Engagement 
ergreifen, häufig mit dem Problem der 
so genannten „Trittbrettfahrer“ kon-
frontiert. Die in Nordrhein-Westfa-
len auf freiwilliger Basis agierenden 
„Immobilien- und Standortgemein-
schaften“ lösen dieses Problem nicht. 
 
Die Wohnungs- und Immobilienwirt-
schaft befürwortet daher eine gesetzliche 
Regelung zur Bildung von Standortge-
meinschaften in Nordrhein-Westfalen. 
Ein solches rechtliches Angebot für 
Initiativen vor Ort würde die Verbind-
lichkeit der Akteure untereinander 
sowie die dazugehörige Maßnahmen- 
und Finanzierungsplanung stärken 
und damit die Bildung von Stand-
ortgemeinschaften beschleunigen. 
Business Improvement Districts (BIDs) 
und Housing Improvement Districts 
(HIDs) sind Modelle, die vor allem im 
Ausland mit Erfolg betrieben werden. 
 
Eine landesgesetzliche Regelung, die 
BIDs und HIDs miteinander kom-
biniert, sollte sich auf Vorgaben der 
wesentlichen Eckpunkte wie Rechts-
form der Organisation, erforderliche 
Zustimmungsregelung u. a. beschrän-
ken, wobei diese einfach und flexibel 
handhabbar sein müssen. Orientierung 
und erste Erfahrungshinweise geben 
vergleichbare gesetzliche Regelungen 
in anderen Bundesländern. Um eine 
breite Akzeptanz eines kombinierten 
BID-/HID-Gesetzes zu erreichen, sollte 
es unter Mitwirkung der betroffenen 
Zielgruppen erarbeitet werden. 
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Anhörung zum 
Landes haushalt 2007 
NRW 

Am 19. Oktober 2006 fand im nordrhein-
westfälischen Landtag eine öffentliche 
Anhörung des Haushalts- und Finanzaus-
schusses zum Entwurf des Landeshaus-
haltes 2007 statt, zu der auch der VdW 
Rheinland Westfalen geladen war.

Zuvor hatte der Verband eine umfangreiche 
schriftliche Stellungnahme abgegeben, in der 
auf der Grundlage der Wohnungspolitischen 
Thesen 2006 des VdW Rheinland Westfalen 
Kritik an den geplanten Mittelkürzungen der 
Wohnraumförderung um 50 Millionen Euro 
im Haushalt 2007 geübt wurde.

Die Kritik galt gleichermaßen der Absicht 
der Landesregierung, diese knapp 50 Milli-
onen Euro für den Schuldendienst an den 
Bund sowie für den Grundstücksfonds aus 
den Überschüssen der Wohnungsbauför-
derungsanstalt zu verwenden. Rechnet 
man noch die erstmals nicht mehr veran-
schlagte Komplementärfinanzierung für 
die Wohnraumförderung hinzu (2006: 
rund 24 Millionen Euro ), soll der Landes-
haushalt 2007 zu Lasten der Förderung 
des Wohnungsbaus um rund 70 Millionen 
Euro entlastet werden.

In seiner Stellungnahme übte der VdW 
Rheinland Westfalen weiter Kritik daran, 
dass die so vorgenommene Sanierung des 
Landeshaushaltes rechnerisch allein aus 
den Überschüssen der Wfa vorgenom-
men werden soll, zu denen die rund 120 
Millionen Euro, die im Jahr 2006 von den 
Wohnungsunternehmen an Verwaltungs-
kostenbeiträgen an die Wfa geleistet wer-
den, beitragen. „Da diese natürlich ihren 
Niederschlag in den Kalkulationen der 
Mieten finden, subventionieren die Mieter 
von Sozialwohnungen den Landeshaushalt 
in Millionenhöhe“.

Anhörung zur
Wohnraumförderung 
2007 NRW

Über die Eckwerte zur Wohnraumförderung 
2007 führte das Ministreium für Bauen und 
Verkehr NRW eine Verbändeanhörung am 
12. Dezember 2006 in Düsseldorf durch.

Der VdW Rheinland Westfalen brachte 
dort seine Anregungen und Bedenken ein, 
wobei er sich im Vorfeld mit anderen Ver-
bänden, insbesondere mit dem Städtetag 
NRW und dem BFW Landesverband Freier 
Immobilien- und Wohnungsunternehmen 
NRW ausgetauscht hatte.

Am 1. Februar 2007 stellte Staatssekretär 
Günter Kozlowski im Landtagsausschuss 
für Bauen und Verkehr das Wohnraum-
förderungsprogramm 2007 (WoFP 2007), 
die Wohnraumförderungsbestimmungen 
2007 (WFB 2007) sowie die Richtlinien 
zur Förderung von investiven Maßnahmen 
im Bestand in Nordrhein-Westfalen (RL 
BestandsInvest 2007) vor. 

Als Erfolg seiner Interessenvertretung 
konnte der Verband eine Erleichterung 
bei der Vergabe der Mittel im Rahmen der 
investiven Bestandsförderung erreichen. 
Ebenso wurde die wiederholte Anregung 
des Verbandes, den Zusammenhang der 
Abrissförderung mit der Förderung des 
Mietwohnungsneubaus auch auf den 
Neubau von Wohnraum im Eigentum 
zu erweitern, als neuer Förderbaustein 
„Aufbereitung innerstädtischer Brachflä-
chen zum Bau geförderter Eigenheime“ 
in das Wohnraumförderungsprogramm 
2007 aufgenommen. Auch die Aufnahme 
neuer Steuerungsansätze, mit dem Ziel 
die Kommunen stärker einzubeziehen 
und in enger Zusammenarbeit mit der 
Wohnungswirtschaft kommunale woh-
nungspolitische Handlungskonzepte zu 
erarbeiten, erfüllt alte Forderungen des 
Verbandes. 

Anhörung zur Änderung 
des Wohnungsbauförde-
rungsgesetzes NRW

Mit dem Vierten Gesetz zur Änderung 
des Wohnungsbauförderungsgesetzes 
(4. ÄndG-WBFG) hat die Landesregierung 
die rechtliche Grundlage dafür geschaffen, 
in den Jahren 2007 und 2008 aus dem 
Jahresüberschuss der Wohnungsbauför-
derungsanstalt jeweils 22 Millionen Euro 
für Zwecke des Grundstücksfonds Nord-
rhein-Westfalen an den Landeshaushalt 
abzuführen.

Der Ausschuss für Bauen und Verkehr 
führte dazu am 1. Februar 2007 im Landtag 
NRW eine öffentliche Anhörung durch, 
in der mehrheitlich – so auch seitens des 

VdW Rheinland Westfalen – die damit 
verbundene weitere Schmälerung des 
Landeswohnungsbauvermögens abgelehnt 
wurde. Dennoch hat der Landtag in seiner 
Plenarsitzung am 29. März 2007 das 
4. ÄndG-WBFG beschlossen.

Anhörung zur 
Änderung des Gesetzes 
zur Landesentwicklung 

Der VdW Rheinland Westfalen hat zum 
Gesetzentwurf der Landesregierung für 
ein „Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Landesentwicklung (Landesentwick-
lungsprogramm – LEPro)“ im Rahmen 
einer Anhörung im Landtagsausschuss für 
Wirtschaft, Mittelstand und Energie am 
18. April 2007 im Landtag NRW schriftlich 
Stellung genommen.

Dabei sprach der Verband insbesondere 
die Schnittstelle von Landesentwicklung 
und Stadtentwicklung an und begrüßte 
den von allen im nordrhein-westfälischen 
Landtag vertretenen Fraktionen aner-
kannten Handlungsbedarf hinsichtlich 
der Stärkung der Zentren als Handels-, Ar-
beits- und Wohnstandorte. Entsprechend 
sprach er sich für eine starke Landespla-
nung zur Steuerung von Einkaufszentren 
und großflächigen Handelsbetrieben zu 
Gunsten der Stärkung der Zentren aus. 

Wohnungspolitische Informationen, 
Nr. 12/2007
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Anhörung zur Änderung 
der Gemeindeordnung 
NRW 

Mit dem „Gesetz zur Stärkung der kom-
munalen Selbstverwaltung (GO-Reform-
gesetz)“ will die Landesregierung eine 
massive Verschärfung des Gemeindewirt-
schaftsrechts erreichen, von der auch die 
kommunalen Wohnungsunternehmen be-
troffen sind. 

Kern ist die Änderung des § 107 Gemein-
deordnung, wonach sich die Kommunen 
nur noch dann wirtschaftlich betätigen 
dürfen, wenn ein „dringender öffentlicher 
Zweck“ die Betätigung erfordert und „der 
öffentliche Zweck durch Privatunterneh-
men nicht ebenso gut und wirtschaftlich 
erfüllt werden kann“. Dies bedeutet, dass 
die Gemeinde bei Leistungsparität mit 
einem Privaten die öffentliche Aufgabe 
nicht mehr selbst erfüllen darf. 

Zudem dürfen nach der im Gesetzentwurf 
vorgesehenen Bestandsschutzregelung 
nur die wirtschaftlichen Betätigungen 
fortgesetzt werden, die vor dem Einbrin-
gen des Gesetzentwurfs in den Landtag 
am 29. März 2007 zulässigerweise aufge-
nommen worden waren. Damit wäre den 
Wohnungsunternehmen jede Möglichkeit 
verwehrt, auf künftige Entwicklungen zu 
reagieren und sich so auch am Wettbewerb 
zu beteiligen. 

Der VdW Rheinland Westfalen hat diesen 
Gesetzentwurf in einer Stellungnahme 
gegenüber dem Innenministerium scharf 
kritisiert und gefordert, dass zumindest 
ein erweiterter Bestandsschutz eingeführt 
wird, der den Wohnungsunternehmen die 
Möglichkeit lässt, sich in Zukunft weiter-
zuentwickeln. 

Anhörung zur 
Rauchwarnmeldepflicht

Anhörung 
zur Novellierung des 
Landeswassergesetzes 
NRW 

Die maßgeblichen Regelungen für die 
Dichtheitsprüfung privater Abwasserlei-
tungen (§ 45 Bauordnung NRW), sollen in 
das Landeswassergesetz (LWG) überge-
führt werden. Zu der dazu beabsichtigten 
Einfügung eines § 61 a in das Landeswas-
sergesetz führte das Ministerium für Um-
welt und Naturschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz am 1. September 2006 
eine Anhörung durch.

Der VdW Rheinland Westfalen hat im An-
hörungsverfahren dahin gehend Stellung 
genommen, dass keine grundsätzlichen 
Bedenken dagegen bestehen. Er regte je-
doch an, sicherzustellen, dass, wenn eine 
Gemeinde ihre Abwasserleitungen über-
prüft, den anliegenden Grundstücksei-
gentümern Gelegenheit zu geben ist, ihre 

privaten Abwasserleitungen gleichzeitig zu 
überprüfen, um Synergieeffekte zu nutzen 
und Kosten zu sparen. Weiterhin hat sich 
der Verband dafür ausgesprochen, künftig 
einheitliche Kriterien für die Zulassung 
der Sachkundigen für die Dichtigkeitsprü-
fung in den Gemeinden bereits im Gesetz 
festzulegen, um hier Rechtssicherheit und 
eine landesweite einheitliche Handhabung 
zu gewährleisten. 

Anhörung zur Reform 
des Heimgesetzes NRW

Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales führte am 13. Dezember 2006 
eine öffentliche Anhörung zur Reform des 
Heimgesetzes auf der Grundlage von drei 
Anträgen im Landtag NRW durch, zu der 
auch der VdW Rheinland Westfalen gela-
den war. 

Der Verband bezog insbesondere zur The-
matik der Schnittstellenprobleme zwischen 
Heimwohnen und Wohnen in alternativen 
Wohnformen, besonders im „Betreuten 
Wohnen“ und Wohnen in Gemeinschaft 
Stellung.

Gegenstand der Anhörung waren mehrere 
Anträge aller im Landtag NRW vertretenen 
Fraktionen. Sie formulierten durchgängig 
einen Handlungsbedarf hinsichtlich einer 
Novellierung und Neuausrichtung der 
Heimgesetzgebung.

In Folge der Verlagerung der Zuständigkei-
ten der Heimgesetzgebung vom Bund auf 
die Länder vertrat der VdW Rheinland West-
falen den Standpunkt, dass das Land Nord-
rhein-Westfalen die Gelegenheit nutzen 
solle, das Heimrecht zu deregulieren und 
entbürokratisieren, wobei der rechtlich sau-
beren Trennung zwischen dem Wohnen im 
Heim und den verschiedenen Wohnformen 
in Wohnungen und Wohngemeinschaften 
eine besondere Bedeutung zukomme, um 
die bereits eingeleitete Verbreitung der 
erprobten innovativen Wohnformen und 
Betreuungskonzepte zu forcieren.

Das zuständige Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen führt die fachpolitische 
Diskussion über ein Landesheimgesetz 
NRW weiter. U. a. sind fünf Expertenge-
spräche im Sommer 2007 terminiert, an 
denen u. a. der VdW Rheinland Westfalen 
teilnimmt.Wohnungspolitische Informationen, 

Nr. 09/2007

Wohnungspolitische Informationen, 
Nr. 14/2006
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Kuratorium 
Qualitätssiegel Betreutes 
Wohnen für ältere 
Menschen NRW e. V.

Das „Kuratorium Qualitätssiegel Betreutes 
Wohnen für ältere Menschen NRW e. V.“, 
dem auch der VdW Rheinland Westfalen 
angehört, hat im Berichtszeitraum drei 
Vorstandssitzungen und eine Mitglieder-
versammlung durchgeführt. Im Zentrum 
der Beratungen standen die umfangreiche 
Neuauflage der Broschüre „Qualitätssiegel 
Betreutes Wohnen“ und das Zertifizierungs-
verfahren. Ein eigener Internetauftritt www.
kuratorium-betreutes-wohnen.de konnte 
eingerichtet werden.

Mit Unterstützung des Ministeriums für 
Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW hat 
das Kuratorium die zweite und völlig neu 
gestaltete Auflage der Broschüre „Qua-
litätssiegel Betreutes Wohnen für ältere 
Menschen Nordrhein-Westfalen“ zum 
Jahresende 2006 herausgegeben.

Ferner hat der Verein als Kooperations-
partner verschiedene themenspezifische 
Veranstaltungen unterstützt und eigene 
Veranstaltungen mit den Fachministerien 
auf Landesebene vorbereitet. 

Der VdW Rheinland Westfalen ist im Vor-
stand des Kuratoriums durch Roswitha 
Sinz (stellvertretende Vorsitzende) ver-
treten.

Kooperation mit der 
Landesbehindertenbeauf-
tragten NRW

Zwischen dem VdW Rheinland Westfalen 
und der nordrhein-westfälischen Landes-
behindertenbeauftragten Angelika Gemkow 
ist schon kurz nach deren Bestellung durch 
die Landesregierung eine enge Kooperation 
bezogen auf alle Fragen, die das Wohnen 
und Leben von Menschen mit Behinderung 
betreffen, verabredet worden. 

Frau Gemkow, 
die für die Men-
schen mit Be-
hinderung u. a. 
die Einhaltung 
der Vorschriften 
des Behinder-
t e n g l e i c h s t e l -
lungsgese tzes 
überwacht und 
Maßnahmen an-
stößt, die auf die 
Gleichstel lung 
behinderter Men-
schen und auf 
den Abbau von 
Benachteiligungen hinwirken, sieht den 
Verband als wichtigen Partner, z. B. in 
Bezug auf die Umsetzung des im Januar 
2007 vorgestellten behindertenpolitischen 
Programms „Teilhabe für alle“. Darin ist im 
Programmpunkt „Wohnen“ als Ziel festge-
legt, dass jeder Mensch nach seinen Vorstel-
lungen leben und wohnen können soll. 

Da der Trend in der Behindertenpolitik 
ebenfalls weg von institutionalisierten und 
hin zu ambulanten und dezentralen Versor-
gungsformen geht und sich die Wohnungs-
wirtschaft in den vergangenen Jahren in 
Reaktion auf ihre immer älter werdenden 
Mitglieder und Mieter in exakt diesem 
Handlungsfeld massiv und erfolgreich en-
gagiert hat, ist eine Zusammenführung der 
Akteursgruppen von beidseitigem Interesse 
und bietet eine Vielzahl von Potenzialen. 
Mit dem Ziel, diese Schnittstellen auszu-
loten, über alternative Wohnkonzepte und 
innovative Betreuungsmodelle zu informie-
ren und neue Kooperationen zu begründen, 
werden der Verband und die Landesbe-
hindertenbeauftragte Anfang 2008 eine 
Fachtagung durchführen.

Landesinitiative 
StadtBauKultur NRW

Die Landesinitiative StadtBauKultur NRW 
gibt es seit sechs Jahren. Sie fördert vor 
allem

die Kooperation der unterschiedlichen  π
Institutionen, die auf diesem Feld 
tätig sind, so auch die mit der Woh-
nungswirtschaft,

die Umnutzung von Kirchengebäuden –  π
auch unter denkmalpflegerischen Ge-
sichtspunkten,

die Pflege der Baukultur im Ruhrge- π
biet als prägendes Element der Euro-
päischen Kulturhauptstadt,

das Bauen im Zeichen des demo- π
graphischen Wandels einschließlich 
Rückbau, Bauen und Umbauen im 
Bestand, um Wohngebäude zukunfts-
fähig zu machen.

Der VdW Rheinland Westfalen ist einer 
der Partner der Landesinitiative StadtBau-
Kultur NRW. Ein 25-köpfiges Kuratorium, 
dem Minister Oliver Wittke vorsitzt, legt 
die Ziele fest und empfiehlt Leit- und 
weitere Projekte. Ihm gehören u. a. Prof. 
Dr. Karl-Heinz Cox und Prof. Karl-Heinz 
Petzinka, die ehemaligen und jetzigen 
Vorsitzenden der Geschäftsführung der 
THS Gelsenkirchen, Dr. Dieter Kraemer, 
Geschäftsführer der VBW Bauen und 
Wohnen GmbH, Bochum, und Burghard 
Schneider, Verbandsdirektor des VdW 
Rheinland Westfalen an. In der Lenkungs-
gruppe der Initiative ist der VdW Rhein-
land Westfalen durch seine Abteilungslei-
terin Roswitha Sinz vertreten. 

Kooperation 
mit Hochschulen in NRW

Bereits zum dritten Mal führte die Zusam-
menarbeit von Wohnungsunternehmen im 
VdW Rheinland Westfalen mit Hochschulen 
des Landes zu einem weiteren Projekt. Die 

Angelika Gemkow, 
Landesbehinderten-
beauftragte NRW
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GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Es-
sen eG stellte der Rheinisch-Westfälischen 
Technischen Hochschule (RWTH) Aachen 
ein Wohnquartier in der Essener Schulz-
straße für ein studentisches Semester-
projekt zur Verfügung.

Bei diesem wie auch bei den Vorläufer-
Projekten haben die beteiligten Hoch-
schulen Neuland betreten, als sie – statt 
der klassischen wohntypologischen Ent-
wurfsaufgaben – Studenten mit aktuellen 
Fragestellungen der Wohnungswirtschaft 
konfrontierten. In ihren Semesterarbeiten 
haben die Studenten, unterstützt von Pro-
fessoren, Lehrbeauftragten und Assisten-
ten, dann diese Fragen aus unterschied-
lichen Betrachtungsebenen behandelt – als 
Architekt, als Wohnungsunternehmen, als 
Mieter oder als ausführende Firma – und 
gelöst. 

Entstanden ist die Kooperation dadurch, 
das die Wohnungswirtschaft, initiiert 
durch den VdW Rheinland Westfalen, mit 
der Forderung nach gut ausgebildetem 
Nachwuchs an die Hochschulen herange-
treten ist.

Gemeinschaftsaktion 
Gebäudesanierung NRW

Die im Mai 2006 mit einer Pressekonferenz 
und der Freischaltung der Internet-Platt-
form www.mein-haus-spart.de gestartete 
„Gemeinschaftsaktion Gebäudesanierung 
NRW“, an der auch der VdW Rheinland 
Westfalen beteiligt ist, hat zehn Monate 
nach ihrem Start eine positive Zwischen-
bilanz gezogen. 

Ein Indiz ist der starke Anstieg der in
NRW abgerufenen KfW-Förderkredite.
Im Jahr 2006 belief sich das Förder-
volumen im Bereich der energetischen
Modernisierung auf fast 1 Milliarde Euro,
rund drei Mal so viel Mittel wie 2005. Ziel 
der Gemeinschaftsaktion ist die Bündelung 
und Zusammenführung aller Beratungs- 
und Informationsangebote im Land, um 
Wohnungs- und Hausbesitzer zu informie-
ren und ihnen bezogen auf Planung und 
Umsetzung energetischer Sanierungen 
„unter die Arme“ zu greifen. 

Weitere Partner der Aktion sind neben 
dem VdW Rheinland Westfalen u. a. die 
Architektenkammer NRW, die Ingenieur-
kammer-Bau NRW, der Deutsche Mie-
terbund NRW, Haus & Grund NRW, die 
Verbraucherzentrale NRW sowie mehrere 
handwerkliche Fachverbände. Kern der 
Kooperation ist die Online-Plattform www.
mein-haus-spart.de, die Informationen zu 
aktuellen Fragen rund um die energetische 
Modernisierung ebenso bereit hält wie 
Kontaktadressen, Literatur- und Veranstal-
tungstipps. 

Der Verband unterstützt den Wissens-
transfer und Informations- und Erfah-
rungsaustausch u. a. durch die „Vermitt-
lung“ vorbildlicher Projekte aus dem Kreis 
der Mitgliedsunternehmen. 

Aktionsprogramm Umwelt 
und Gesundheit NRW

Das „Aktionsprogramm Umwelt und Ge-
sundheit“ (APUG) vernetzt Akteure aus den 
verschiedensten Bereichen der öffentlichen 
Verwaltung, der Wissenschaft, den Kommu-
nen und Nicht-Regierungs-Organisationen 
in Nordrhein-Westfalen. Als solche vertritt 
der VdW Rheinland Westfalen die Interes-
sen der Wohnungswirtschaft im APUG. 

Gesundes Wohnen ist u. a. ein Thema des 
Aktionsprogramms, schließlich verbrin-
gen die Menschen im Durchschnitt 20 
Stunden täglich in geschlossenen Räumen. 
Die Baumaterialien für Wohn- und Büro-
räume spielen daher eine besondere Rolle 
für die Gesundheit der Menschen. APUG 
NRW möchte zu einer besseren Informa-
tions- und Wissensvermittlung beitragen 
und Dialogstrukturen und Kooperationen 
zwischen den Beteiligten fördern. 

Eine Reihe von Publikationen hat das 
APUG zum Thema Gesundes Wohnen 
bereits herausgegeben. Der Verband hat 
dieses Thema aufgegriffen und in die 
Veranstaltungsreihe „Technik“ Informati-
onen und Hilfen zum gesunden Wohnen 
weitergegeben.

Verwaltungsvorschrift 
Wohnen in Orts- und 
Stadtkernen 
in Rheinland-Pfalz

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz richtet 
vor dem Hintergrund der demographischen 
Entwicklung und sich verändernder Nach-
fragestrukturen im Wohnungsmarkt wei-
tere Schwerpunkte ihrer Wohnungspolitik 
auf die Stärkung der Innenstädte und Be-
standsgebiete in Innenstädten und Inner-
ortslagen aus. 

Im Rahmen des Experimentellen Woh-
nungsbaus hat das Ministerium für Fi-
nanzen dazu eine neue Verwaltungsvor-
schrift „Wohnen in Orts- und Stadtkernen“ 
erlassen, die am 1. Februar 2007 in Kraft 
getreten ist.

Im Vorfeld hatte die Arbeitsgemeinschaft 
der rheinland-pfälzischen Wohnungs-
unternehmen dem Finanzministerium 
Änderungs- und Ergänzungsvorschläge 
übermittelt, die in die Vorschrift einge-
flossen sind.

Unter dem Oberziel der Stärkung der 
Innenstädte werden Bauprojekte in inner-
örtlichen bzw. innerstädtischen Lagen von 
Kommunen gefördert, die in der Regional-
planung die Zuweisung der besonderen 
Funktion Wohnen erhalten haben.

Landesentwicklungs-
programm 
Rheinland-Pfalz 

Der VdW Rheinland Westfalen und der 
VdW südwest haben am 26. Juni 2007 eine 
gemeinsame Stellungnahme im Rahmen 
des Beteiligungs- und Anhörungsverfahren 
gem. § 8 Abs. 1 Landesplanungsgesetz  
zum Entwurf des Landesentwicklungspro-
gramms (LEP IV) gegenüber dem  Ministe-
rium des Innern und für Sport des Landes 
Rheinland-Pfalz abgegeben.

ils nrw journal, Nr. 02/2006 
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Sie nahmen für die rheinland-pfälzischen 
Wohnungsunternehmen insoweit Stel-
lung, wie die Schnittstelle von Landesent-
wicklung und Stadtentwicklung und somit 
auch die Kompetenz und das Handeln der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
berührt sind. 

Positiv werten die Verbände, dass die Lan-
desregierung mit dem Entwurf des LEP 
IV die geänderten Rahmenbedingungen 
hinsichtlich der demographischen Ent-
wicklung und der knapper werdenden 
öffentlichen finanziellen Ressourcen 
aufnimmt und die bewährten Strategien 
und Instrumente der Raumordnung und 
Siedlungsentwicklung auf die aktuellen 
Problemkonstellationen neu ausrichtet. 
Ferner begrüßen sie die Anreize zu ko-
operativen Lösungswegen.

In dem auf bis 2015 begrenzten Ana-
lyse- und Prognosezeitraum erkennen 
sie jedoch eine große Schwäche des LEP 
IV-Entwurfs, da sich einschneidende Ver-
änderungen für die Raumordnung und 
Siedlungsentwicklung erst nach 2015 ein-
stellen werden. 

	7.	Wichtige	�   
		 Kooperationspartner�

GdW Bundesverband 
deutscher Wohnungs- und 
Immobilienunternehmen

Der VdW Rheinland Westfalen ist der größ-
te der 14 Regionalverbände im GdW. Der 
Bundesverband repräsentiert mit seinen 
Mitgliedsverbänden die ganze Vielfalt der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft. Als 
größter deutscher Branchenverband ver-
tritt er bundesweit und auf europäischer 
Ebene rund 3.200 Wohnungsunterneh-
men mit rund 6,3 Millionen Wohnungen, 
in denen über 13 Millionen Menschen 
wohnen. Der GdW repräsentiert damit 
Wohnungsunternehmen, die 30 Prozent 

aller Mietwohnungen 
in Deutschland bewirt-
schaften.

Mit seinem Büro in 
Brüssel nimmt der GdW 

Einfluss auf die EU-Gesetzgebung, die 
zunehmend wohnungs- und immobilien-
wirtschaftliche Interessen berührt. 

Die Wahrnehmung der Interessen der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft auf 
Bundes- und europäischer Ebene nimmt 
der GdW in enger Abstimmung mit den 
Regionalverbänden vor, die ihrerseits ver-
suchen, bei bundesratspflichtigen Geset-
zesvorhaben entsprechenden Einfluss 
auf die Landesregierungen auszuüben. 
Der VdW Rheinland Westfalen hat dies 
mit positivem Erfolg oder mit positiven 
Erfolgsaussichten im Berichtszeitraum 
mehrmals getan.

Im Sinne eines integrativen Zusammen-
wirkens der Regionalverbände gemein-
sam mit ihrem Bundesverband arbeiten 
Vertreter des VdW Rheinland Westfalen in 
zahlreichen Gremien des GdW und in der 
Konferenz der Verbände mit. 

So hat beispielsweise die Konferenz der 
Verbandsdirektoren im Mai 2007 die Stel-
lungnahme des Fachausschusses für Stadt-
erneuerung und -entwicklung „Private 
Initiativen zur Stadtentwicklung“ nach  
§ 171 f BauGB gebilligt, in deren fachlichen 
Einschätzung die Stellungnahme des VdW 
Rheinland Westfalen vom 28. November 
2006 maßgeblich eingeflossen ist.

AGV – Arbeitgeberver-
band der Deutschen  
Immobilienwirtschaft e. V. 

D e r  A G V, 
Düsseldorf, 
ist ein enger 
K o o p e r a t i -
onspar tner 
d e s  V d W 
R h e i n l a n d 

Westfalen. Er berät die Mitgliedsunter-
nehmen u. a. in allen arbeitsrechtlichen 
und tarifvertraglichen Angelegenheiten. 
Außerdem werden gemeinsame Fachta-
gungen – wie beispielsweise am 15. Mai 
2007 zum Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) – veranstaltet.

Arbeitsgemeinschaft  
der Immobilien- und 
Wohnungswirtschaft NRW 

Die Arbeitsgemeinschaft der Immobilien- 
und Wohnungswirtschaft NRW als Zusam-
menschluss von wohnungs- und immobi-

lienwirtschaftlichen Verbänden hatte im 
Berichtszeitraum folgende Mitglieder: 

BDB Bund Deutscher Baumeister, ππ
Architekten und Ingenieure, Landes-
verband NRW,
BFW Landesverband Freier Immo-ππ
bilien- und Wohnungsunternehmen 
NRW,
Grundbesitzerverband NRW,ππ
Haus & Grund, Düsseldorf und Um-ππ
gebung
Haus & Grund Rheinland,ππ
Landesverband der Sachverständigen ππ
NRW,
RDM Ring Deutscher Makler, Landes-ππ
verband NRW,
Siedlerbund Rheinland,ππ
VDM Verband Deutscher Makler, Lan-ππ
desverband NRW,
VdW Rheinland Westfalen,ππ
Verband der nordrhein-westfälischen ππ
Immobilienverwaltung,
vhw Bundesverband für Stadtentwick-ππ
lung und Wohneigentum, Landesver-
band NRW.

Die Arbeitsgemeinschaft hat sich zu di-
versen landespolitisch relevanten Themen-
stellungen wie zu fachlichen Stellungnah-
men an das Land Nordrhein-Westfalen 
ausgetauscht und abgestimmt. In diesem 
Sinne bildet sie ein gutes Netzwerk im 
Rahmen der Interessenvertretung. 

Architektenkammer NRW 

Der „Tag der Architektur“ am 16. und 17. 
Juni 2007 versprach mit 515 neuen und 
erneuerten Objekten auch in diesem Be-
richtszeitraum wieder ein echtes Erlebnis 
für alle Architekturfreunde zu werden. 
Unter den zahlreichen Bauten sind eine 
Reihe Bauherren zu finden, die zum Mit-
gliederkreis des VdW Rheinland Westfalen 
zählen.

Der VdW Rheinland Westfalen unterstützt 
die Aktionsplattform „NRW wohnt“ der 
Architektenkammer NRW als Kooperati-
onspartner. Mit einer Reihe von Veranstal-
tungen (nach Ende des Berichtszeitraums) 
werden Aspekte des Wohnens und Lebens 
einem breiten Publikum in Nordrhein-
Westfalen vorgestellt und diskutiert.
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Mit Berichterstattungen im „VerbandsMa-
gazin“ über Themen und Veranstaltungen 
der Architektenkammer wird die gegensei-
tige Verständigung von Interessenlagen 
zur Zukunft des Wohnens und Lebens in 
der Stadt fortgeführt.

AWO – Arbeiterwohlfahrt 
Bezirk Westliches Westfalen 

Der VdW Rheinland Westfalen hat die 
Kooperation mit dem Arbeiterwohlfahrt 

Bezirksverband West-
liches Westfalen e. V. 
fortgesetzt. 

Der stetige und in-
tensive Informations- 

und Erfahrungsaustausch vorrangig zu 
Fragen der Betreuung und Pflege älterer 
oder behinderter Menschen geht auf die 
Tagung „Wohnen im Alter – Kooperative 
Partnerschaften von Wohnungsanbietern 
und Betreuungsdiensten“ zurück, die der 
Verband am 28. April 2005 mit dem Ziel 
veranstaltet hatte, beiden Akteursgruppen 
in diesem Rahmen ein Forum zu bieten, 
Felder der Zusammenarbeit auszuloten. 
Hieraus waren viele projektbezogene Ko-
operationen vor Ort hervorgegangen. 

Die Verschränkungen auf verbandlicher 
Ebene zielen in erster Linie darauf ab, 
die aktuellen Fragen und Herausforde-
rungen an den Schnittstellen zwischen 
dem Wohnen und den sozialen Infrastruk-
turen aufzugreifen, zu diskutieren und, 
wo nötig, zusammen an der Optimierung 
der Rahmenbedingungen zu arbeiten. 
Die inhaltlichen Berührungspunkte sind  
z. B. das Mehrgenerationen-Wohnen bzw. 
andere spezielle Zielgruppenprojekte und 
die Reform der Pflegeversicherung und die 
Novellierung des Heimrechts in NRW. 

BDB Bund Deutscher 
Baumeister, Architekten 
und Ingenieure NRW

Der VdW Rheinland 
Westfalen pflegt kon-
tinuierlich den Gedan-
ken- und Erfahrungs-
austausch mit  dem 
BDB Bund Deutscher 

Baumeister, Architekten und Ingenieure, 
Landesverband Nordrhein-Westfalen.

Wie mit der Architektenkammer NRW 
und anderen Fachverbänden im Land 
tauscht sich der VdW im Vorfeld von Stel-
lungnahmen zu Gesetzesvorhaben im Pla-
nungs- und Baubereich auf Bundes- und 
Landesebene auch mit dem BDB aus.

BFW Landesverband 
Freier Immobilien- und 
Wohnungsunternehmen 
NRW

Die seit vielen Jahren bestehende Koopera-
tion mit dem BFW Landesverband Freier 
Immobilien- und Wohnungsunternehmen 
NRW hat sich auch in diesem Berichtszeit-
raum bewährt. 

Die gemein-
s a m e  p o l i -
tische Interes-
senvertretung 
richtete sich 

nach dem Wechsel der Landesregierung 
auf die Veränderung und Ausgestaltung 
diverser Wohnraumförderungsrichtlinien. 
Das Vorgehen bei Stellungnahmen in öf-
fentlichen Anhörungen und zu Gesetzes-
vorhaben des Landes Nordrhein-Westfalen 
oder bei Expertengesprächen, beispiels-
weise zum Landeshaushalt 2007 und 
zum Landesheimgesetz, wurde im Vorfeld 
abgestimmt, um die wohnungswirtschaft-
lichen Interessen gebündelt und verstärkt 
wahrzunehmen. 

Ferner sind beide Verbände im Vorstand 
des Kuratoriums „Qualitätssiegel Betreu-
tes Wohnen für ältere Menschen in Nord-
rhein-Westfalen“ aktiv. 

Deutscher Paritärischer 
Wohlfahrtsverband NRW

Erstmals hat der 
VdW Rheinland 
Westfalen im Be-
richtszeitraum 
auch mit dem 
Deutschen Pari-

tärischen Wohlfahrtsverband (DPWV) 
Nordrhein-Westfalen in kooperativer Wei-
se erfolgreich zusammengearbeitet.

Die von den beiden Verbänden gemeinsam 
mit dem Deutschen Mieterbund NRW 

am 14. November 2006 veranstaltete Ta-
gung zum Wohnen im Alter war überaus 
erfolgreich und endete mit der Verab-
schiedung einer „Dortmunder Erklärung“, 
in der man sich zu einer gemeinsamen 
Förderung neuer Wohnformen im Alter 
verpflichtete.

DMB Deutscher  
Mieterbund NRW

Die auf Bundes-
ebene und Landes-
ebene im Berichts-
zeitraum geführten 
Diskussionen über 
Verkäufe von Woh-

nungsunternehmen, die Einführung des 
Energieausweises etc. boten auch wieder 
in diesem Berichtszeitraum Anlässe, den 
seit vier Jahren gepflegten Gedankenaus-
tausch mit dem Landesvorsitzenden des 
Deutschen Mieterbundes, Dr. Hans Klose 
und seinem Nachfolger Bernhard von 
Grünberg, fortzuführen.

Die praktische Zusammenarbeit wurde 
mit der Durchführung von gemeinsamen 
Veranstaltungen, dem sich weitere Ko- 
operationspartner anschlossen, fortgesetzt.

EBZ – Europäisches 
Bildungszentrum der 
Wohnungs- und Immobili-
enwirtschaft

Das EBZ – Euro-
päisches Bildungs-
zentrum, Bochum 
ist eine gewach-
sene Institution, 
die Tradition und 
Innovation unter einem Dach vereint. Es 
hat am 13. Juni 2007 mit einer großen Fest-
veranstaltung sein 50-jähriges Jubiläum 
gefeiert. Aus dem anfänglichen Ausbil-
dungswerk für Kaufleute der Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft ist die deutsch-
landweit größte und angebotsreichste 
Bildungseinrichtung für die Branche ge-
worden. Hauptstiftungsgeber ist der VdW 
Rheinland Westfalen.

Das Fortbildungsangebot des Verbandes 
wird in Kooperation mit dem EBZ ange-
boten. Außerdem finden gemeinsame 
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Veranstaltungen zu aktuellen Themen 
der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft 
statt.

F+B Forschung und  
Beratung für Wohnen, Immo-
bilien und Umwelt GmbH

Im Berichtszeitraum hat das 
von der Hamburger F+B 
Forschung und Beratung für 
Wohnen, Immobilien und 
Umwelt GmbH mit Unter-
stützung durch den Verband 
durchgeführte Forschungs-
projekt „Sichere Nachbar-
schaften – Förderung von Si-
cherheit in Nachbarschaften 

als Herausforderung für Wohnungsunter-
nehmen“ seinen Abschluss gefunden. 

Im Rahmen dieses vom Bundesministeri-
um für Bildung und Forschung geförder-
ten mehrjährigen Forschungsvorhabens 
waren nach Vermittlung durch den VdW 
Rheinland Westfalen u. a. Fallbeispiele 
ausgewählter Mitgliedsunternehmen ana-
lysiert worden, darunter das Belegungsma-
nagement der LEG Wohnen Köln GmbH 
im Berliner Viertel in Monheim am Rhein 
sowie die Bewohnerselbstverwaltung der 
Spar- und Bauverein Solingen eG. Insge-
samt zielte das Forschungsprojekt darauf 
ab, der Wohnungswirtschaft praxisorien-
tierte Orientierungshilfen rund um das 
aktuelle Thema „Förderung von Sicherheit 
in Nachbarschaften“ anzubieten. 

IfG Institut für Genossen-
schaftswesen Münster

Das im Jahr 1947 
gegründete  I fG 
Institut für Genos-
senschaftswesen 
der Westfälischen 
Wilhelms-Univer-

sität Münster, wird von Prof. Dr. Theresia 
Theurl geleitet. Dem Institut steht die FfG 
Forschungsgesellschaft für Genossen-
schaftswesen e. V. zur Seite. Eine ganze 
Reihe Wohnungsgenossenschaften des 
VdW Rheinland Westfalen und der Ver-
band selbst gehören der FfG an.

Um eine enge Verzahnung von Wissen-
schaft und Praxis zu erreichen, haben das 

IfG Institut für Genossenschaftswesen 
und der VdW Rheinland Westfalen eine 
Kooperationsvereinbarung dahingehend 
getroffen, zweimal im Jahr das Symposi-
um „Perspektiven für Wohnungsgenos-
senschaften“ durchzuführen. Im Berichts-
zeitraum fanden das mittlerweile neunte 
und zehnte Symposium statt. 

Die zehn seit 2002 durchgeführten Sym-
posien besuchten insgesamt 1.100 Teilneh-
mer. Die Veranstaltungsreihe hat sich zu 
einer festen Größe im Terminkalender für 
die Wohnungsgenossenschaften in ganz 
Deutschland etabliert. 

InWIS

Das InWIS Institut für Wohnungswesen, 
Immobilienwirtschaft, Stadt- und Regi-
onalentwicklung ist ein gemeinnütziges 
Forschungs- und Wissenschaftstransfer-
institut im EBZ – Europäisches Bildungs-
zentrum der Wohnungs- und Immobilien-
wirtschaft, Bochum. 

Es ist vom Mi-
nister für Wis-
senschaft und 
Forschung des 
Landes Nord-
rhein-Westfa-

len als Institut an der Ruhr-Universität Bo-
chum anerkannt worden und ist das erste 
und bislang einzige interdisziplinäre For-
schungs- und Transferinstitut im Bereich 
des Wohnungs- und Immobilienwesens, 
das an eine Universität angebunden ist. 

Der VdW Rheinland Westfalen ist mit dem 
InWIS sehr eng verbunden. Die Koope-
ration reicht von gegenseitiger Beratung 
bis hin zur Veranstaltung von größeren 
Kongressen. 

KfW Förderbank

Der VdW Rheinland Westfalen pflegt einen 
engen Kontakt zu der Förderbank der Kre-
ditanstalt für Wiederaufbau (KfW) in Ber-
lin. Aus den dem Förderbereich „Bauen, 
Wohnen, Energiesparen“ zugeordneten 
Wohnimmobilien-Programmen wird ins-
besondere das 
CO2-Gebäude-
sanierungspro-
gramm intensiv 
abgerufen. 

Mit dem Ziel, den Mitgliedsunternehmen 
eine hilfreiche Orientierung zu bieten, 
informiert der Verband seine Mitglieder 
stets aktuell über wichtige Änderungen in 
den wohnungswirtschaftlich relevanten 
Programmen (Fördervoraussetzungen 
und -konditionen) oder über von der KfW 
getragene Pilotprojekte wie beispielsweise 
das Modellvorhaben „Niedrigenergiehaus 
im Bestand“. Dies geschieht über das 
VerbandsMagazin oder in Form von Rund-
schreiben. Auch zu den Fragen, ob und wie 
die Programme der KfW mit der sozialen 
Wohnraumförderung der Länder kumu-
liert werden können, werden regelmäßig 
Informationsveranstaltungen, z. B. am  
9. Februar 2007 in Bochum, durchgeführt. 

Städtetag NRW

Die mit dem Städtetag Nordrhein-West-
falen seit Jahren bewährte Kooperation 
hat sich im Berichtszeitraum wiederum 
und insbesondere durch den Austausch 
und die Abstimmung der jeweiligen In-
teressenvertretungen ausgezeichnet. Dies 
geschah themenbezogen u. a. zum Woh-
nungsbauprogramm 2007, zur beab-
sichtigten Änderung des § 107 der Ge-
meindeordnung Nordrhein-Westfalen 
(Gemeindewirtschaftsrecht) und zum Ent-
wurf eines Gesetzes über Immobilien- und 
Standortgemeinschaften (ISGG NRW).

Darüber hinaus 
binden der VdW 
Rheinland West-
falen und der 
Städtetag NRW 

– bzw. einzelne in ihm vertretene Städ-
te zur Stärkung der partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen Wohnungs-
wirtschaft und Kommunen – gegenseitig 
Vertreter als Referenten, Gesprächs- oder 
Kooperationspartner ein. 

An der mit dem Ministerium für Bauen 
und Verkehr des Landes NRW (MBV NRW) 
gemeinsam durchgeführten Veranstaltung 
„Wohnen und Leben im Stadtquartier. 
Standortgemeinschaften als strategische 
Allianzen für den Wohnstandort“ am 16. 
August 2006 trat der Städtetag NRW als 
Kooperationspartner auf. Eine weitere 
gemeinsame Veranstaltung zum Thema 
der Stadtrendite ist für den 23. August 
2007 geplant. Erstmals schließen sich 
auch die Städtetage aus Rheinland-Pfalz 
und Hessen an.
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Ferner ist der Städtetag NRW ständiger 
Gast im VdW-Arbeitskreis „Stadtentwick-
lung und Stadterneuerung“. Der VdW 
Rheinland Westfalen ist wiederum stän-
diger Gast im Arbeitskreis „Wohnungswe-
sen“ des Städtetages NRW.

Städte- und 
Gemeindebund NRW

Die auf Bun-
desebene und 
Landesebene 
im Berichts-
zeitraum ge-
führten Dis-
k u s s i o n e n 

über die zunehmende Regionalisierung 
der Wohnungsmärkte und damit der Le-
bensräume der Menschen infolge des 
demographischen und wirtschaftlichen 
Wandels boten Anlass, einen intensiven 
Gedankenaustausch mit dem Städte- und 
Gemeindebund (StGB) NRW zu verabre-
den und zu führen.

In einem Arbeitsgespräch zum Jahres-
wechsel 2006 vereinbarten beide Ver-
bände, in der zweiten Jahreshälfte 2007 
eine gemeinsame Veranstaltung durch-
zuführen.

Ferner zählt der Austausch von Anre-
gungen bereits im Vorfeld von Stellung-
nahmen zu Gesetzesvorhaben des Landes 
zur geübten Praxis des StGB und VdW 
Rheinland Westfalen.

Verband Garten-, Land-
schafts- und 
Sportplatzbau NRW

Der Wandel der Wohnungs- und Immo-
bilienwirtschaft vom Wohnungsverwalter 
zum Immobiliendienstleister hat auch 
dazu geführt, dass neben der Wohnung 
das Wohnumfeld immer mehr in den 
Blickpunkt rückt. Ein attraktives Wohn-

umfeld ist somit eine 
lohnende Investiti-
on im Hinblick auf 
Mieterbindung und 
Wertsteigerung von 
Wohnimmobilien.

Ein wichtiger Partner 
sind in diesem Zusam-

menhang die Garten- und Landschaftsbau-
betriebe, die in Nordrhein-Westfalen im 
Verband Garten-, Landschafts- und Sport-
platzbau Nordrhein-Westfalen e. V., Ober-
hausen, zusammengeschlossen sind. 

Im Rahmen der Landesgartenschauen 
1994 in Paderborn, 1996 in Lünen, 2003 
in Gronau und 2005 in Leverkusen führte 
der VdW Rheinland Westfalen gemeinsam 
mit dem Verband Garten-, Landschafts- 
und Sportplatzbau Nordrhein-Westfalen 
Fachtagungen unter dem Motto „Quali-
tätsoffensive Wohnumfeld“ durch. 

Die nächste Fachveranstaltung findet im 
Jahr 2008 im Rahmen der Landesgarten-
schau in Rietberg statt.

Wohnungsbauförderungs-
anstalt NRW (Wfa)

Die enge Kooperation zwischen dem VdW 
Rheinland Westfalen und der Wohnungs-
bauförderungsanstalt NRW (Wfa) hat wie 
schon in den Vorjahren u. a. einen inten-
siven Informations- und Erfahrungsaus-
tausch über die Wohnungsmarktbeobach-
tung zum Gegenstand. Das Nebeneinander 
bzw. die Gleichzeitigkeit von Wachstum 
und Schrumpfung haben längst zu stark 
ausdifferenzierten vertikalen und horizon-
talen Teilmarktstrukturen geführt. 

Vor diesem Hintergrund ist die Samm-
lung und Auswertung der Marktdaten aus 
wohnungspolitischer und -wirtschaftlicher 
Sicht von großer Bedeutung. 

Der Verband informiert deshalb seine 
nordrhein-westfälischen Mitgliedsunter-
nehmen regelmäßig und aktuell über die 
Vielzahl der von der Wfa veröffentlichen 
Markt- und Förderberichte. 

Auch hat der VdW im Berichtszeitraum 
in mehreren Gesprächen erreichen kön-
nen, dass die Wfa die Verkürzung der 
Kategorie-Bezeichnung „Miet- und Ge-
nossenschaftswohnungen“ auf „Mietwoh-
nungen“ in den Förderanträgen der Wfa 
zurückgenommen hat. 

Kooperation mit RWTH 
Aachen und ILS NRW 

Strategische Bestandsentwicklung ist ein 
großes Aufgabenfeld der Wohnungswirt-
schaft, bei der sie unter anderem auf Lehre 
und Forschung angewiesen ist. Die zu be-
wältigenden komplexen Zusammenhänge 
erfordern wissenschaftlich abgesicherte 
Zukunfts-Szenarien, die u. a. Gegenstand 
der interdisziplinären Kooperation zwi-
schen der RWTH Aachen und dem ILS 
NRW sind.

ils nrw journal, Nr. 02/2006 
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 8. Presse- und 
  Öffentlichkeitsarbeit 

Die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit ist 
ein zentrales und bedeutendes Instrument 
zur Wahrung der Interessen der Mitglieds-
unternehmen. Öffentliche Diskussionen 
können herbeigeführt, der Fokus auf rele-
vante Sachverhalte gelenkt und der Druck 
auf Entscheider in Politik und Wirtschaft 
verstärkt werden.

Der VdW Rheinland Westfalen hat aus 
diesem Grund die Zusammenarbeit mit 
Redaktionen weiter forciert und sich in 
der relevanten überregionalen wie lokalen 
Presse etabliert. Immer häufiger wird er zu 
wichtigen Themen rund um die Themen 
Wohnen und Stadtentwicklung befragt 
und um Stellungnahmen gebeten.

Die Berichterstattung konnte durch ge-
zielte Presseinformationen, Pressege-
spräche, Radiointerviews und Fernsehauf-
tritte zusätzlich gesteigert werden.

Vor allem die mittlerweile zum dritten Mal 
durchgeführte Jahres-Pressekonferenz am 
30. Mai 2007 zog eine gesteigerte Medien-
präsenz des Verbandes nach sich.

Insgesamt ist es dem Verband wieder ge-
lungen, die wesentlichen Standpunkte und 
Interessen der Wohnungswirtschaft in die 
breite Öffentlichkeit zu tragen.

VerbandsMagazin 

Mit einer Auflage von 2.500 Exemplaren 
und zehn Ausgaben pro Jahr erreicht das 
VerbandsMagazin die wichtigen Entschei-
der und Multiplikatoren aus Wohnungs-
wirtschaft, Politik und Medien. Schon im 
dritten Erscheinungsjahr hat sich das Ver-
bandsMagazin nicht nur als gemeinsames 
Sprachrohr des VdW Rheinland Westfalen 
und des VdW südwest Respekt verschafft 
– auch die aktuellen Nachrichten und 
Kommentierungen aller Politikfelder mit 
Bezug zur Wohnungswirtschaft erfreuen 
sich eines regen Interesses durch Dritte. 

Informationen zu Rechts- und Steuer-
fragen, zu technischen Neuerungen ge-
hören ebenso zum Themenspektrum 
wie Veranstaltungs- und Seminarhinwei-
se, Präsentationen innovativer Projekte 
von Mitgliedsunternehmen, Wissens-

Anlässlich der Unterzeichnung der Koope-
rationsvereinbarung zwischen der RWTH 
und dem ILS am 11. Mai 2006 bekräftigte 
Verbandsdirektor Burghard Schneider, 
die Kooperationsvereinbarung sei eine 
geeignete Grundlage, die vom VdW Rhein-
land Westfalen vor zwei Jahren gestartete 
Initiative für eine verstärkte Zusammen-
arbeit der Wohnungswirtschaft mit den 
Hochschulen in Nordrhein-Westfalen auf 
eine noch breitere Basis zu stellen und 
die begonnene Kooperation zwischen der 
Wohnungswirtschaft und der Wissenschaft 
weiter zu stärken.

Der VdW Rheinland Westfalen unterstützt 
daher Zielsetzung und Grundsätze der 
Kooperationsvereinbarung zwischen der 
RWTH Aachen und dem ILS NRW durch 
praktische Vernetzung der Wohnungswirt-
schaft mit der Wissenschaft.

WRW 

Die WRW Wohnungswirtschaftliche Treu-
hand Rheinland-Westfalen GmbH ist ein 
Consulting-Unternehmen für die Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft mit Sitz 
in Düsseldorf.

In enger Kooperation mit dem VdW Rhein-
land Westfalen wird den Mitgliedsunter-
nehmen von der WRW eine breite Palette 
von Beratungsangeboten gemacht. 

wertes aus der Statistik und Tipps für 
lesenswerte Neuveröffentlichungen.

Neben 36 Mantelseiten für den Gesamt-
bereich der beiden Verbandsgebiete gibt 
es in drei Landesausgaben auf je 12 Seiten 
spezielle Informationen für die Bundes-
länder Hessen, Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz. 

Jahresbericht

Mit den Jahresberichten legt der VdW 
Rheinland Westfalen Rechenschaft über 
seine Arbeit ab. Zugleich ist die Publika-
tion ein Kompendium für Wohnungswirt-
schaft, Politik und Medien, das kompri-
miert Auskunft über Strukturen, Akteure 
und Schwerpunkte der Verbandsarbeit 
gibt. Über die reine Wiedergabe von Fakten 
hinaus werden interessante Themen um 
Bildmaterial und Hintergründe ergänzt, die 
für die Einordnung in die wohnungswirt-
schaftliche Gesamtthematik hilfreich sind.
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Schriftenreihe

Zu den sechs vorliegenden Bänden der seit 
2002 publizierten VdW-Schriftenreihe ist 
im Oktober 2006 die Dokumentation des 
5. Forum Wohnungswirtschaft in Bad Neu-
enahr als Band sieben dazu gekommen. 
Die Veröffentlichung wurde wiederum in 
Form einer CD-ROM aufbereitet.

Mit der Schriftenreihe stellt der Verband 
kontinuierlich seine aktuell geführten 
wohnungs- und stadtentwicklungsbezo-
genen Diskussionsergebnisse sowie neue 
Ansätze für das erfolgreiche wirtschaftliche 
Handeln von Wohnungsunternehmen kom-
pakt zusammengefasst zur Verfügung.

Internet

Das Internet schreitet ungebremst voran. 
Unabhängig von der flächenhaften Ver-
breitung haben sich in der Vergangenheit 
eine Vielzahl zusätzlicher Web-Anwen-
dungen durchgesetzt. 

Die rasanten Weiterentwicklungen haben 
den Verband dazu veranlasst, seinen In-
ternet-Auftritt vollständig zu überarbeiten. 
Mit der Freischaltung im Dezember 2006 
verfügen der VdW Rheinland Westfalen 
und der Kooperationspartner VdW süd-
west über eigene, aber einheitliche Web-
Strukturen, die mit dem gemeinsamen 
Online-Portal www.wohnungswirtschaft-
aktuell.de vielfältig verlinkt sind. 

Unter dem bekannten Pfad www.vdw-
rw.de finden sich in völlig neuem Er-
scheinungsbild und übersichtlich aufge-
baut in erster Linie Informationen über 
den Verband und dessen Arbeit. Auf den 
Mitgliederservice haben ausschließlich 
die Mitgliedsunternehmen Zugriff. Dort 
sind thematisch sortiert u. a. die Mitglie-

derrundschreiben und weitere fachliche 
Exklusiv-Informationen sowie Protokolle 
der Sitzungen der zahlreichen Gremien, 
Arbeitsgemeinschaften und Arbeitskreise 
des VdW Rheinland Westfalen eingestellt. 

Im Gegensatz dazu bietet die Online-
Plattform www.wohnungswirtschaft-ak-
tuell.de allgemeine Informationen über 
aktuelle wohnungs- und stadtentwick-
lungspolitische Themen, zu rechtlichen, 
steuerlichen und technischen Fragen, 
Praxisberichte aus dem Kreis der Mit-
gliedsunternehmen und Informationen 
über Veranstaltungen. 

Eine Suchmaschine und ein Newsletter-
Dienst gewährleisten eine zielgerichtete 
Recherche sowie eine Zusammenstellung 
der Informationen und Inhalte gemäß den 
individuellen Nutzerbedürfnissen. Die 
Webstatistik, viele direkte Rückmeldungen 
sowie der stetige Ausbau der Verlinkung 
im World Wide Web bestätigen, dass die 
Internet-Seiten gut strukturiert und infor-
mativ sind und deshalb immer wieder und 
immer öfter besucht werden. 

Startseite des Internetportals www.vdw-rw.de
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Jahres-Pressekonferenz 
2007

Die Forderung des VdW Rheinland West-
falen nach Schaffung der gesetzlichen Vo-
raussetzungen für Housing Improvement 
Districts (HIDs), als Ergänzung zu dem 
Gesetzentwurf für (Gewerbe-)Immobili-
en-Standortgemeinschaften (BIDs) in den 
Stadtzentren, kam an. Nach der Jahres-

Pressekonferenz des Verbandes am 30. Mai 
2007 im Landtags-Zentrum der Landes-
pressekonferenz NRW in Düsseldorf fand 
diese Forderung der Wohnungswirtschaft 
den stärksten Widerhall in den Berichten 
der Nachrichtenagenturen, Zeitungen und 
des Westdeutschen Rundfunks.

Bauminister Oliver Wittke und seine Eck-
punkte für neue BIDs dienten als eines 
von drei Beispielen für die Vorreiterrolle 
des VdW Rheinland Westfalen bei Zu-

kunftsthemen der Stadtentwicklung und 
des Wohnungswesens im Land Nordrhein-
Westfalen. 

Prof. Dr. Volker Eichener (wissenschaft-
licher Leiter von InWIS Bochum) ergänzte 
vor allem mit statistischen Aussagen über 
die Dienstleistungspalette der Wohnungs-
unternehmen die Ausführungen von Ver-
bandsdirektor Burghard Schneider bei der 
Pressekonferenz.

dpa, 29. Mai 2007

TAZ, 31. Mai 2007

Kölner  
Stadt-Anzeiger  
31. Mai 2007

NRZ, 31. Mai 2007

dpa, 30. Mai 2007

Westfälische  
Nachrichten,  
31. Mai 2007

ddp, 30. Mai 2007

Westdeutsche  
Zeitung,  

31. Mai 2007

Welt Kompakt,  
31. Mai 2007

Welt am Sonntag,  
3. Juni 2007

WAZ, 31. Mai 2007

NRZ, 31. Mai 2007
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Marketing-Initiative 
Typisch Genossenschaften

Die Arbeitsgemeinschaft „Marketing-Initi-
ative Typisch Genossenschaften in Rhein-
land Westfalen“ hat ihre Aktivitäten im 
Berichtszeitraum fortgesetzt. Vom 10. bis 
24. März 2007 wurden vier Radiospots zu 
den Motiven Sicherheit, Service, Solidarität 
und Sicherheit sowohl auf WDR 2 als auch 
im Lokalfunk ausgestrahlt. 

Mit den Wohnungsgenossenschaften aus 
den Arbeitsgemeinschaften der Woh-
nungsunternehmen des Ennepe-Ruhr-
Kreises und Duisburg-Niederrhein sind 
weitere Mitglieder zu der Arbeitsgemein-
schaft hinzugekommen, die nunmehr 113 
Wohnungsgenossenschaften mit rund 
200.000 Wohnungen repräsentiert. 

Am 18. Oktober 2006 wurde in Berlin 
der Verein „Marketing-Initiative der Woh-
nungsbaugenossenschaften Deutschland 
e. V.“ gegründet. Dem Verein sind 24 regi-
onale Verbünde aus Hamburg, Schleswig-
Holstein, Berlin, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz und Hessen beigetreten. 
Sie repräsentieren rund 300 Wohnungs-
genossenschaften mit zusammen rund 
600.000 Wohnungen. Der VdW Rhein-
land Westfalen ist dem Verein als Förder-
mitglied beigetreten. 

	9.	Beratung und�  
		 Unterstützung von�  
		 Mitgliedsunter-�  
		 nehmen�

Wohnungswirtschaftliche 
Beratung

Die Flut aktueller wohnungswirtschaftlich 
relevanter Informationen, die über die un-
terschiedlichen Medien oder in Fachveran-
staltungen verbreitet werden, macht die 
Orientierung und Selektion im Arbeitsalltag 
der Mitgliedsunternehmen oft schwer. 
Hinzu kommt, dass viele wichtige Rahmen-
bedingungen einem stetigen Wandel unter-
liegen. Informationen von vor drei Monaten 
können heute schon „längst überholt“ sein. 
Dies betrifft insbesondere den gesamten 
Bereich der Förderung, auf den das Gros 

der an den Verband gerichteten Anfragen 
im Berichtszeitraum entfiel. 

So sind in NRW z. B. Anfang 2007 das 
Wohnraumförderungsprogramm, die 
Wohnraumförderungsbestimmungen 
2007 und ebenfalls die aktualisierten 
Richtlinien zur Förderung von investiven 
Maßnahmen im Bestand veröffentlicht 
worden. Da sich Detailfragen, beispiels-
weise zu konkreten Fördervorhaben bzw. 
-anträgen, in der Regel nicht oder nicht ab-
schließend im Rahmen der vom Verband 
durchgeführten Informationsveranstaltun-
gen klären lassen, erfolgt dies oftmals per 
Brief, E-Mail oder Telefon. 

In Folge des großen Engagements der 
Unternehmen im Bereich der energe-
tischen Modernisierung bilden Fragen zu 
den Fördermöglichkeiten der KfW einen 
weiteren Schwerpunkt der wohnungswirt-
schaftlichen Beratung. Hier informieren 
die Verbandsmitarbeiter über die unter-
schiedlichen Programme und die jeweils 
aktuellen Konditionen bzw. stellen im 
Bedarfsfall einen direkten Kontakt zu den 
zuständigen Stellen der Bank her. 

Immer mehr Wohnungsgenossenschaften 
und -gesellschaften engagieren sich im 
Rahmen formeller oder informeller Ko-
operationen mit den Kommunen in der 
Stadtentwicklung, u. a. im Rahmen der 
Förderprogramme „Soziale Stadt“ und 
„Stadtumbau (West)“. Der Verband unter-
stützt sie diesbezüglich in allen Fragen zu 
Städtebauförderung und -recht. 

Ein Großteil der wohnungswirtschaft-
lichen Beratung betrifft den Informations- 
und Erfahrungsaustausch, beispielsweise 
in Vorbereitung bestimmter Zielgrup-
pen-Projekte (hilfe- oder pflegebedürftige 
Menschen, Demenzpatienten, Menschen 
mit Migrationshintergrund) oder bezogen 
auf die Erprobung von innovativen Wohn-
formen (Mehrgenerationenwohnen). 

Groß ist das Interesse zudem an näheren 
Informationen rund um das Thema der 
Wohnsicherheit. Der VdW „hilft“ hier 
durch die Vermittlung von Ansprechper-
sonen, die z. B. durch Kooperationen mit 
den jeweiligen lokalen Kommissariaten be-
reits Erfahrungen mit der wohnungswirt-
schaftlichen bzw. mit der städtebaulichen 
Kriminalprävention haben. 

Immer öfter werden statistische Anfragen 
an den Verband gerichtet, die sich zum 
einen auf die amtliche Statistik (wie z. B.  

auf die Bautätigkeit) beziehen und die im 
Zusammenhang mit der Erstellung der 
Geschäftsberichte benötigt werden. Zum 
anderen wird – in Reaktion auf die hetero-
gene Entwicklung der Teilmärkte – Prog-
nosen der künftigen Bevölkerungs- und 
Haushaltsentwicklung, wie sie die sta-
tistischen Ämter oder verschiedene be-
völkerungswissenschaftliche Institute in 
regelmäßigen Abständen erstellen, große 
Bedeutung beigemessen. Aus der Sicht der 
Wohnungsunternehmen sind vor allem 
möglichst kleinräumige Analysen der lo-
kalen und regionalen Marktspezifika von 
Interesse. Der VdW Rheinland Westfalen 
trägt diesem Bedarf Rechnung, indem 
er die lokal und regional unterschiedlich 
organisierte Wohnungsmarktbeobachtung 
verfolgt und interessierte Akteure über 
deren zentrale Ergebnisse informiert. 

Infoplattform  
Wohnen im Alter

Die seit einigen Jahren aufgebaute Online-
Infoplattform „Wohnen im Alter“ ist mit 
dem vollständig überarbeiteten und im 
Dezember 2006 frei geschalteten neuen 
Internet-Auftritt „umgezogen“. 

Die Plattform, die über den Menüpunkt 
„Aus der Arbeit“ zu erreichen ist, dient dem 
Informations- und Erfahrungsaustausch 
und der Vermittlung von Kontaktpersonen 
innerhalb der VdW-„Mitgliederfamilie“ zu 
diesem komplexen wohnungswirtschaft-
lichen Handlungsfeld. Um die vielen Fra-
gen, die mit der Durchführung innovativer 
Projekte an der Schnittstelle von Wohnen 
und Pflege oder mit der Organisation von 
Dienstleistungen im Rahmen von Koopera-
tionen z. B. mit sozialen Diensten verbun-
den sind, klären und von den Erfahrungen 
befreundeter Unternehmen profitieren zu 
können, wird, so die Erfahrung, gerade der 
direkte, oft bilaterale Kontakt gesucht. Aus 
diesem Grund hat der Verband mit dem 
Ziel, das Netzwerk weiter auszubauen, 
die Kontaktdaten derjenigen „Wohnen im 
Alter“-Experten, die an einem fachlichen 
Austausch interessiert sind und die ihre 
Erfahrungen gern weitergeben wollen, auf 
der Online-Plattform zusammengestellt. 

Überdies können alle Sitzungsprotokolle 
aus dem VdW-Arbeitskreis „WohnLeben 
für ältere Menschen“ einschließlich der 
Vorträge externer Referenten abgerufen 
werden, ebenso Informationen zu bzw. 
Fotos von den mit dem Arbeitskreis be-

55Aus der Arbeit des VerbandesII
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sichtigten Projekten. Darüber hinaus sind 
weitere „good practices“ sowie die Doku-
mentationen sämtlicher Fachveranstaltun-
gen des VdW Rheinland Westfalen online. 
Abgerundet wird das Angebot durch eine 
Auswahl aktueller Literatur – von Infor-
mationen über die DIN 77800 über das 
„Qualitätssiegel Betreutes Wohnen für 
ältere Menschen NRW“ bis zu aktuellen 
Berichten aus der Forschung wie z. B. das 
„Kompendium kostengünstiger Maßnah-
men zur Reduzierung und Vermeidung 
von Barrieren im Bestand“. 

Wohnungsmarkt –  
Daten und Trends 

Seit Jahren setzt sich die Erkenntnis durch, 
dass Pauschalbewertungen der Entwick-
lungen auf dem Wohnungsmarkt keinen 
Nutzen mehr bringen, da die Teil-Märkte 
immer stärker auseinanderdriften. 

Wachstum und Schrumpfung finden pa-
rallel statt, was sich keineswegs auf die in 
Nordrhein-Westfalen gängige Gegenüber-
stellung der Boomregion „Rheinschiene“ 
mit dem altindustriellen, vom Struktur-
wandel gebeutelten Ruhrgebiet reduzieren 
lässt. Vielmehr entscheidet eine Vielzahl 
von Faktoren über die Gunst oder Ungunst 
bestimmter Wohnlagen und die bekannten 
„push“- oder „pull“-Wirkungen, die letzt-
lich dazu führen, dass Stadtteil A vom 
Niedergang bedroht ist, während der be-
nachbarte und auf den ersten Blick ähnlich 
strukturierte Stadtteil B gerade „aufblüht“. 
Aus diesem Grund sind wegen der Lang-
fristigkeit der immobilienwirtschaftlichen 
Planungen und Entscheidungen gerade 
kleinräumige Informationen über den Sta-
tus Quo in bestimmten Marktsegmenten 
sowie die künftige Entwicklung der Bevöl-
kerungs- und Haushaltszahlen von immer 
größerer Relevanz. Darüber hinaus flie-
ßen aktuelle statistische Daten in die Ge-
schäftsberichte der Mitgliedsunternehmen 
ein oder werden zu Vermarktungszwecken 
oder im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit 
benötigt. 

Unabhängig vom konkreten Hintergrund: 
Neben der regelmäßigen Aufbereitung und 
Information über wohnungswirtschaftlich 
relevante statistische Indikatoren aus der 
amtlichen Statistik berichtet der VdW 
Rheinland Westfalen im VerbandsMagazin 
regelmäßig über empirische Erhebungen, 
Analysen und Prognosen, die z. B. im 

Auftrag der öffentlichen Hand von For-
schungsinstituten durchgeführt werden. 

In seiner Funktion als Kompetenzzentrum 
bezieht der Verband die jeweils aktuellen 
Ergebnisse dieser Sachstandsberichte oder 
Forschungsvorhaben mit in seine Bera-
tungstätigkeit ein bzw. übernimmt im Fal-
le konkreter Anfragen „im Auftrag“ seiner 
Unternehmen weitere Recherchen. 

Aus-, Fort- und  
Weiterbildung

Ausbildung

Am 1. August 2006 ist die neue Aus-
bildungsordnung zum/zur Immobilien-
kaufmann/Immobilienkauffrau in Kraft 
getreten. Das novellierte Berufsbild be-
deutet, dass in der Berufsschule neue 
Methoden eingesetzt werden. So tritt an 
die Stelle der bisherigen Fachorientierung 
die so genannte „Lernfeldorientierung“. 
Die schulische Ausbildung steht jetzt unter 
dem Motto „Lernen für die Handlung“. 
Diese Entwicklung bietet die Möglichkeit, 
die schulische und die betriebliche Ausbil-
dung noch stärker als bisher miteinander 
zu verzahnen.

Die bisherigen klassischen Unterrichtsfä-
cher wie beispielsweise Rechnungswesen 
oder spezielle Betriebswirtschaftslehre der 
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft wer-
den durch Handlungsfelder abgelöst. An die 
Stelle der Fächer treten ausgehend von den 
betrieblichen Handlungsanforderungen 13 
Lernfelder. Die Lernfelder wiederum wer-
den in der Regel in zehn Lernsituationen 
untergliedert, die dann Gegenstand eines 
handlungsorientierten Unterrichts sind. 
Ein Beispiel für eine solche Lernsituation ist 
das Thema „Ein Mieter beschwert sich über 
eine aus seiner Sicht fehlerhafte Betriebs-
kostenabrechnung“. Dieses Thema wird 
handlungsorientiert unter Hinzuziehung 
von gesetzlichen Bestimmungen bis zu 
kommunikativen Fähigkeiten erarbeitet. 

Derzeit läuft der Berufsschulunterricht im 
EBZ – Europäisches Bildungszentrum in 
Bochum noch zweigleisig nach dem alten 
und neuen Berufsbild. 

Parallel werden die gesammelten Erfah-
rungen bei der Umsetzung des novellier-
ten Berufsbildes in den Berufsschulun-
terricht zur kompletten Überarbeitung 

des Fernunterrichts verwendet, der den 
Anforderungen des neuen Berufsbildes 
angeglichen und erheblich modernisiert 
wird. 

Seminare

Mit dem Ziel, ihren Mitgliedsunterneh-
men ein möglichst breites Seminarange-
bot zu unterbreiten, bieten

VdW Rheinland Westfalen / EBZ –  ππ
Europäisches Bildungszentrum, Bochum,

VdW südwest / SwFA Südwestdeut-ππ
sche Fachakademie der Immobilien-
wirtschaft e. V., Wiesbaden, 

vdw Verband der Wohnungswirtschaft ππ
in Niedersachsen und Bremen,

vnw Verband norddeutscher Woh-ππ
nungsunternehmen

BFW Landesverband Freier Immo-ππ
bilien- und Wohnungsunternehmen 
Nordrhein-Westfalen,

ihre Seminare gemeinsam an. Darüber 
hinaus werden die in Kooperation von VdW 
Rheinland Westfalen und EBZ – Europä-
isches Bildungszentrum stattfindenden 
Seminare gesondert beworben.

Das umfangreiche Seminarprogramm 
gliedert sich in die Bereiche:

Betriebswirtschaft/Rechtππ
Steuern/Finanzenππ
Bauen/Technikππ
Soziales Managementππ
Arbeitsrecht/Personalwesenππ
Marketing/Kommunikationππ
EDV/Multimediaππ
Strategische Unternehmensführungππ
Bestandsmanagementππ
Wohnungseigentumππ

Im Berichtszeitraum haben 1.375 (Vorjahr: 
947) Teilnehmer die 73 (Vorjahr: 65) Semi-
nare des VdW Rheinland Westfalen im EBZ 
– Europäisches Bildungszentrum besucht.

Netzwerk Bildung

Das im Juli 2001 vom GdW Bundesverband 
deutscher Wohnungs- und Immobilienun-
ternehmen ins Leben gerufene „Netzwerk 
Bildung“ wird zwischenzeitlich als Erfah-
rungsaustausch vom EBZ – Europäisches 
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Bildungszentrum in Bochum fortgeführt. 
Die Treffen der Verantwortlichen aus den 
Akademien und Verbänden sollen der Wei-
terentwicklung eines effektiven Bildungs-
angebotes in den Regionen dienen.

EBZ – Europäisches 
Bildungszentrum der Wohnungs- 
und Immobilienwirtschaft

Die zum Berufs-
kolleg im EBZ 
– Europäisches 
Bi l d u n g s z e n t -
rum in Bochum 
gehörende Pri-

vate Berufsschule konnte im Jahr 2007 
insgesamt 390 (Vorjahr: 382) Auszubilden-
de verabschieden. Die Berufsschule hatte 
im Schuljahr 2006/2007 insgesamt 1.058 
(Vorjahr: 1.062) Schüler. 

Die ebenfalls zum Berufskolleg gehörende 
Private Fachschule für Wirtschaft, in der 
die Fortbildung zur „Staatlich geprüften 
Betriebswirtin“ bzw. zum „Staatlich ge-
prüften Betriebswirt“ stattfindet, verzeich-
nete in der ersten Stufe der Ausbildung 
mit dem Abschluss „Immobilienassisten-
tin/Immobilienassistent“ 71 (Vorjahr: 78) 
Studierende und in der zweiten Stufe 31 
(Vorjahr: 26) Studierende.

Im Berichtszeitraum endete der Kurs im 
Rahmen der Fortbildung zum Geprüften 
Immobilienfachwirt (IHK) mit 58 (Vorjahr: 
79) Teilnehmern.

Der aktuelle Kurs „Bilanzbuchhalter/Bilanz- 
buchhalterin“ wird von 27 (Vorjahr: 24) 
Teilnehmern belegt.

Die Fortbildung „Fachkauffrau/Fachkauf-
mann für die Verwaltung von Wohnungs-
eigentum“ wurde im Berichtszeitraum von 
18 (Vorjahr: kein Lehrgang) Teilnehmern 
beendet.

Die Studentenzahlen bei der FWI Füh-
rungsakademie im EBZ – Europäisches 
Bildungszentrum in Bochum haben sich 
stabilisiert. Am Ende des Berichtszeit-
raums waren 25 (Vorjahr: 29) Teilnehmer 
in den Studiengang „Immobilienökonom 
(GdW)“, 34 (Vorjahr: 39) Teilnehmer in 
das Studium „Diplomierter Wohnungs- 
und Immobilienwirt (FWI)“ und 34 (Vor-
jahr: 15) Studierende in den Studiengang 
„Bachelor Immobilienmanagement“ – in 
Kooperation mit der Fachhochschule Gel-
senkirchen – eingeschrieben. Diese drei 

Studiengänge bauen auf der beruflichen 
Erstausbildung auf und führen in einem 
jeweils zweisemestrigen Studiengang mit 
jeweils eigenständiger Abschlussprüfung 
berufsbegleitend zu einem akademischen, 
staatlich anerkannten Abschluss. Damit 
bietet die Branche der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft im Vergleich zum 
„klassischen“ Fachhochschul- oder Uni-
versitätsstudium eine hervorragende Al-
ternative.

Dass im EBZ – Europäisches Bildungszent-
rum in Bochum ansässige Forschungsins-
titut InWIS hat seine Kooperation mit 
dem VdW Rheinland Westfalen weiter 
verstärkt. 

Fördervereine

Das Berufskolleg mit der Privaten Be-
rufsschule und der Privaten Wirtschafts-
fachschule im EBZ – Europäisches Bil-
dungszentrum in Bochum erhält eine 
große finanzielle Unterstützung durch 
den 1997 gegründeten „Förderverein für 
die Aus- und Fortbildung im Europäischen 
Bildungszentrum“. Der Verein mit seinen 
rund 200 Mitgliedern unterstützt das 
Berufskolleg in denjenigen Bereichen, die 
nicht nach dem Ersatzschulfinanzgesetzes 
des Landes Nordrhein-Westfalen refinan-
ziert werden. Dazu zählen vor allem:

EDV- und Medien-Ausstattung in den ππ
speziellen Schulungsräumen bzw. den 
allgemeinen Klassenräumen,

Anschaffung von Büchern für die  ππ
Bibliothek,

Freizeitgestaltung der Berufsschüler.ππ

Seit seiner Gründung hat der Förderver-
ein rund 350.000 Euro zur Verfügung 
gestellt. 

Auch die beiden Fachbereiche „Studi-
um“ und „Forschung“ im EBZ haben 
Fördervereine, die von Unternehmen und 
Verbänden der Wohnungs- und Immobili-
enwirtschaft getragen werden:

Studium: „Freunde und Förderer der ππ
FWI e. V.“,

Forschung: „Gesellschaft der Freunde ππ
und Förderer des InWIS e. V.“.

Damit die Arbeit der Fördervereine aufei-
nander abgestimmt erfolgt, haben sich die 

Vorstände der drei Fördervereine dahinge-
hend verständigt, Projekte, die das gesamte 
EBZ – Europäisches Bildungszentrum, be-
treffen, gemeinsam zu unterstützen.

Rechtsberatung

Auch in diesem Berichtszeitraum haben 
viele Entscheidungen des Bundesgerichts-
hofs (BGH) insbesondere zum Mietrecht 
und zum Betriebskostenrecht die individu-
elle Beratung der Mitgliedsunternehmen in 
Rechtsfragen geprägt.

Der Verband hat wieder telefonisch und 
schriftlich Hunderte von Fragestellungen 
der Unternehmen beantwortet. In vielen 
Fällen wurden auch umfangreiche recht-
liche Gutachten erarbeitet. Aktuelle In-
formationen zu Gesetzgebungsverfahren 
und Rechtsprechung erfolgten über das 
VerbandsMagazin und durch Mitglieder-
rundschreiben.

Die Schwerpunkte der Rechtsberatung 
lagen auch im Berichtszeitraum wieder  
in den Bereichen Miet- und Wohnungsei-
gentumsrecht sowie Genossenschafts- und 
Gesellschaftsrecht. Darüber hinaus wurde 
die Rechtsberatung auch auf den Gebieten 
des IT-Rechts und des privaten Baurechts 
sowie in Fragen des allgemeinen Zivil-
vertragsrechts in Anspruch genommen. 
Einen besonderen Schwerpunkt bildeten 
dabei Fragestellungen bei den Signalliefe-
rungs- und Gaspreisentgelten.

Im Folgenden wird auf einige Schwer-
punkte eingegangen.

Schönheitsreparaturen

Die Rechtsberatung im Bereich Schönheits-
reparaturen wurde in erster Linie durch 
das Urteil des BGH vom 28. März 2007 
zur Unwirksamkeit der bis zum Dezember 
2006 in den Mustermiet- und -nutzungs-
verträgen des GdW enthaltenen Klauseln 
über die Schönheitsreparaturen geprägt.

Der BGH hat die Regelung „Der Mieter 
darf nur mit Zustimmung des Wohnungs-
unternehmens von der Ausführungsart 
abweichen.“ als für den Mieter unklar be-
funden und dadurch eine unangemessene 
Benachteiligung des Mieters angenom-
men. Durch die Ausstrahlungswirkung 
dieser Einzelregelung wurde die gesamte 
Regelung über die Schönheitsreparaturen 
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für unwirksam erachtet, obwohl der BGH 
in früheren Entscheidungen noch deren 
Wirksamkeit angenommen hatte.

Die Rechtsberatung entwickelte optionale 
und praxisorientierte Handlungsvorschlä-
ge für die Mitgliedsunternehmen, um die 
erheblichen Folgen dieses Urteils abzu-
mildern. 

In diesem Zusammenhang baten viele 
Wohnungsunternehmen um eine detail-
lierte Wirksamkeitsprüfung der von ihnen 
verwendeten Klauseln. 

Nach wie vor äußerten viele Mitglieds-
unternehmen ein praktisches Bedürfnis 
zur Verwendung rechtssicherer Tape-
tenklauseln. Die Rechtsberatung musste  
diese Anfragen aber unter Verweis auf die 
einschlägige Rechtsprechung abschlägig 
bescheiden.

Modernisierung

Auch in diesem Berichtszeitraum stellte 
die Rechtsprechung unverändert hohe An-
forderungen an die Ankündigung und die 
Durchführung von Modernisierungsmaß-
nahmen sowie die sich daran anschlie-
ßenden Mieterhöhungen auf. Die dabei 
aufgestellten Grundsätze erwiesen sich 
oftmals als praxisfern und sind in vielen 
Fällen kaum umsetzbar.

Die Rechtsberatung wurde vielfach mit 
der Prüfung von Entwürfen zu Moderni-
sierungsankündigungen und -mieterhö-
hungen betraut. Insbesondere die forma-
len Anforderungen und die Abgrenzung 
zwischen Modernisierungs- und Instand-
haltungskostenanteilen erwiesen sich da-
bei für die Wohnungsunternehmen als 
schwierig.

Da die energetische Modernisierung der-
zeit im Vordergrund steht, war die Beur-
teilung der Umlegbarkeit der anfallenden 
Kosten bei vielen an die Rechtsberatung 
herangetragenen Anfragen von der tat-
sächlich und nachweisbar erzielbaren 
Energieeinsparung abhängig.

Betriebskosten

Im Berichtszeitraum hat der BGH eine 
ungewöhnliche Vielzahl an bedeutsamen 
Entscheidungen im Betriebskostenrecht 
getroffen, die erhebliche Auswirkungen 
auf das alltägliche Vermietungsgeschäft 

haben und demgemäß verstärkt in die 
Rechtsberatungspraxis eingeflossen sind.

Die formellen Anforderungen an Betriebs-
kostenabrechnungen wurden durch das 
Urteil des BGH vom 14. Februar 2007 
zu Lasten der Vermieter dahingehend 
verschärft, dass ein Vorwegabzug nicht 
umlegbarer Kostenbestandteile bei einzel-
nen Betriebskostenpositionen in der Jah-
resabrechnung betragsmäßig aufgeführt 
werden muss. Vielen Wohnungsunter-
nehmen musste daher eine Änderung der 
Abrechnungen empfohlen werden.

Durch andere Entscheidungen wurde die 
Position der Wohnungsunternehmen da-
gegen gestärkt. So legte der BGH in einem 
Urteil vom 5. Juli 2006 fest, dass Grund-
steuernachforderungen grundsätzlich 
auch nachträglich auf die Mieter umgelegt 
werden können. Die Möglichkeiten für die 
Unternehmen, neu entstehende Betriebs-
kosten im laufenden Mietverhältnis umzu-
legen, wurden durch ein Urteil des BGH 
vom 27. September 2006 verbessert.

Erstmalig entschied der BGH in zwei 
weiteren praxisrelevanten Entscheidungen 
vom 20. September 2006 und vom 14. Feb-
ruar 2007, dass zum einen Aufzugskosten 
auch auf Erdgeschossmieter umgelegt wer-
den können und zum anderen die Kosten 
des E-Checks generell umlagefähig sind. 
In letztgenannter Entscheidung nahm der 
BGH auch eine Korrektur des Wartungs-
begriffs vor, was auch Auswirkungen auf 
die zukünftige Umlagefähigkeit weiterer 
sonstiger Betriebskosten haben dürfte.

Vermehrt war im Rahmen der Rechtsbe-
ratung deshalb darauf hinzuweisen, dass 
eine detaillierte Auflistung aller in Betracht 
kommenden Betriebskosten bereits bei 
Abschluss des Mietvertrags sinnvoll ist.

Zulässiger Mietgebrauch

Zunehmend wurde die Rechtsberatung mit 
Anfragen konfrontiert, die den Rahmen 
des zulässigen Gebrauchs der Mietwoh-
nung betrafen. Anhand der Vielzahl der 
Fragen ließ sich feststellen, dass die Mieter 
immer häufiger eigene Rechte behaupten, 
die sich nach Prüfung durch die Rechts-
beratung als nicht gegeben herausstellten. 
Dies betraf insbesondere die Befugnisse 
im Hinblick auf die Aufstellung von mie-
tereigenen Parabolantennen, die dekora-
tive Ausgestaltung der Mietwohnungen 
durch die Mieter und die Tierhaltung. 

Oftmals war eine Genehmigungspflicht 
für den Vermieter nicht gegeben.

Die Rechtsprechung äußerte sich dabei ge-
rade zu der Zulässigkeit von Parabolanten-
nen in sehr vielfältiger Weise. Die Rechtspo-
sition der Vermieter ist aber zumindest in 
den Fällen gestärkt worden, in denen sie die 
Mieter auf einen vorhandenen Breitband-
kabelanschluss oder auf den Empfang von 
Digitalem Fernsehen verweisen können.

Die Rechtsberatung wurde durch die Woh-
nungsunternehmen auch vermehrt mit 
Nachbarstreitigkeiten betraut. In diesen 
Fällen werden die Wohnungsunterneh-
men häufig in die undankbare Vermitt-
lerrolle gedrängt, obwohl aus rechtlicher 
Sicht mangels Nachweisbarkeit kaum Ein-
griffsmöglichkeiten bestehen.

Wohnungseigentumsrecht

Über die allgemeine rechtliche Beratung 
hinaus bestand besonderer Beratungs-
bedarf hinsichtlich der Abgrenzung von 
Gegenständen des Sondereigentums und 
solchen des Gemeinschaftseigentums.

Die Abgrenzung erwies sich in vielen 
Fällen als unerlässlich, da nur auf dieser 
Grundlage eine Kostentragungspflicht des 
einzelnen Wohnungseigentümers oder der 
Gemeinschaft feststellbar ist. Die Kosten 
für Maßnahmen am Sondereigentum trägt 
grundsätzlich der Einzelne, die Kosten für 
Maßnahmen am Gemeinschaftseigentum 
tragen grundsätzlich alle Eigentümer.

Weitere Anfragen betrafen die Änderung 
der Kostenverteilungsschlüssel. In vielen 
alten Teilungserklärungen sind bei den 
anfallenden wiederkehrenden Lasten (Be-
triebskosten) noch Verteilungsschlüssel 
enthalten, die weder praktischen Bedürfnis-
sen noch verbrauchsorientierten Gesichts-
punkten Rechnung tragen. Durch die No-
vellierung des Wohnungseigentumsrechts 
seit dem 1. Juli 2007 ist eine Änderung des 
Kostenverteilungsmaßstabes durch Mehr-
heitsentscheidung möglich.

Im Bereich der Rechtsprechung ragte im 
Berichtszeitraum eine Entscheidung des 
BGH vom 19. Januar 2007 heraus, nach 
der die fortlaufend unpünktliche Erfüllung 
von Wohngeld- und anderen Zahlungsan-
sprüchen den anderen Wohnungseigen-
tümern die Fortsetzung der Gemeinschaft 
mit dem säumigen Wohnungseigentümer 
unzumutbar machen und die Entziehung 
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des Wohnungseigentums rechtfertigen 
kann. 

Gesellschaftsrecht

Die gesellschaftsrechtliche Beratungs-
praxis war durch zwei Urteile des BGH 
geprägt, in denen er sich mit der Wirk-
samkeit von Beratungsverträgen befasst 
hat, die zwischen einer Aktiengesellschaft 
und Unternehmen geschlossen wurden, 
an denen ein Aufsichtsratsmitglied der 
Aktiengesellschaft beteiligt war.

Der BGH hat zunächst am 3. Juli 2006 
entschieden, dass ein Beratungsvertrag 
zwischen einer Aktiengesellschaft und 
einem von ihrem Aufsichtsratsvorsitzen-
den kontrollierten Unternehmen über 
betriebswirtschaftliche Fragen nichtig ist, 
da sich eine solche Tätigkeit nicht hin-
reichend von der Organisationstätigkeit 
abgrenzen lässt, zu der das Aufsichtsrats-
mitglied bereits aus seiner Organstellung 
heraus verpflichtet ist. 

Mit Urteil vom 20. November 2006 hat 
der BGH dann entschieden, dass auch 
Beraterverträge, die eine Aktiengesell-
schaft mit einem Unternehmen schließt, 
an dem ein Aufsichtsratsmitglied nicht 
beherrschend beteiligt ist, nichtig sind. 
Diese Rechtsprechung ist wegen der ver-
gleichbaren Interessenlage auch auf ande-
re Gesellschaftsformen, insbesondere auf 
Genossenschaften, übertragbar.

Die gesellschaftsvertragliche Verknüp-
fung kommunaler und gesellschaftlicher 
Organstellungen führte in einigen Fällen 
zu Kompetenzüberschneidungen, die die 
Rechtsberatung unter Berücksichtigung 
des Verhältnisses vom Kommunal- zum 
Gesellschaftsrecht aufzulösen hatte.

Genossenschaftsrecht

Die Rechtsberatung im Bereich Genos-
senschaftsrecht war in diesem Berichts-
zeitraum geprägt durch die Novellierung 
des Genossenschaftsgesetzes (GenG). Eine 
Vielzahl der Anfragen bezog sich auf die 
zukünftige Ausgestaltung der Genossen-
schaftssatzungen und der Geschäftsord-
nungen.

Stark nachgefragt wurde auch die Rechtsbe-
ratung zu Fragen der Gläubigerkündigung 
gem. § 66 GenG und zum Ausschluss von 
Mitgliedern nach § 68 GenG. Hinsichtlich 

des Ausschlusses von Mitgliedern ergab 
sich Beratungsbedarf aufgrund von zwei 
Entscheidungen des Landgerichts Berlin 
und des Landgerichts Köln zum Erforder-
nis einer Abmahnung vor dem Ausschluss 
des Mitglieds, auch wenn dies in der Sat-
zung nicht vorausgesetzt wird. Hierauf 
wird auch in den Erläuterungen zu § 11 
der Mustersatzung (GdW-Arbeitshilfe 55) 
hingewiesen. Im Ergebnis sind die beiden 
Urteile insoweit bedeutsam, als nunmehr 
beim Ausschluss von Mitgliedern ein-
zelfallbezogen zu differenzieren ist, ob 
ein leichterer oder weniger schwerer Fall 
genossenschaftswidrigen Verhaltens vor-
liegt, in dem Ausschluss sicherheitshalber 
eine Abmahnung vorangestellt werden 
sollte, oder ob ein besonders schwerer 
Fall genossenschaftswidrigen Verhaltens 
gegeben ist, in dem eine Abmahnung als 
bloße „Förmelei“ anzusehen wäre.

Preisbindung

Auf dem Gebiet des preisgebundenen 
Wohnraums wurden vor allem Fragen zur 
Fortschreibung der Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnung zur Ermittlung der Kostenmiete 
sowie Rechtsfragen im Zusammenhang 
mit dem Wegfall der Preisbindung an den 
Verband herangetragen.

Beratungsbedarf ergab sich auch aus der 
Tatsache, dass die Verwaltungsbehörden 
entgegen einem Urteil des Bundesgerichts-
hofs (BGH) vom 3. März 2004 vielfach an 
der obergerichtlichen Begrenzung der Mo-
dernisierungsmieterhöhung auf das Dop-
pelte der Heizkostenersparnis festhalten. 
Da das BGH-Urteil nur die am Rechtsstreit 
beteiligten Parteien bindet, bleibt den Woh-
nungsunternehmen in Fällen, in denen 
die Verwaltungsbehörde Mieterhöhungen 
nicht anerkennt, die über die – nach BGH 
nicht existente – 200-Prozent-Grenze hi- 
nausgehen, nur die Möglichkeit, den ent-
sprechenden Bescheid anzufechten und 
Klage zum Verwaltungsgericht zu erheben.

Allgemeines Zivilvertragsrecht

Einen Schwerpunkt in der Rechtsbera-
tung bildete auch das allgemeine Zivilver-
tragsrecht. Insbesondere wurden Verträge 
unterschiedlichster Art zur umfassenden 
Überprüfung vorgelegt. Neben Wohn-
raum- und Gewerbemietverträgen waren 
dies insbesondere auch Dauerlieferungs-
verträge mit langen Laufzeiten in den 
Bereichen Kabelfernsehen und zusätzliche 

Multimediadienste sowie Energieversor-
gungsverträge mit Gas- und Stromversor-
gungsunternehmen.

Die Rechtsberatung richtete ihr Augen-
merk dabei besonders auf die vertraglichen 
Regelungen zur Laufzeit und zur Preisge-
staltung.

Betriebswirtschaftliche 
Beratung

Der VdW Rheinland Westfalen berät seine 
Mitgliedsunternehmen bei betriebswirt-
schaftlichen Fragestellungen und Proble-
men.

Ein wesentlicher Bestandteil der betriebs-
wirtschaftlichen Beratung im Berichtszeit-
raum war wieder der Betriebsvergleich. 
Diese Anfang der 80er-Jahre eingeführte 
und kontinuierlich fortentwickelte Samm-
lung von zahlreichen Daten aus den Mit-
gliedsunternehmen des VdW Rheinland 
Westfalen ist in den Jahren 1999 und 2000 
grundlegend überarbeitet und neu konzi-
piert worden. Das entwickelte Modell wird 
mittlerweile von einer Vielzahl der dem 
GdW angeschlossenen Regionalverbände 
sowie der Arbeitsgemeinschaft großer 
Wohnungsunternehmen eingesetzt. 

Einige Ergebnisse des Betriebsvergleichs 
2005 sind beispielhaft im Kapitel IV „Woh-
nungswirtschaft in Zahlen“ zu finden.

Technische Beratung

Zentrales und ständiges Beratungsthema 
im gesamten Berichtszeitraum war der 
neue Energieausweis. 

Es gab ständig Nachfragen zum Stand des 
Verordnungsverfahrens, zu Inhalten und 
zu möglichen Auswirkungen der Bestim-
mungen der Energieeinsparverordnung. 
Der Verband hat entsprechend beraten 
und dort, wo gewünscht, auch Unterlagen 
weitergegeben oder Fundstellen und Be-
zugsquellen nachgewiesen. 

Fragen nach Verkehrssicherungspflichten 
waren rückläufig, da viele Unternehmen 
aufgrund der Beratungen in den Gremien 
und der Veröffentlichungen des Verbandes 
die Organisation der Verkehrssicherungs- 
oder Überwachungspflichten im eigenen 
Unternehmen bereits aufgebaut haben. 
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Bei der Planung von Neubauten und Mo-
dernisierungen konnte der Verband in 
einigen Fällen durch Mitwirkung und Aus-
legung der Normenwerke bei der Lösung 
anstehender Probleme helfen. Dies betraf 
z. B. Probleme bei Flächenermittlungen 
nach der Wohnflächenverordnung, Brand-
schutzauflagen in Aufzügen oder Defini-
tionsfragen zu Begriffen wie „Wohnung“, 
„Wohnraum“ oder „weiße Wanne“.

Bei der Vorbereitung und Durchführung 
von Projekten konnte der Verband im 
zurückliegenden Jahr durch Mitwirkung 
bei der Auswahl von Projektbeteiligten, 
bei Fragen zu Architekten- und Ingenieur-
verträgen und bei der Abrechnung dieser 
Leistungen unterstützen. 

Auch gab es Anfragen zum Gebäude-
management. Im Vordergrund standen 
dabei in der Regel Fragen zu Nebenkos-
tenabrechnungen, gefolgt von Fragen zu 
Schadstoffen in Wohnungen, wie Schim-
melbefall oder das Phänomen „Fogging“. 
Hier war der Verband hilfreich bei der 
Suche nach geeigneten Sachverständigen 
und hat die Gutachterverfahren teilweise 
begleitet.

Steuerberatung

Die Steuerberatung des VdW Rheinland 
Westfalen wurde im Berichtszeitraum von 
den Mitgliedsunternehmen wieder in groß-
em Umfang in Anspruch genommen. 

Im Berichtszeitraum wurden insbesonde-
re folgende Dienstleistungen erbracht:

Beratung bei der Ergebnisbesteuerung ππ
in Handels- und Steuerbilanz,
Erstellung von steueroptimierenden ππ
Planungsrechnungen,
Beratung bei der Rückstellungsbil-ππ
dung in Handels- und Steuerbilanz 
Hilfestellung bei Buchführung und ππ
Bilanzierung,
Erstellung der Steuerbilanz und der ππ
Steuererklärungen,
Prüfung von Steuerbescheiden und ππ
Stellung von Anträgen auf Herabset-
zung von Steuervorauszahlungen,
Einlegung von außergerichtlichen ππ
Rechtsmitteln und Prozessführung bei 
Finanzgerichten und beim Bundesfi-
nanzhof,
Betreuung der Wohnungsunterneh-ππ
men bei Betriebsprüfungen,

Beratung bei Vertragsgestaltungen ππ
unter Berücksichtigung steuerlicher 
Aspekte,
Gutachten und Stellungnahmen zu ππ
steuerlichen und wirtschaftlichen Fra-
gestellungen.

Aktuelle Änderungen in der steuerlichen 
Gesetzgebung, Rechtsprechung und Ver-
waltungspraxis werden im VerbandsMaga-
zin mitgeteilt. Darüber hinaus werden die 
Mitgliedsunternehmen des Verbandes bei 
Themen von besonderer Bedeutung durch 
Rundschreiben informiert.

Im Fachausschuss „Steuern“ beim GdW 
findet ein laufender Informations- und 
Erfahrungsaustausch mit dem Bundesver-
band und den anderen Regionalverbänden 
statt. Bei Bedarf werden gemeinsame Aus-
arbeitungen und Informationsschriften 
vorbereitet.

Von besonderer Bedeutung im Berichts-
zeitraum waren folgende Themen:

Umsatzsteuerliche Behandlung 
von Aufsichtsratsvergütungen

Für Mitglieder von Aufsichtsräten besteht 
die Verpflichtung, über ihre geleistete 
Tätigkeit innerhalb von sechs Monaten 
nach Leistungserbringung gegenüber dem 
(Wohnungs-) Unternehmen abzurechnen 
bzw. sich mit der Abrechnung mittels Gut-
schrift einverstanden zu erklären. 

Ein Mitglied des Aufsichtsrates ist regel-
mäßig als Unternehmer im Sinne des 
Umsatzsteuergesetzes (§ 2 UStG) einzu-
qualifizieren. Dies gilt auch für Arbeitneh-
mervertreter im Aufsichtsrat.

Das Aufsichtsratsmitglied kann umsatz-
steuerlich Kleinunternehmer i. S. d. § 19 
UStG oder „Regelversteuerer“ sein.

Unternehmer, deren Gesamtumsatz im 
vorangegangenen Kalenderjahr 17.500 Eu-
ro nicht überstiegen hat und im laufenden 
Kalenderjahr 50.000 Euro voraussichtlich 
nicht übersteigen wird, sind Kleinunter-
nehmer i. S. d. § 19 UStG. Die von Klein-
unternehmern geschuldete Umsatzsteuer 
wird vom Finanzamt nicht erhoben.

Das Aufsichtsratsmitglied ist grundsätz-
lich umsatzsteuerlicher Unternehmer. Als 
solches ist es verpflichtet, eine ordnungs-
gemäße umsatzsteuerliche Rechnung aus-
zustellen. Es bietet sich an, über die Auf-

sichtsratstätigkeit durch eine im Vorfeld 
vereinbarte umsatzsteuerliche Gutschrift 
abzurechnen.

In den Fällen, in denen das Aufsichtsrats-
mitglied ein „Regelversteuerer“ ist, hat eine 
Rechnungsausstellung bzw. Gutschrifter-
teilung zu erfolgen. Sollte es sich um eine 
umsatzsteuerfreie Aufsichtsratsvergütung 
handeln, ist in der Rechnung bzw. Gut-
schrift auf diese Umsatzsteuerbefreiung 
hinzuweisen. Der „Regelversteuerer“ hat 
keine Möglichkeit, auf die Umsatzsteuer-
freiheit seiner Aufsichtstätigkeit nach § 9 
UStG zu verzichten.

Ist das Aufsichtsratsmitglied „Kleinun-
ternehmer“, so ist die Ausstellung einer 
Rechnung gesetzlich zwar erforderlich, 
ein Hinweis auf die Umsatzsteuerbefrei-
ung hat allerdings nicht zu erfolgen. Zur 
Klarstellung ist in diesen Rechnungen 
bzw. Gutschriften folgender Hinweis an-
zubringen: „Das Aufsichtsratsmitglied ist 
Kleinunternehmer i. S. d. § 19 UStG.

Wird die Aufsichtsratstätigkeit ehrenamt-
lich ausgeübt und besteht das Entgelt für 
diese Tätigkeit nur im Auslagenersatz und 
einer angemessenen Entschädigung, so 
ist die Aufsichtratsvergütung umsatzsteu-
erfrei. Dies kommt ggf. bei Genossen-
schaften in Frage, bei Kapitalgesellschaften 
nur in besonderen Ausnahmefällen.

Umsatzsteuerliche 
Benachteilung von Wohnungs- 
und Immobilienunternehmen 
beim Betrieb von 
Photovoltaikanlagen

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel ge-
setzt, den Klimaschutz zu verbessern und 
die CO2-Emmissionen zu vermindern.

Im Rahmen dessen beabsichtigen Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen  
u. a. Strom aus Solarenergie und Photovol-
taikanlagen zu erzeugen und diesen in das 
öffentliche Versorgungsnetz einzuspei-
sen. Die im Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG) verankerte Vergütungspflicht für 
den eingespeisten Strom aus Solarenergie, 
die höhere Vergütungen als für konventio-
nell erzeugten Strom vorsieht, sollen einen 
wirtschaftlichen Betrieb von Photovoltaik-
anlagen ermöglichen.

Der Wirtschaftlichkeit der Energieerzeu-
gung steht jedoch die Nachteiligkeit der 
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steuerlichen Behandlung der Stromerzeu-
gung als gewerbliche Tätigkeit entgegen.

Vermietungsgenossenschaften sind bei 
der Überlassung von Wohnungen an 
Mitglieder steuerbefreit nach § 5 Abs. 1  
Nr. 10 KStG und § 3 Nr. 15 GewStG. Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen sind 
– unabhängig davon, ob sie eine Vermie-
tungsgenossenschaft sind – von der Gewer-
besteuer befreit, wenn sie ausschließlich 
vermieten und verpachten, also keine ge-
werbliche Tätigkeit ausüben.

Die Vorschrift der Vermietungsgenossen-
schaft gem. § 5 Abs. 1 Nr. 10 KStG begüns-
tigt die Wohnungsgenossenschaften, die 
sich darauf beschränken, Wohnungen zur 
Vermietung an ihre Mitglieder zu errich-
ten oder zu erwerben. Im engen Zusam-
menhang mit der Haupttätigkeit sind die 
Herstellung, der Erwerb und das Betreiben 
von Gemeinschaftsanlagen und Folgeein-
richtungen zulässig, wenn sie überwie-
gend für Mitglieder bestimmt sind und der 
Betrieb für die Genossenschaft notwendig 
ist. Diese Tätigkeiten, die der Betrieb der 
Genossenschaft mit sich bringt, sind den 
begünstigten Tätigkeiten zuzurechnen. Zu 
den nicht begünstigten Tätigkeiten gehört 
z. B. die Vermietung von Wohnungen an 
Nichtmitglieder, die Einräumung von Erb-
baurechten, die Beteiligung an anderen 
Unternehmen.

Die Steuerbegünstigung für Vermietungs-
genossenschaften wird nicht gewährt, so-
weit die Genossenschaft auch gewerblich 
tätig ist. Nach der Vorschrift des § 5 Abs. 1 
Nr. 10 KStG wird die Steuerbefreiung des 
Unternehmens allerdings nur dann ins-
gesamt hinfällig, wenn die gewerbliche 
Tätigkeit zur Überschreitung der gesetzlich 
fixierten 10 %-Einnahmengrenze führt. Bis 
zu der Grenze von 10 Prozent werden ge-
werbliche Einkünfte partiell steuerpflichtig. 
In Einzelfällen kann es sich ergeben, dass 
aufgrund einer gewerblichen Tätigkeit, also 
auch dem Betrieb einer Photovoltaikanlage, 
der Wechsel von der Steuerfreiheit zur Steu-
erpflicht eintritt.

Die Steuervergünstigung des § 9 Nr. 1 Satz 2 
ff. GewStG ist an die Bedingung geknüpft, 
dass die Unternehmen ausschließlich ver-
mögensverwaltend tätig sind. Eine einzige 
gewerbliche Tätigkeit, z. B. der Betrieb einer 
Photovoltaikanlage, führt zur Versagung 
der erweiterten Gewerbesteuerkürzung.

Das Bundesfinanzministerium vertritt mit 
Schreiben vom 15. Juni 2006 die Auffas-

sung, dass die Einnahmen aus den Einspei-
severgütungen nach dem EEG für die von 
einer Photovoltaikanlage erzeugten Energie 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb darstellen, 
wenn die Anlage mit Gewinnerzielungs-
absicht betrieben wird. Die Stromerzeuger 
(z. B. Wohnungs- und Immobilienunter-
nehmen) beteiligen sich am allgemeinen 
wirtschaftlichen Verkehr und treten mit 
ihrer Tätigkeit in Wettbewerb mit anderen 
Stromerzeugern. Eine steuerliche Begünsti-
gung des Betriebs einer Photovoltaikanlage 
lehnt das Bundesfinanzministerium ab.

Grundsteuererlass aufgrund 
strukturellen Leerstands

Die Frage, ob ein Grundsteuererlass gemäß 
§ 33 Abs. 1 GrStG nur bei atypischen und 
vorübergehenden Ertragsminderungen 
in Betracht kommt oder auch strukturell 
bedingte Ertragsminderungen von nicht 
nur vorübergehender Natur zu erfassen 
sind ist zwischenzeitlich höchstrichterlich 
entschieden worden.

Struktureller Leerstand wird nunmehr 
als Erlassgrund nach § 33 Abs. 1 GrStG 
anerkannt. Dies war immer die Rechtsauf-
fassung der Wohnungswirtschaft, die auch 
das Musterverfahren vor dem Bundesver-
waltungsgericht unterstützt hatte.

Digitale Betriebsprüfung 
durch die Finanzverwaltung

Soweit steuerlich bedeutsame Unterlagen 
durch oder mittels eines EDV-Systems 
erstellt werden, muss seit dem 1. Januar 
2002 der Finanzverwaltung die Möglich-
keit gegeben werden, unmittelbar und 
unverzüglich auf die Daten unter Nutzung 
des IT-Systems des Steuerpflichtigen zu-
greifen zu können. Digital erstellte Daten 
oder Dokumentationen müssen in digi-
taler Form auf maschinell auswertbaren 
Datenträgern aufbewahrt werden. 

Nach der Form des Datenzugriffs wird 
unterschieden:

Unmittelbarer Datenzugriff  ππ
(„nur Lesezugriff“)

Der Betriebsprüfer hat das Recht, mittels der 
vom Unternehmen eingesetzten Hard- und 
Software unmittelbar auf das Datenverarbei-
tungssystem zuzugreifen und dabei auch 
Auswertungsmöglichkeiten zu nutzen.

Mittelbarer Zugriffππ

Das Unternehmen erstellt nach Vorgaben 
der Finanzbehörde maschinelle Auswer-
tungen. 

Datenüberlassungππ

Die Finanzbehörde kann auch verlangen, 
dass ihr die gespeicherten Daten auf einem 
maschinell verwertbaren Datenträger (z. B. 
CD) überlassen werden.

Mit Hilfe eigener Analyse-Software ist der 
Betriebsprüfer in der Lage, Auswertungen 
durchzuführen (Prüf-Software IDEA).

Zwischenzeitlich wird regelmäßig bei einer 
Betriebsprüfung nach dem elektronischen 
Zugriff gespeicherter Daten gefragt. Auch 
für Wohnungsunternehmen ergibt sich 
die Verpflichtung, sicherzustellen, dass 
auf gespeicherte Daten zugegriffen werden 
kann. 

Auch ist sicherzustellen, dass eine Schnitt-
stelle zur Übernahme der Daten aus der 
EDV-Buchführung vorhanden ist und ein 
direkter Zugriff auf die Buchführungsdaten 
des Prüfungszeitraums möglich ist. 

Viele Steuerpflichtige fürchten, dass die 
Zugriffsmöglichkeiten der Finanzverwal-
tung zu weit gehen. Dieser Befürchtung 
kann dadurch begegnet werden, dass eine 
konsequente Trennung der Daten sicher-
gestellt wird, so dass die Außenprüfung 
nur auf steuerlich relevante Daten zurück-
greifen kann. Der Steuerpflichtige könnte 
aus den Datenbanken die steuerlich rele-
vanten Daten herausfiltern und in einen 
bestimmten Teil des EDV-Gesamtsystems 
überspielen oder in spezielle Dateien ab-
speichern und dem Außenprüfer nur hie-
rauf Zugriff gewähren. 

Letztlich bleibt jedoch das Unbehagen 
des Steuerpflichtigen, umfangreiche und 
detaillierte Unternehmensinformationen 
an die Finanzverwaltung weitergegeben zu 
haben, die bei missbräuchlicher Verwen-
dung zu Nachteilen für das Unternehmen 
führen würden. 

Die Prüf-Software IDEA ermöglicht es 
der Betriebsprüfung, auch umfangreiche 
Daten z. B. nach einzelnen Begriffen zu 
durchsuchen. Würde beispielsweise der 
Name des Geschäftsführers eingegeben 
werden, würden sämtliche Buchungen, 
in deren Buchungstext der entsprechende 
Name auftaucht, aufgelistet werden. 
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Auch kann mit der Prüf-Software der Fi-
nanzverwaltung geprüft werden, ob ver-
wendete Ziffern, beispielsweise in einem 
Fahrtenbuch, gleich verteilt sind. Eine 
Auffälligkeit wäre es, wenn einzelne Zif-
fern erheblich häufiger verwendet sind 
als andere.

Der VdW Rheinland Westfalen geht da-
von aus, dass zukünftig nicht abziehbare 
Betriebsausgaben intensiver überprüft 
werden. Werden beispielsweise Aufsichts-
ratsreisen insgesamt als nicht abziehbar 
behandelt, ist nicht gesichert, dass die 
Finanzverwaltung sich damit zufrieden 
gibt, dass diese Aufwendungen bei dem 
Unternehmen als nicht abziehbar behan-
delt sind. Es besteht die Verpflichtung, Ver-
gütungen (z. B. auch Sachleistungen) in 
der privaten Einkommensteuererklärung 
zu versteuern. Aufsichtsratsreisen mit 
Vergütungscharakter sind für Amtsträger 
besonders problematisch. 

Größere (Wohnungs-)Unternehmen bzw. 
Vermietungsgenossenschaften mit Toch-
tergesellschaften werden regelmäßig alle 
drei Jahre von der Finanzverwaltung ge-
prüft (Anschlussprüfungen). Dabei gibt 
es allerdings Fälle, dass der Betriebsprüfer 
auf der Grundlage seiner Erkenntnisse 
aus früheren Betriebsprüfungen nur eine 
Vorprüfung durchführt. Trifft er dort keine 
Feststellungen, wird das betreffende Woh-
nungsunternehmen vom Prüfungsplan 
abgesetzt, d. h. keine eigentliche Betriebs-
prüfung durchgeführt. 

Vermietungsgenossenschaften werden in 
der Regel nur in größeren Zeiträumen 
bzw. gar nicht durch eine Betriebsprüfung 
geprüft. Teilweise ist auch festzustellen, 
dass bereits die Steuerbescheide nicht 
unter dem Vorbehalt der Nachprüfung 
erlassen sind. 

Beitragsbescheid des Pensions-
Sicherungs-Vereins

Am 12. Dezember 2006 hat der Gesetz-
geber das Finanzierungsverfahren der 
gesetzlichen Insolvenzsicherung der be-
trieblichen Altersversorgung auf vollstän-
dige Kapitaldeckung umgestellt.

Die Beiträge müssen künftig den Barwert 
der im laufenden Kalenderjahr entstehen-
den Ansprüche auf Leistungen der Insol-
venzsicherung decken zuzüglich eines 
Betrages für die aufgrund eingetretener In-
solvenzen zu sichernden Anwartschaften. 

Der Barwert der bis zum 31. Dezember 2005 
aufgrund eingetretener Insolvenzen zu 
sichernden Anwartschaften wird einmalig 
auf die beitragspflichtigen Arbeitgeber 
umgelegt und nach Maßgabe der Beiträge 
zum Schluss des Wirtschaftsjahres erho-
ben, das im Jahr 2004 geendet hat. Der Be-
trag ist in 15 gleichen Raten zu zahlen. Die 
erste Rate wird am 31. März 2007 fällig.

Die Unternehmen dürfen ab 2007 die im 
jeweiligen Jahr noch ausstehenden Restra-
ten durch eine einmalige Kapitalzahlung 
ablösen. Dabei werden die ausstehenden 
Raten mit dem um 1/3 erhöhten Rech-
nungszinsfuß gemäß § 65 Abs. 1 Versiche-
rungsaufsichtsgesetz abgezinst, der für das 
Jahr der Kapitalisierung gilt. Im Jahr 2007 
erfolgt somit die Abzinsung mit 3 Prozent, 
da sich der Rechnungszinsfuß gemäß § 65 
Abs. 1 Versicherungsaufsichtsgesetz für 
dieses Jahr auf 2,25 Prozent beläuft.

Verzinsung von 
Ansprüchen aus einem 
Ergebnisabführungsvertrag

Zu der Frage, ob eine unterlassene oder 
unzutreffende Verzinsung eines Verlust-
ausgleichsanspruchs schädliche Folgen für 
die steuerliche Anerkennung der Organ-
schaft hat, gilt nach bundeseinheitlich ab-
gestimmter Rechtsauffassung (Bayerisches 
Landesamt für Steuern vom 10. April 2007 
– S 2770 – 17 St 3106 M) Folgendes:

Bei Bestehen eines Gewinnabführungsver-
trages entsteht mit Ablauf des Bilanzstich-
tages ein Anspruch der Organgesellschaft 
auf Verlustübernahme, der sofort fällig 
ist. Die Pflicht zur Verzinsung dieses Ver-
lustausgleichsanspruches ergibt sich aus 
§§ 352, 353 HGB. Auf den Anspruch auf 
Verzinsung kann grundsätzlich nicht im 
Vorhinein durch die Organgesellschaft 
(bzw. vertraglich zwischen ihr und dem 
Organträger) verzichtet werden.

Die unterlassene oder unzutreffende 
Verzinsung eines Verlustausgleichsan-
spruches steht einer tatsächlichen Durch-
führung des Gewinnabführungsvertrages 
nicht entgegen. Im Fall einer unterlassenen 
Verzinsung oder im Falle eines unzuläs-
sigen Verzichts verletzen die Beteiligten 
lediglich eine vertragliche Nebenpflicht.

Das Unterlassen der Verzinsung führt aus 
steuerlicher Sicht zwar zu einer verdeckten 
Gewinnausschüttung, weil der Gewinnab-
führungsvertrag nicht zu „fremdüblichen“ 

Bedingungen abgewickelt wird. Verdeckte 
Gewinnausschüttungen der Organgesell-
schaft an den Organträger haben jedoch 
den Charakter vorweggenommener Ge-
winnabführungen, so dass sie als Vo-
rausleistung auf den Anspruch aus dem 
Gewinnabführungsvertrag zu werten sind. 
Diese werden zur Vermeidung einer steu-
erlichen Doppelbelastung auf der Ebe-
ne des Organträgers entsprechend R 62 
Abs. 2 KStR 2004 gekürzt. Durch eine 
verdeckte Gewinnausschüttung wird die 
Durchführung des Gewinnabführungs-
vertrages nicht gefährdet (R 61 Abs. 4 S. 1 
KStR 2004).

Verbindliche Auskünfte sind 
zukünftig gebührenpflichtig

Durch das Föderalismusreform-Begleit-
gesetz vom 5. September 2006 ist in § 89 
Abs. 2 AO gesetzlich normiert worden, 
dass die Finanzbehörden auf Antrag der 
Steuerpflichtigen verbindliche Auskünfte 
über die steuerliche Beurteilung von be-
stimmten, noch nicht verwirklichten Sach-
verhalten erteilen können, wenn daran im 
Hinblick auf die erheblichen steuerlichen 
Auswirkungen ein besonderes Interesse 
des Antragstellers besteht. 

Im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2007 
ist die Gebührenpflicht dieser Anträge 
auf verbindliche Auskunft beschlossen 
worden. Maßgebend für die Bestimmung 
des Gegenstandswerts ist die steuerliche 
Auswirkung des vom Antragsteller darge-
legten Sachverhalts. Bei Dauersachverhal-
ten ist auf die steuerliche Auswirkung im 
Jahresdurchschnitt abzustellen. Bei einem 
Gegenstandswert von 500.000 Euro erge-
ben sich 2.956 Euro Gebühren, der Gegen-
standwert von 10 Millionen Euro führt zu 
einer Gebühr von 31.456 Euro. 

Teilwertabschreibung 
bei Wohngebäuden

Der Ansatz des niedrigeren Teilwerts erfor-
dert gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG eine 
voraussichtlich dauernde Wertminderung. 
Von ihr ist auszugehen, wenn der Wert 
des Wirtschaftsgutes den planmäßigen 
Rest des Buchwerts als die Bewertungs-
obergrenze während eines erheblichen 
Teils der Nutzungsdauer im Unternehmen 
nicht erreichen wird.

In der Rechtsprechung und Literatur war 
in der Vergangenheit strittig, was unter 
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einem „erheblichen Teil der Restnutzungs-
dauer“ zu verstehen ist. Der Bundesfi-
nanzhof (BFH) stellt in seinem Urteil vom 
14. März 2006 klar: Die für den Ansatz 
des niedrigeren Teilwerts erforderliche 
vo-raussichtliche Wertminderung liegt 
bei abnutzbaren Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens (z. B. Wohngebäuden) 
vor, wenn der Teilwert des Wirtschafts-
gutes zum Bilanzstichtag mindestens für 
die halbe Restnutzungsdauer unter dem 
planmäßigen Restbuchwert liegt. 

Sparerfreibetrag

Mit dem Steueränderungsgesetz 2007 
wurde der Sparer-Freibetrag auf 750 Eu-
ro für Ledige (bisher 1.370 Euro) und 
auf 1.500 Euro für zusammen veranlagte 
Ehegatten (bisher 2.740 Euro) reduziert, 
der erstmals für nach dem 31. Dezember 
2006 zufließende Kapitalerträge (Divi-
dendenzahlungen oder Zinszahlungen für 
Spareinlagen) gilt.

Von der Reduzierung des Sparer-Freibe-
trages sind solche Genossenschaftsmit-
glieder betroffen, die Dividenden über 
51 Euro beziehen oder Spareinlagen bei 
Genossenschaften unterhalten. Nicht be-
troffen sind Genossenschaftsmitglieder, 
die Dividenden bis 51 Euro erhalten, da 
für diese Dividenden kein Freistellungs-
auftrag erforderlich ist. Hier kann die 
Genossenschaft weiterhin das Sammelan-
tragsverfahren gegenüber dem zuständi-
gen Finanzamt gemäß §§ 44 b Abs. 1, 45 
b Abs. 2 Nr. 3, 45 c Abs. 1 und 51 a EStG 
durchführen. 

Hinsichtlich der vor dem 1. Januar 2007 
erteilten Freistellungsaufträge wurde ge-
regelt, dass das im Freistellungsauftrag 
angegebene Freistellungsvolumen ab dem 
1. Januar 2007 nur noch zu 56,37 Pro-
zent berücksichtigt werden darf. Sind im 
Freistellungsauftrag der gesamte Spa-
rer-Freibetrag und der Werbungskosten-
Pauschbetrag angegeben, darf der Wer-
bungskosten-Pauschbetrag in voller Höhe 
berücksichtigt werden, d. h. das Freistel-
lungsvolumen beträgt 801 Euro bzw. 1.602 
Euro. Sollte das reduzierte Freistellungs-
volumen künftig nicht mehr ausreichen, 
müsste vom Genossenschaftsmitglied ein 
neuer Freistellungsauftrag mit Wirkung 
zum 1.Januar 2007 erteilt werden. 

	10. Wirtschafts-�  
		  prüfung und�  
		  -beratung�

Die vorrangige Aufgabe der Abteilung 
„Wirtschaftsprüfung und -beratung“ des 
VdW Rheinland Westfalen besteht darin, für 
die Mitgliedsunternehmen die nach dem 
Genossenschaftsgesetz vorgeschriebene 
Pflichtprüfung sowie bei Mitgliedsunter-
nehmen in der Rechtsform der Kapital-
gesellschaft gesetzliche und freiwillige 
Jahresabschlussprüfungen durchzuführen. 
Daneben wurde der Verband im Berichts-
zeitraum wieder mit der Durchführung von 
Sonderprüfungen und der Erstellung von 
Gutachten beauftragt.

Organisation und  
Personalstruktur

Die Betreuung sämtlicher Prüfungsman-
date wird eigenverantwortlich durch die 
in der Abteilung tätigen Wirtschaftsprüfer 
wahrgenommen. Sie erfolgt unmittelbar 
vor Ort. Danach betreut jeder Wirtschafts-
prüfer eine bestimmte Anzahl von Woh-
nungsunternehmen und steht dabei in 
allen Fragen der Prüfung und Beratung als 
Ansprechpartner zur Verfügung.

Die Gesamtplanung sämtlicher Prüfungs- 
und Beratungsaufträge erfolgt zentral in 
Düsseldorf. Hierdurch werden die Voraus-
setzungen dafür geschaffen, dass die Auf-
träge in sachlicher und zeitlicher Hinsicht 
im Interesse der Mitgliedsunternehmen 
und unter gleichzeitiger Beachtung der für 
Wirtschaftsprüfer maßgeblichen Berufs-
grundsätze ordnungsgemäß abgewickelt 
werden können.

Die Personalstruktur der Abteilung hat 
sich wie folgt entwickelt:

Prüfungs- und  
Beratungsleistungen

Im Berichtszeitraum wurden u. a. folgende 
Leistungen erbracht:

Pflichtprüfungen nach Genossen-ππ
schaftsgesetz

Die nach § 53 GenG vorgeschriebene 
Pflichtprüfung von Wohnungsgenossen-
schaften sieht eine jährliche Prüfung vor, 
die neben der Feststellung der wirtschaft-
lichen Verhältnisse und der Prüfung der 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung 
sowie der Mitgliederliste auch die Prüfung 
des Jahresabschlusses einbezieht.

Eine Genossenschaftsprüfung geht daher 
wesentlich weiter als die „reine“ Jahres-
abschlussprüfung gem. §§ 316 ff. HGB. 
Durch die Novelle des Genossenschafts-
gesetzes vom August 2006 wurde jedoch 
für „kleine“ Genossenschaften eine we-
sentliche Neuerung eingeführt: Wenn 
die Bilanzsumme 1 Million Euro oder 
die Umsatzerlöse 2 Millionen Euro nicht 
übersteigen, entfällt die gesetzliche Pflicht 
zur Einbeziehung des Jahresabschlusses 
in die Prüfung nach § 53 GenG. Unter 
diese Regelung fallen im VdW Rheinland 
Westfalen derzeit rund 110 Mitgliedsgenos-
senschaften. Wünschen diese Genossen-
schaften weiterhin eine formelle Prüfung 
des Jahresabschlusses, bedarf es eines ge-
sonderten Auftrags, den bisher die deutlich 
überwiegende Mehrheit der betroffenen 
Genossenschaften erteilt hat. 

Unverändert ist es bei der Regelung ge-
blieben, dass Genossenschaften, deren 
Bilanzsumme 2 Millionen Euro nicht über-
steigt, nur in jedem zweiten Geschäftsjahr 
geprüft werden müssen.

Die Pflichtprüfung ist nicht Voraussetzung 
für die Feststellung des Jahresabschlusses 
durch die Generalversammlung. Das gilt 
aber nicht für Genossenschaften, die über 
eine Spareinrichtung verfügen, da diese 
zusätzlich auch den Vorschriften über 
die Pflichtprüfung nach dem KWG un-
terliegen.

Jahresabschlussprüfungen nach dem ππ
HGB bei Kapitalgesellschaften und 
Unternehmen anderer Rechtsform

Für Kapitalgesellschaften bzw. Unterneh-
men anderer Rechtsform (Stiftung, Verein) 

2005 2006 2007

Wirtschaftsprüfer/ 
vereidigte  
Buchprüfer

7 7 7

Prüfer 34 35 39

Prüfungs- 
assistenten

6 4 1

Gesamt 47 46 47
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bedarf es eines besonderen Prüfungsauf-
trages durch das Mitgliedsunternehmen, 
in dem die Auftragsbedingungen und 
der Prüfungsumfang festgelegt werden. 
Grundsätzlich ergeben sich Gegenstand 
und Umfang der Prüfung aus § 317 HGB. 
Danach sind neben dem Jahresabschluss 
auch die Buchführung und in aller Regel 
auch der Lagebericht in die Prüfung ein-
zubeziehen. Sofern ein Konzernabschluss 
aufzustellen war, ist auch dieser Gegen-
stand der Prüfung.

Kapitalgesellschaften, deren Kapital über-
wiegend von der öffentlichen Hand ge-
halten wird, unterliegen zusätzlich den 
Prüfungsvorschriften des § 53 HGrG. Da-
nach umfasst die Prüfung auch Feststel-
lungen über die Ordnungsmäßigkeit der 
Geschäftsführung und die wirtschaftlichen 
Verhältnisse. Darüber hinaus müssen 
Bilanzierung und Prüfung den für – im 
Sinne des HGB – große Kapitalgesell-
schaften maßgeblichen Bestimmungen 
entsprechen.

Weitere Prüfungs- und Beratungsleis-ππ
tungen

Folgende weitere Prüfungs- und Bera-
tungsleistungen wurden im Berichtszeit-
raum erbracht:

Prüfung von Betreuungsunternehmen ππ
im Sinne von § 37 Abs. 1 II. Woh-
nungsbaugesetz  
 
Die Vorschrift wurde mit Inkrafttreten 
des Wohnraumförderungsgesetzes 
(WoFG) zum 1. Januar 2002 ersatzlos 
aufgehoben. Der Wegfall der gesetz-
lichen Grundlage führt aber nicht zu 
einer automatischen Aufhebung der 
Zulassung, so dass für Unternehmen, 
die nicht auf die Zulassung verzichtet 
haben, die aus dem Zulassungsbe-
scheid resultierenden Pflichten fort-
bestehen. 

Prüfung nach der Makler- und Bauträ-ππ
gerverordnung (MaBV)  
 
Die Prüfung nach der MaBV ist eine 
Ordnungsmäßigkeitsprüfung, die die 
Einhaltung bestimmter Vorschriften 
der MaBV zum Gegenstand hat. In-
sofern unterscheidet sie sich ganz 
erheblich von der Jahresabschluss-
prüfung. Das Ergebnis ist nicht in 
einem wertenden Gesamturteil zu-
sammengefasst. Vielmehr ist über 
jeden einzelnen Verstoß gegen die 

Vorschriften der §§ 2 bis 14 MaBV zu 
berichten, oder aber zu erklären, dass 
Verstöße nicht festgestellt wurden. 
Empfänger des Prüfungsberichtes ist 
die zuständige Behörde – in der Regel 
das Gewerbeaufsichtsamt – der der 
Prüfungsbericht spätestens bis zum 
Ablauf des folgenden Kalenderjahres 
zu übermitteln ist.

Erstellen von Bewertungsgutachten  ππ
 
Gegenstand waren sowohl die Ver-
kehrswertermittlung für bebaute 
Grundstücke entsprechend der Wert-
ermittlungsverordnung (WertV) als 
auch die Ermittlung von Gesamtun-
ternehmenswerten auf der Grundlage 
der in der Stellungnahme IDW S1 
des Instituts der Wirtschaftsprüfer 
in Deutschland e. V. niedergelegten 
Grundsätze zur Durchführung von 
Unternehmensbewertungen.

Prüfungen im technischen Bereichππ

Sonderprüfungen wie Prüfungen im ππ
Bereich Innenrevision, Wirtschaftlich-
keitsprüfungen, Prüfungen im Auftrag 
von Aufsichtsratsorganen u. a.

Stellungnahmen zur Einrichtung ππ
eines Risikomanagementsystems

Beratungen in Sachen Portfolio-Ma-ππ
nagementsystemen, Wirtschafts- und 
Finanzplanung, operative Planungs- 
und Investitionsrechnung u. a.

Kooperationen

Zusätzlich zu den vom Verband erbrachten 
Leistungen wurden im Berichtszeitraum 
wiederum Prüfungen und Gutachten im 
Auftrag der mit dem Verband koopera-
tiv verbundenen Domus Revision AG, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Steuer-
beratungsgesellschaft, Berlin, sowie der 
GdW Revision AG, Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft, 
Berlin, durchgeführt. 

Mit dem Verband der Wohnungswirtschaft 
in Niedersachsen und Bremen e. V. wurde 
die Zusammenarbeit auf der Grundla-
ge des mit Wirkung vom 1. Januar 1999 
abgeschlossenen Kooperationsvertrages 
fortgesetzt. Neben der Abstimmung zwi-
schen den Verbänden bei Personalplanung 
und Prüfereinsätzen standen dabei vor 

allem die Erarbeitung und Anwendung 
einheitlicher Prüfungsrichtlinien und Prü-
fungsstandards sowie gemeinsame Bera-
tungsangebote im Vordergrund.

Externe Qualitätskontrolle

Gem. § 57 a der Wirtschaftsprüferordnung 
(WPO) sind Wirtschaftsprüfer in eigener 
Praxis und Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften verpflichtet, sich im Abstand 
von drei Jahren einer externen Qualitäts-
kontrolle (Peer review) zu unterziehen. 
Gleiches gilt analog für genossenschaft-
liche Prüfungsverbände. Die erste Quali-
tätskontrolle wurde beim VdW Rheinland 
Westfalen Ende 2004 durchgeführt und 
die Teilnahmebescheinigung der Wirt-
schaftsprüferkammer am 13. Januar 2005 
ausgestellt. Die Bescheinigung ist bis zum 
13. Januar 2008 befristet.

Nach dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Stärkung der Berufsaufsicht und zur Re-
form berufsrechtlicher Regelungen in der 
Wirtschaftsprüferordnung (Berufsauf-
sichtsreformgesetz – BARefG) ist vorge-
sehen, die allgemeine Frist für die externe 
Qualitätskontrolle von bisher drei Jahren 
zum Teil auf sechs Jahre zu verlängern, je 
nach Mandantenstruktur des Abschluss-
prüfers.
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gregation oder Kriminalitätsentwicklung 
sind längst zu Problemen der gesamten 
Gesellschaft geworden. 

Lange Zeit hat die Politik jedoch die Woh-
nungswirtschaft mit den Problemen der 
Stadt- und Quartiersentwicklung allein 
gelassen – im Gegenteil, die Politik hat die 
Probleme sogar noch verstärkt. Beispiels-
weise durch die engen Einkommensgrenzen 
und die Belegungspolitik im sozialen Woh-
nungsbau oder durch die Fehlbelegungsab-
gabe – beides Maßnahmen, die die soziale 
Entmischung weiter gefördert haben.

Dabei sind diese Entwicklungen seit lan-
gem absehbar gewesen, denn die Stadt-
entwicklung ist ein langsamer Prozess, 
der sich in Jahrzehnten über Generationen 
hinweg abspielt. Eine Stadtentwicklung 
hin zu vitalen Quartieren mit intakten, 
lebendigen Nachbarschaften ist die zen-
trale Herausforderung. Das setzt aber 
voraus, dass die Schrumpfung bewältigt 
wird, ohne dass es zu Leerständen und 
Verslummung kommt.

Nur mit neuen Instrumenten wird es 
gelingen, zukunftsicheres Wohnen und 
Leben in vitalen Städten zu gewährleisten. 
Dazu braucht die Wohnungs- und Immo-
bilienwirtschaft neue Wege zur Stadtent-
wicklung:

Die Gremien des Verbandes sind von zen-
traler Bedeutung für die Mitgestaltung und 
-wirkung der Mitglieder. Die Aktivitäten der 
Gremien sind sowohl strategisch als auch 
operativ von großer Wichtigkeit für die 
Arbeit des Verbandes.

 1. Mitglieder- 
  versammlung  

Am 19. September 2006 fand unter Leitung 
des Vorsitzenden des Verbandsrates, Dietmar 
Cremer, die Mitgliederversammlung im Rah-
men des Verbandstages in Münster statt.

Ein zentraler Tages-
ordnungspunkt war 
der Bericht des Vor-
standes.

Verbandsdirektor 
Burghard Schneider 
ging in seinem Be-
richt unter anderem 
auf folgende Punkte 
ein:

Die enge Kooperation von VdW Rhein- π
land Westfalen und VdW südwest – ins-
besondere in Form des Drei-Länder-
Büros, Bonn – hat sich mehr als be-
währt. Das DLB ist zu einer kaum noch 
wegzudenkenden Normalität geworden.
  
Die in der Kooperationsvereinbarung 
beider Verbände vom 23. Juni 2003 
festgelegten Ziele werden gelebt bzw. 
umgesetzt. Es ist zu vielen qualitativen 
und quantitativen Verbesserungen der 
Leistungen für die rund 700 Mitglieds-
unternehmen der beiden Verbände 
in den drei Bundesländern Hessen, 
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz, die insgesamt rund 1,7 Millionen 
Wohnungen bewirtschaften, in den 
Bereichen der Interessenvertretung 
und Beratung gekommen. 
 
Das gemeinsame VerbandsMagazin 
mit drei Landesausgaben, das jährlich 
zehnmal in einer Auflage von 2.500 
Exemplaren erscheint, hat sich zu 
einem Produkt entwickelt, das weit 
über die beiden Verbände hinaus viel 

Beachtung in allen Teilen der Republik 
gefunden hat.

Nach dem Regierungswechsel in Nord- π
rhein-Westfalen und den Landtags-
wahlen in Rheinland-Pfalz galt es, die 
in den letzten Jahren konsequent ent-
wickelten Vorstellungen und Vorschläge 
für eine grundsätzliche Neuorientierung 
in der Stadt- und Wohnpolitik insbeson-
dere wieder bei der Politik zu hinterlegen 
und für deren Umsetzung zu arbeiten.

Die Anzahl und Breite der Themen, zu  π
denen der Verband im Berichtszeitraum 
von der Politik oder der Öffentlichkeit 
um Stellungnahmen gebeten wurde, 
unterstreichen seine starke Position als 
Ansprech- und Diskussionspartner so-
wie als Kompetenzzentrum und zeigen 
einmal mehr, dass die Rolle des VdW 
Rheinland Westfalen als wichtiger woh-
nungs- und immobilienwirtschaftlicher 
Interessenverband im Rheinland und 
in Westfalen weiter gefestigt wurde.

In Bezug auf die Politik galt es, die Arbeit  π
des Verbandes weiter auf die aktive 
Rolle der Wohnungswirtschaft in Pro-
zessen der Stadtentwicklung auszu-
richten. Dazu wurde das Thema der 
„Strategischen Allianzen für Standorte 
zum WohnLeben“ für neue Modelle der 
verbindlichen Zusammenarbeit aller 
Akteure vor Ort in Anlehnung an BIDs 
(Business Improvement Districts) für 
HIDs (Housing Improvement Districts) 
geöffnet. 

Im Zusammenhang mit der Verabschie-
dung der „Wohnungspolitischen Thesen 
2006: Zukunftsicheres Wohnen und Leben 
verlangt neue Wege zur Stadtentwicklung“ 
wandte sich Verbandsdirektor Schneider 
aktuellen Problemlagen zu.

Die Wohnungswirtschaft unternimmt 
vieles, um zur Vermeidung von Woh-
nungsleerständen auf Grund des Bevölke-
rungsrückgangs, um zur Integration von 
Menschen mit Migrationshintergrund oder 
um zur Betreuung von alten Menschen Lö-
sungen zu finden und gute Lösungen be-
kannt zu machen. Die genannten Probleme 
weisen aber über die Branche hinaus. Die 
Verslumung von Wohnquartieren, Se-

Burghard Schneider
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Landesrechtlicher Rahmen für verläss-ππ
liche Entscheidungen über langfristige 
und nachhaltige Entwicklungen

Umbau des Förderinstrumentariums ππ
zur Gestaltung von Schrumpfungspro-
zessen

Erhalt und Nutzung des Wohnungsbau-ππ
vermögens des Landes für einen neu zu 
schaffenden integrierten Entwicklungs- 
und Infrastrukturfonds

Ausschließliche Nutzung der Bundesmit-ππ
tel für die Wohnraumversorgung nach 
der Föderalismusreform für Zwecke der 
Stadtentwicklung

Strategische, integrierte und handlungs-ππ
orientierte Konzepte unter Mitwirkung 
aller beteiligten Akteure vor Ort als Vor-
aussetzung für eine Förderung und

Initiierung einer gesetzlichen Regelung ππ
zur beschleunigten Realisierung von 
Standortgemeinschaften für Wohnim-
mobilien (HIDs).

P r ü f u n g s d i r e k t o r 
Huber t  Sch i f fe rs 
s te l l te  in seinen 
Ausführungen fest, 
dass die Prüfung 
der Wohnungsge-
nossenschaften und 
-gesellschaften, die 
den VdW Rheinland 
Westfalen mit der 
Abschlussprüfung beauftragt haben, im 
Berichtsjahr planmäßig verlaufen ist. 

Die am 18. August 2006 in Kraft getretene 
Novellierung des Genossenschaftsgesetzes 
(GenG) hat in mehrfacher Weise Aus-
wirkungen auf die Prüfungstätigkeit des 
Verbandes.

Ein zentraler Punkt ist die Änderung der 
Prüfungsvorschriften für kleine Genos-
senschaften in § 53 GenG, wonach  Genos-
senschaften, deren Bilanzsumme 1 Million 
Euro oder deren Umsatzerlöse 2 Millionen 
Euro nicht übersteigen, zukünftig von der 
Jahresabschlussprüfung befreit sind. Bei 
diesen Genossenschaften ist der Jahresab-
schluss unter Einbeziehung der Buchfüh-
rung und des Lageberichtes formal nicht 
mehr prüfungspflichtig. Dies gilt erstmals 
für Prüfungen des Jahresabschlusses von 
Geschäftsjahren, die frühestens am 31. 
Dezember 2006 enden. 

Zwar müssen auch kleine Genossen-
schaften weiterhin einen Jahresabschluss 
entsprechend den Vorschriften des HGB 
aufstellen. Allerdings wird er nur noch im 
Rahmen einer prüferischen Durchsicht 
bewertet. Für den Fall, dass zukünftig eine 
Bestätigung der prüferischen Durchsicht 
oder eine Prüfung des Jahresabschlusses 
im bisherigen Umfang gewünscht oder von 
Dritten gefordert wird, bedarf es einer aus-
drücklichen Beauftragung des Verbandes.

Die Prüfungsverbände im GdW haben sich 
darauf verständigt, die Neuerungen für die 
Prüfung der kleinen Genossenschaften 
schnell und im Sinne der Genossenschaften 
umzusetzen. Es werden neue Standards 
für die Prüfung entwickelt, die berücksich-
tigen, dass Jahresabschluss und Buchfüh-
rung nicht mehr Prüfungsgegenstand sind 
und die auf die Branchenbesonderheiten 
der Wohnungsgenossenschaften eingehen. 
Weiterhin hat man sich darauf verständigt, 
künftig den Betreuungscharakter der Prü-
fung stärker herauszustellen. 

Für die Prüfung von Kapitalgesellschaften, 
die vom Verband auf der Grundlage von 
Artikel 25 EG HGB geprüft werden, wurde 
bereits mit dem Bilanzrechtsreformgesetz 
Ende 2004 eine für die Prüfungsverbände 
positive Regelung verabschiedet, so dass  
auch in Zukunft prüfungsnahe und betriebs-
wirtschaftliche Beratungsleistungen neben 
der Prüfung durchgeführt werden dürfen. 
Voraussetzung ist, dass die einzelne Bera-
tungsleistung nicht von Personen ausgeführt 
werden darf, die Einfluss auf das Prüfungs-
ergebnis haben können. Dieser Grundsatz 
wurde in § 55 Abs. 2 GenG übernommen. 

Den Bericht über die 
Arbeit des Verbands-
rates für den Zeit-
raum seit der letzten 
Mitgliederversamm-
lung am 20. Septem-
ber 2005 erstattete 
dessen Vorsitzender 
Dietmar Cremer.

Der Verbandsrat ist zu sieben Sitzungen 
zusammengekommen. Darüber hinaus 
fand eine Sitzung gemeinsam mit dem 
Verbandsrat des VdW südwest statt. Zu den 
zentralen Beratungsthemen gehörten u. a.:

Zur Bündelung der Zuständigkeiten ππ
im Bereich der sozialen Wohnraumför-
derung in Nordrhein-Westfalen hatte 
das Ministerium für Bauen und Ver-
kehr des Landes Nordrhein-Westfalen 

eine Verbändeanhörung zum Entwurf 
des „Dritten Gesetzes zur Änderung 
des Wohnraumförderungsgesetzes 
(WBFG)“ durchgeführt. Nach dem 
Gesetzentwurf sollen die derzeit 88 
Bewilligungsbehörden auf 54 Bewilli-
gungsbehörden reduziert werden. Der 
Verbandsrat empfahl, an der bereits im 
Jahr 2004 dem Ministerium gegenüber 
geäußerten positiven Haltung zur Re-
duzierung der Bewilligungsbehörden 
festzuhalten. 

Zum Thema „Verpflichtender Einbau ππ
von Rauchwarnmeldern“ befasste sich 
der Verbandsrat mit einer Empfeh-
lung des Ausschusses Technik, der sich 
gegen eine gesetzliche Verpflichtung 
ausgesprochen und stattdessen ein Vor-
gehen auf freiwilliger Basis empfohlen 
hatte. Der Verbandsrat schloss sich den 
Empfehlungen an.

Der Verbandsrat begrüßte die Neuord-ππ
nung der Berufsausbildung „Immobili-
enkaufmann/Immobilienkauffrau“ vor 
allem deshalb, weil sich die neue Be-
rufsausbildung den aktuellen Heraus-
forderungen der Branche stellt und z. B. 
verstärkt die Themenbereiche „Marke-
ting“ und „soziale Kompetenz“ Eingang 
finden. Der Verbandsrat stellte fest, dass 
die neue Ausbildungsordnung die Be-
rufsausbildung praxisbezogener macht. 
In diesem Zusammenhang plädierte er 
für eine dreijährige Ausbildung.  

Die Kooperation mit dem VdW südwest, ππ
insbesondere die Arbeit des Drei-Län-
der-Büros (DLB) in Bonn, begleitete der 
Verbandsrat besonders intensiv. Er wur-
de in diesem Zusammenhang aus dem 
eigens dafür eingerichteten DLB-Koope-
rationsausschuss ständig unterrichtet. 

Weiter hat sich der Verbandsrat fort-ππ
laufend über Kongresse und Veran-
staltungen informiert, mit denen der 
Verband vor allem die Thematik der 
Stadtentwicklung weiter vertieft hat. 
Herauszuheben ist insbesondere das 
erfolgreiche 5. Forum Wohnungswirt-
schaft „Zukunftsicheres WohnLeben 
– neue Wege zur Vitalisierung der Städ-
te“ im Mai 2006. Mit der Frage, ob Busi-
ness Improvement Districts (BIDs) zu 
Housing Improvement Districts (HIDs) 
weiterentwickelt werden können, hatte 
der Verband wiederum als erster woh-
nungswirtschaftlicher Regionalverband 
in Deutschland erneut ein Zukunftsthe-
ma aufgegriffen. 

Hubert Schiffers 

Dietmar Cremer
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Weitere Beratungsthemen bildeten ππ
– wie in jedem Jahr – allgemeine wirt-
schaftliche Angelegenheiten des Ver-
bandes sowie der Jahresabschluss und 
der Betriebsabrechnungsbogen 2005 
sowie der Wirtschaftsplan 2006. Au-
ßerdem wurde eine Reihe von Nachfol-
geregelungen für Ausschüsse des Ver-
bandes vorgenommen. Im Berichtsjahr 
wurden auch zwei neue Arbeitskreise 
ins Leben gerufen: „Stadtentwicklung 
und Stadterneuerung“ sowie „Europa“. 
Der Arbeitskreis „Europa“ ist verbän-
deübergreifend mit dem VdW südwest 
und dem VdW saar.

Im weiteren Verlauf der Mitgliederver-
sammlung wurden der Jahresabschluss 
2005 genehmigt sowie dem Vorstand und 
dem Verbandsrat Entlastung erteilt.

Weiter stand auf der Tagesordnung die 
Neuwahl des Verbandsrates für die Wahl-
periode 2006 bis 2010. Alle von den drei 
Fachschaften vorgeschlagenen Kandidaten 
wurden einstimmig gewählt.

Einer guten Tradition folgend wurden 
die jahrgangsbesten Absolventen der so 
genannten „Bochum-Prüfung“ der Pri-
vaten Berufsschule im EBZ Bochum im 
Rahmen der Ausbildung zur Kauffrau/zum 
Kaufmann in der Grundstücks- und Woh-
nungswirtschaft aus den Mitgliedsunter-
nehmen des VdW Rheinland Westfalen 
ausgezeichnet:

Saskia Langer ππ
Ausbildungsbetrieb: Deutsche  
Annington Immobilien GmbH,  
Bochum

Christina Schwarz ππ
Ausbildungsbetrieb:  
Wohnungsgesellschaft des  
rheinischen Handwerks AG, Köln

Constanze Schlemo ππ
Ausbildungsbetrieb: Deutsche Anning- 
ton Immobilien GmbH, Bochum

Erstmals wurden auch die besten Absol-
venten der seit 2004 von der FWI im EBZ 
angebotenen Fortbildung „Immobilien-
Ökonomin (GdW)/Immobilien-Ökonom 
(GdW)“ geehrt: 

Britta Schmeck ππ
Spar- und Bauverein eG, Dortmund

Robert Lütkehaus ππ
GAGFAH GmbH, Essen

Der neue Verbandsrat 2006 bis 2010 

Ulrich A. Büchner,  ππ
Vorsitzender GEWOBAU  
Wohnungsgenossenschaft Essen eG

Dietmar Cremer  ππ
stellvertretender Vorsitzender 
GEBAG Duisburger Gemeinnützige 
Baugesellschaft AG

Werner Dacol ππ
stellvertretender Vorsitzender 
Aachener Siedlungs- und  
Wohnungsgesellschaft mbH, Köln 

Karl-Heinz Abraham ππ
Wohnungsverein Herne eG

Ulrich Bimberg ππ
Spar- und Bauverein Solingen eG  
Gemeinnützige Wohnungs- 
genossenschaft

Thomas Hegel ππ
LEG Landesentwicklungsgesellschaft 
Nordrhein-Westfalen GmbH,  
Düsseldorf

Christof Henn ππ
Gemeindliche Siedlungs-Gesellschaft 
Neuwied mbH

Horst-Rüdiger Hoschkara ππ
WGL Wohnungsgesellschaft 
Leverkusen GmbH

Albrecht Huber ππ
BVT Bau- und Vermietungs- 
genossenschaft Trier eG

Thorsten Kleinebekel ππ
Wohnbau Lemgo eG

Dr. Dieter Körner ππ
RAG Immobilien Management GmbH 
Niederlassung Rheinland,  
Duisburg 

Dr. Dieter Kraemer ππ
VBW BAUEN UND WOHNEN 
GMBH, Bochum 

Adelheid Kress ππ
Düsseldorfer Wohnungs- 
genossenschaft eG

Folker Naumann ππ
Wohnungsgenossenschaft im Kreis 
Olpe, Südsauerland eG, Olpe

Georg Potschka ππ
Gemeinnützige Wohnungs- 
genossenschaft Ehrenfeld eG, Köln

Berthold Prunzel ππ
Ravensberger Heimstätten- 
gesellschaft 0mbH, Bielefeld

Josef Rehring ππ
WGM Wohnungsgesellschaft  
Münsterland mbH, Münster

Heinz-Peter Richrath ππ
THS TreuHandStelle für Bergmanns- 
wohnstätten im rheinisch-west- 
fälischen Steinkohlenbezirk GmbH, 
Gelsenkirchen

Hubert Scharlau ππ
Bauverein zu Lünen eG

Thomas Schlüß ππ
Deutsche Annington Immobilien 
GmbH, Essen 

Uwe Schramm ππ
WohnBau Westmünsterland eG,  
Borken

Günter Schwarzmann ππ
Bauverein Gevelsberg eG

Volker Seemann ππ
Bauverein Rheinhausen eG,  
Duisburg

Dr. Wolfgang Wilken ππ
Wohnungsbaugesellschaft für das 
Rheinische Braunkohlenrevier 
GmbH, Köln 
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Schließlich wurde 
Bernhard Koppmann, 
der sein Amt als Vor- 
sitzender der Fach-
schaft der Wohnungs- 
genossenschaften 
und Vereine nieder-
gelegt und darüber 
hinaus nicht mehr 
für den neuen Ver-
bandsrat kandidiert 
hatte, vom Verbandsratsvorsitzenden 
Dietmar Cremer mit der Ehrennadel in 
Gold des VdW Rheinland Westfalen aus-
gezeichnet. 

	2.	Verbandsrat�

Der Verbandsrat kam im Berichtszeitraum 
zu neun Sitzungen zusammen. Darüber 
hinaus fand eine Sitzung gemeinsam mit 
dem Verbandsrat des VdW südwest statt.

Der von der Mitgliederversammlung am 
19. September 2006 neu gewählte Ver-
bandsrat für die Wahlperiode bis 2010, 
dem zwölf Vertreter der Wohnungsgenos-
senschaften und jeweils sechs Vertreter 
der Wohnungsunternehmen der Kom-
munen/der Öffentlichen Hand und der 
industrieverbundenen, kirchlichen und 
sonstigen Wohnungsunternehmen ange-
hören, wählte in seiner konstituierenden 
Sitzung am 19. September 2006 Ulrich A. 
Büchner zum neuen Vorsitzenden sowie 
Dietmar Cremer und Werner Dacol zu des-
sen Stellvertretern. Dieses neue Präsidium 
amtiert bis 2008.

Zentrale Beratungsthemen des Verbands-
rates im Berichtszeitraum waren u. a.:

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz ππ
(AGG)

REIT-Gesetzππ

Energieeinsparverordnung und  ππ
Einführung des Energieausweises

Verschiedene steuerliche Fragenππ

Auswirkungen verschiedener  ππ
BGH-Urteile

Stadtentwicklungππ

Housing Improvement Districts ππ
(HIDs)

Verkauf kommunaler/öffentlicher ππ
Wohnungsbestände, u. a. Verkauf der 
Landesanteile an der LEG NRW

Einschränkung wirtschaftlicher  ππ
Betätigung von kommunalen  
Wohnungsunternehmen  
(§ 107 Gemeindeordnung NRW)

Landesentwicklungsprogrammππ

Dichtheitsprüfung  ππ
von Abwasserleitungen

Verpflichtender Einbau  ππ
von Rauchwarnmeldern

Wohnraumförderung und  ππ
entsprechende Richtlinien

Heimrechtππ

Barrierearmut in Wohnungsbeständenππ

Wohnungspolitische Thesen 2006ππ

Stellungnahmen zu Gesetzen und ππ
Richtlinienentwürfen

Vorbereitung öffentlicher Anhörungen ππ
im Landtag NRW

Weiterentwicklung des EBZ –  ππ
Europäisches Bildungszentrum,  
Bochum

Veranstaltungsplanungππ

Jahresabschluss 2006ππ

Wirtschaftsplan 2007ππ

Wahl der Mitglieder der ständigen ππ
Ausschüsse für die Wahlperiode 2006 
bis 2010

Besetzung von Gremienππ

Mitglieder- und allgemeine  ππ
Verbandsangelegenheiten

Im Verbandsrat wurde auch über die Arbeit 
der Fachausschüsse und Arbeitskreise be-
richtet, um einen Austausch über wichtige 
Themen der Wohnungswirtschaft unter 
den Mitgliedsunternehmen zu fördern.

Einstimmig stellte sich der Verbandsrat 
hinter die Beteiligung des Verbandes an 
einer Demonstration am 7. März 2007 
gegen die von der Landesregierung NRW 
beabsichtigte Einschränkung der wirt-

schaftlichen Betätigung der kommunalen 
Wohnungsunternehmen und forderte alle 
Mitgliedsunternehmen auf, sich an der  
Demonstration vor dem Landtag in Düssel- 
dorf zu beteiligen.

Die Kooperation mit dem VdW südwest, 
insbesondere die Arbeit des gemeinsamen 
Drei-Länder-Büros (DLB) in Bonn, beglei-
tete der Verbandsrat besonders intensiv. 
Die Verbandsräte des VdW Rheinland 
Westfalen und des VdW südwest kamen 
am 4. Juni 2007 zu ihrer fünften gemein-
samen Sitzung in Siegen zusammen. Im 
Mittelpunkt der Beratungen stand eine 
Bilanz nach drei Jahren DLB, die rundum 
positiv ausfiel.

	3.	Präsidium�

Das in der konstitu-
ierenden Sitzung des 
Verbandsrates am 
19. September 2006 
in Münster neu ge-
wählte dreiköpfige 
Präsidium, beste-
hend aus seinem 
Vorsitzenden Ulrich 
A. Büchner und des-
sen Stellvertretern 
Dietmar Cremer und 
Werner Dacol, kam 
im Berichtszeitraum 
zu zehn Sitzungen 
zusammen. 

Inhaltlich befasste 
sich das Präsidium 
im Wesentlichen 
mit den gleichen 
Themen wie der 
Verbandsrat, des-
sen Sitzungen das 
Präsidium vorberei-
tet. Außerdem be-
riet es den Vorstand 
des VdW Rheinland 
Westfalen in ver-
schiedenen Angele-

genheiten. Daneben führte das Präsidium 
gemeinsam mit dem Verbandsdirektor 
eine Reihe von wohnungspolitischen Ge-
sprächen und vertrat den Verband bei 
öffentlichen Veranstaltungen.

Bernhard Koppmann

Ulrich A. Büchner

Dietmar Cremer

Werner Dacol
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	4.	Fachschaften�

Dem Verband gehörten am 1. Juli 2007 ins-
gesamt 455 Wohnungsunternehmen an, die 
in drei Fachschaften organisiert sind:

Fachschaft der Wohnungsgenossen-ππ
schaften und Vereine mit 323 Unter-
nehmen

Fachschaft der Wohnungsunternehmen ππ
der Kommunen/der Öffentlichen Hand 
(ÖKU) mit 83 Unternehmen

Fachschaft der industrieverbundenen, ππ
kirchlichen und sonstigen Wohnungs-
unternehmen (IKS) mit 49 Unternehmen

Fachschaft der Wohnungs-
genossenschaften und 
Vereine 

Der Genossenschafts- 
ausschuss als Arbeits- 
ausschuss der Fach-
schaft ist unter Lei-
tung seines Vorsit-
zenden Ulrich Bimberg 
im Berichtszeitraum 
zu drei Sitzungen zu- 
sammengekommen. 
D a n e b e n  f a n d e n 
zwei Sitzungen ge-
meinsam mit dem Fachausschuss für 
Genossenschaften des VdW südwest am  
27. November 2006 in Düsseldorf und am 
15. März 2007 in Rüsselsheim statt.

In der Sitzung am 27. November 2006 
in Düsseldorf wurde u. a. ein umfang-
reiches Arbeitsprogramm für das Jahr 
2007 verabschiedet, zu dem u. a. die The-
men „Prüfung kleiner Genossenschaften“ 
und „Mustersatzung/Mustergeschäfts-
ordnungen“ gehören. Darüber hinaus 
benannte der Genossenschaftsausschuss 
Vertreter für die Fachausschüsse des VdW 
Rheinland Westfalen.

In der Sitzung am 6. März 2007 in Düssel- 
dorf informierte sich der Genossen-
schaftsausschuss u. a. über die neuen 
Anforderungen an die Prüfung kleiner 
Genossenschaften. Ferner nahm er einen 
ersten Erfahrungsbericht über den Einsatz 
des Leitfadens „Risikopotenziale für die 

künftige Entwicklung der Wohnungsge-
nossenschaften“ im Rahmen der Wirt-
schaftsprüfung entgegen, mit dem die Vor-
stände mit Blick auf die Wettbewerbs- und 
Zukunftsfähigkeit ihrer Genossenschaft 
für Themenkomplexe wie Kooperationen, 
Wohnungsmarkt-, Zufriedenheits- und 
Fluktuationsanalysen sensibilisiert werden 
sollen.

In der Sitzung am 4. Juni 2007 in Siegen 
wurde u. a. eine Untersuchung zum Thema 
„Mitgliederrendite“ vorgestellt. Dabei geht 
es darum, wie sich das Leistungsspektrum 
einer Wohnungsgenossenschaft quantifi-
zieren und in Relation zum klassischen 
Renditebegriff setzen lassen kann. 

Die Vollversammlung der Fachschaft der 
Wohnungsgenossenschaften und Vereine 
fand am 19. September 2006 im Rahmen 
des Verbandstages 2006 in Münster statt. 

In seinem ausführlichen Rechenschaftsbe-
richt ging der Vorsitzende der Fachschaft, 
Bernhard Koppmann, auf die Novellierung 
des Genossenschaftsgesetzes, die Mög-
lichkeiten der Altersvorsorge bei Woh-
nungsgenossenschaften, die Kooperation 
des VdW Rheinland Westfalen mit dem 
Institut für Genossenschaftswesen Univer-
sität Münster sowie den 5. Gemeinsamen 
Genossenschaftstag am 4./5. Mai 2006 in 
Dortmund ein. Ferner informierte er über 
die Ergebnisse des Arbeitskreises „Koope-
rationen und Netzwerke von Wohnungs-
genossenschaften“ und der Arbeitsgruppe 
„Risikopotenziale für die künftige Entwick-
lung der Wohnungsgenossenschaften“.

Dem Vorstand der Fachschaft mit Bern-
hard Koppmann (Baugenossenschaft Freie 
Scholle eG, Bielefeld), Albrecht Huber 
(BVT Bau- und Vermietungsgenossen-
schaft Trier eG, Trier) und Georg Potschka 
(Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft 
Ehrenfeld eG, Köln) wurde einstimmig 
Entlastung erteilt.

In Nachfolge von Bernhard Koppmann 
wurde Ulrich Bimberg (Spar- und Bau-
verein Solingen eG, Solingen) zum Vor-
sitzenden der Fachschaft gewählt. Für 
den nicht mehr kandidierenden Albrecht 
Huber wurde Franz-Bernd Große-Wil-
de (Spar- und Bauverein eG, Dortmund) 
zum stellvertretenden Vorsitzenden der 
Fachschaft gewählt. Wieder zum stell-
vertretenden Vorsitzenden wurde Georg 
Potschka bestellt.

Einstimmig nominierte die Vollversamm-
lung die 12 Genossenschaftsvertreter für 
die Wahl in den Verbandsrat des VdW 
Rheinland Westfalen für die Wahlperiode 
2006 bis 2010 durch die Mitgliederver-
sammlung.

In Nachfolge von Bernhard Koppmann 
wurde Petra Eggert (B&S Bau- und Sied-
lungsgenossenschaft für den Kreis Her-
ford eG, Bünde) in den Genossenschafts-
ausschuss gewählt.

Ein Vortrag befasste sich mit der Ent-
wicklung einer Markenpositionierung für 
die Wohnungsgenossenschaften im Zu-
sammenhang mit der Marketinginitiative 
„Typisch Genossenschaften“.

Am Ende der Vollversammlung dankte 
der neue Vorsitzende Ulrich Bimberg 
seinem scheidenden Vorgänger Bernhard 
Koppmann für die in den vergangenen 
Jahren hervorragend geleistete Arbeit für 
die Wohnungsgenossenschaften im VdW 
Rheinland Westfalen: „Bernhard Kopp-
mann hat sich um die Wohnungsgenos-
senschaften verdient gemacht.“

Fachschaft der Wohnungs-
unternehmen der 
Kommunen/der Öffent-
lichen Hand (ÖKU)

Im Berichtszeitraum 
ist die Fachschaft der 
Wohnungsunterneh-
men der Kommu-
nen/der Öffentlichen 
Hand (ÖKU) unter 
Leitung ihres Vorsit-
zenden Christof Henn 
zu drei Vollversamm-
lungen und zu zwei 

Arbeitsausschuss-Sitzungen zusammen-
gekommen.

Der Arbeitsausschuss tagte am 4. Dezem-
ber 2006 und am 12. Februar 2007 jeweils 
in Düsseldorf. Die Vollversammlungen fan-
den am 19. September 2006 in Münster, 
am 4. Dezember 2006 in Düsseldorf und 
am 4. Juni 2007 in Siegen statt.

Neben Berichten über die jeweiligen 
Schwerpunktaktivitäten des Verbandes 
standen jeweils aktuelle wohnungspoli-
tische und -wirtschaftliche Themen auf 
der Agenda.

Christof Henn

Ulrich Bimberg
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das Vorliegen einer solchen Konzeption 
unter bestimmten Voraussetzungen zu 
einem Fördervorrang führt. 

Das wichtigste Thema in den Beratungen 
der Fachschaft ÖKU war und ist die beab-
sichtigte Änderung des § 107 Gemeinde-
ordnung NRW und die damit verbundenen 
fehlenden Entwicklungsmöglichkeiten der 
kommunalen Wohnungsunternehmen. 
In Reaktion auf den von der Landesregie-
rung beschlossenen Referentenentwurf 
hat sich ein in Nordrhein-Westfalen in 
einer solchen Breite noch nie da gewe-
senes überparteiliches Bündnis in einer 
„Initiative Kommunalwirtschaft“ zusam-
mengefunden, der neben vielen anderen 
Organisationen auch der VdW Rheinland 
Westfalen angehört. Neben der Beteiligung 
des Verbandes an der von der „Initiative 
Kommunalwirtschaft“ veranstalteten De-
monstration und Kundgebung mit 25.000 
Teilnehmern am 7. März 2007 vor dem 
Düsseldorfer Landtag und der Formulie-
rung einer schriftlichen Stellungnahme 
im Rahmen der Anhörung zu dem Gesetz-
entwurf bildete die Fachschaft eine „Task 
Force“, die den Verband hinsichtlich der 
weiteren interessenpolitischen Arbeit rund 
um das Thema Gemeindewirtschaftsrecht 
berät und unterstützt.

Fachschaft der industrie-
verbundenen, kirchlichen 
und sonstigen Wohnungs-
unternehmen (IKS) 

Die Fachschaft der in-
dustrieverbundenen, 
kirchlichen und sons-
tigen Wohnungsun-
ternehmen (IKS) ist 
im Berichtszeitraum 
unter Leitung ihres 
Vorsitzenden Robert 
Schmidt zu zwei Voll-
versammlungen zu-
sammengekommen.

Die Sitzungen fanden am 19. September 
2006 in Münster und am 4. Juni 2007 
in Siegen statt. Auf der Tagesordnung 
standen jeweils aktuelle steuer- und woh-
nungspolitische Themen auf Bundes- und 
Landesebene sowie verbandspolitische 
Aktivitäten.

In der Vollversammlung im September 
2006 ging es daneben um die Neuwahl des 
Präsidiums des VdW Rheinland Westfalen, 
für das Werner Dacol (Aachener Sied-
lungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, 
Köln) vorgeschlagen wurde, und die Neu-
ordnung der Berufsausbildung „Immobili-
enkaufmann/Immobilienkauffrau“.

Im Juni 2007 setzte sich die Vollversamm-
lung insbesondere mit der Unterneh-
mensteuerreform auseinander. Ferner 
ging es um Wahlen für die Gremien des 
GdW und des VdW Rheinland Westfalen. 
Außerdem nahm man mit großer Befrie-
digung zur Kenntnis, dass mit Robert 
Schmidt in Nachfolge von Hermann Marth 
wieder ein Vertreter des VdW Rheinland 
Westfalen zum Vorsitzenden der Bun-
desarbeitsgemeinschaft (BAG) Immobi-
lienunternehmen der Privatwirtschaft im 
GdW gewählt worden ist.

	5.	 Ausschüsse�

Die fünf satzungsmäßigen Ausschüsse des 
Verbandes beraten Vorstand und Verbands-
rat in allen wichtigen Fragen.

Finanzausschuss

Der Finanzausschuss 
hat unter Leitung 
seines Vorsitzenden 
Hubert Scharlau im 
Berichtszeitraum drei- 
mal, am 6. Novem-
ber 2006, am 16. 
April 2007 und am 
16. Mai 2007, jeweils 
in Düsseldorf getagt.

Nach der Neuwahl 
der Ausschüsse durch den Verbandsrat 
am 4. Dezember 2006 wurden Hubert 
Scharlau (Bauverein zu Lünen eG) und 
Horst Hoschkara (WGL Wohnungsgesell-
schaft Leverkusen GmbH, Leverkusen) für 
die Wahlperiode bis 2010 zum Vorsitzen-
den bzw. stellvertretenden Vorsitzenden 
des Finanzausschusses wiedergewählt. 

Der Schwerpunkt der Beratungen im 
Berichtszeitraum lag traditionell in der 
Behandlung des Jahresabschlusses, des 

Hubert Scharlau

Vor dem Hintergrund des sprunghaften 
Anstiegs der Nebenkosten diskutierte man 
beispielsweise darüber, welche Positionen 
dieser so genannten zweiten Miete durch 
den Aufbau und die Etablierung eines stra-
tegischen Betriebskostenmanagements  
(d. h. die Analyse sämtlicher Betriebskosten- 
arten und der damit verbundenen Kosten 
und Verträge) zu reduzieren sind.

Ein weiterer inhaltlicher Schwerpunkt war 
das Thema „Sanierung von Schulen“. Aus 
der Sicht der kommunalen Unternehmen 
bietet ein Engagement in diesem Hand-
lungsfeld – unabhängig von den konkreten 
organisatorischen Modellen – die Möglich-
keit, die Kommunen im Bereich der Be-
wirtschaftung öffentlicher Liegenschaften 
mit immobilienwirtschaftlichem Spezial-
wissen, Fachkompetenzen und langjäh-
rigen Erfahrungen zu unterstützen und 
sich somit als wichtiger – langfristiger und 
zuverlässiger – Partner zu empfehlen.

Darüber hinaus beschäftigte man sich mit 
aktuellen Studien zu den Auswirkungen 
der Veräußerung kommunaler Wohnungs-
unternehmen bzw. -bestände und mit dem 
Thema „Soziales Management“, das u. a. 
vor dem Hintergrund der Diskussion um 
Stadt- und Sozialrendite an Bedeutung 
gewinnt. Vertreter von kommunalen und 
öffentlichen VdW-Mitgliedsunternehmen 
berichteten über die damit verbundenen 
Herausforderungen und über ihre Lö-
sungsoptionen (Institutionalisierung des 
sozialen Managements im Rahmen der 
strategischen Gesamtausrichtung) sowie 
erste Erfahrungen und Erfolge, z. B. durch 
die Zertifizierung mit dem CSR-Gütesiegel 
(Corporate Social Responsibility). 

Ferner griff man das Thema „Kommu-
nale Wohnraumversorgungskonzepte“ 
auf und informierte sich über die Ergeb-
nisse einer bundesweiten Erhebung und 
Analyse derartiger Konzepte im Auftrag 
des Bundesamts für Bauwesen und Raum-
ordnung (BBR). Mit kommunalen Wohn-
raumkonzepten wird das Ziel verfolgt, 
unter Berücksichtigung der jeweiligen lo-
kalen und regionalen Marktspezifika mög-
lichst abgestimmte mittel- und langfristige 
wohnungspolitische Leitlinien, Zielset-
zungen und Handlungsschwerpunkte zu 
formulieren, die allen Marktakteuren als 
Orientierung dienen sollen. In der nord-
rhein-westfälischen Wohnraumförderung 
hat das Instrumentarium zuletzt insoweit 
einen Bedeutungszuwachs erfahren, als 

Robert Schmidt
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Wirtschaftsplans, des Betriebsabrech-
nungsbogens und der Analyse der Einnah-
men des VdW Rheinland Westfalen. 

Der Finanzausschuss stellte u. a. fest, dass 
der Verband die im Wirtschaftsplan 2006 
vorgegebenen Ziele erreicht hat. Aufgrund 
des positiven Ergebnisses konnte die Ab-
zinsung der Pensionsrückstellungen noch 
einmal um einen halben Prozentpunkt 
auf nunmehr 4,5 Prozent gesenkt werden. 
Nachdem der Prüfer dem Jahresabschluss 
2006 den uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk erteilt und die Ordnungs-
mäßigkeit der Geschäftsführung festge-
stellt hatte, wurde der Jahresabschluss 
2006 einstimmig an den Verbandsrat mit 
der Empfehlung weitergegeben, diesen der 
Mitgliederversammlung des VdW Rhein-
land Westfalen am 11. September 2007 zur 
Genehmigung vorzulegen.

Der Wirtschaftsplan und der Betriebsab-
rechnungsbogen des Verbandes wurden 
wieder vor dem Hintergrund behandelt, 
dass zwischen dem steuerpflichtigen Prü-
fungs- und Steuerberatungsbereich und 
dem steuerbefreiten Interessen- und Be-
ratungsbereich keine Quersubventionie-
rung erfolgt. Darüber hinaus muss der 
Prüfungs- und Steuerberatungsbereich 
gemäß der Satzung des VdW Rheinland 
Westfalen kostendeckend arbeiten. In 
diesem Sinne nahm der Finanzausschuss 
den Betriebsabrechnungsbogen 2006 und 
den Wirtschaftsplan 2007 zustimmend 
zur Kenntnis.

Ausschuss  
Betriebswirtschaft 

Der Ausschuss trat 
im Berichtszeit-
raum unter Leitung 
seines Vorsitzen-
den Heinz-Peter 
Richrath zu zwei Sit-
zungen, am 2. No- 
vember 2006 in 
Düsse ldorf  und 
am 11. Juni 2007 in  
Bochum, zusam-
men.

Nach der Neuwahl der Ausschüsse durch 
den Verbandsrat am 4. Dezember 2006 
wurden Heinz-Peter Richrath (THS GmbH, 
Gelsenkirchen) und Josef Rehring (Woh-
nungsgesellschaft Münsterland GmbH, 
Münster) wieder zum Vorsitzenden bzw. 

zum stellvertretenden Vorsitzenden des 
Ausschusses Betriebswirtschaft gewählt.

Folgende Themen wurden schwerpunkt-
mäßig behandelt:

Regelmäßig stand das Thema „Be-ππ
triebskostenmanagement“ auf der 
Tagesordnung, das anhand von Er-
fahrungsberichten aus den Wohnungs-
unternehmen der Ausschussmitglieder 
behandelt wurde. Dabei wurden ins-
besondere für die Betriebskostenarten 
Abfallentsorgung, Aufzugwartung, Be-
heizung und Entwässerung Möglich-
keiten zu einer signifikanten Senkung 
der Betriebskosten aufgezeigt und an-
hand von Kostenvergleichen belegt. 
Vorgestellt wurden auch EDV-Lösungen 
zur Durchführung eines internen Be-
triebskostenbenchmarkings sowie 
Energiecontrollings einschließlich der 
Erstellung des verbrauchsorientierten 
Energieausweises.

Hinsichtlich des Themas „Kreditport-ππ
foliomanagement“ gründete der Aus-
schuss eine Arbeitsgruppe mit dem 
Ziel, diesbezüglich eine einfache Soft-
warelösung zu entwickeln, die auch 
kleineren Wohnungsunternehmen er-
möglicht, ihr Kreditportfolio mit weni-
gen erforderlichen Eingaben betriebs-
wirtschaftlich zu analysieren. Ein erstes 
Zwischenergebnis wurde in der Juni-
Sitzung präsentiert. Mit der Fertigstel-
lung wird bis Ende 2007 gerechnet.

In den Aufgabenbereich des Aus-ππ
schusses Betriebswirtschaft fällt u. a. 
auch der jährliche Betriebsvergleich des 
VdW Rheinland Westfalen und anderer 
Regionalverbände, über dessen Stand 
und Entwicklungsmöglichkeiten infor-
miert wurde. Insgesamt hat sich der Be-
triebsvergleich seit seiner Einführung 
positiv entwickelt. Die Teilnehmerzahl 
ist ständig gestiegen und die Teilnah-
mequote im VdW Rheinland Westfalen 
ist im Vergleich zu anderen Regional-
verbänden hoch. Allerdings beteiligen 
sich die kleineren Genossenschaften 
(bis 500 WE) nur unterdurchschnitt-
lich, sodass hier noch Überzeugungs-
arbeit geleistet werden muss.

Ausschuss Steuern und 
Bilanzierung

Der Ausschuss traf 
sich unter der Lei-
tung seines Vor-
s i tzenden Ul r ich 
A. Büchner im Be-
richtszeitraum zu 
vier Sitzungen, die 
am 15. August 2006 
in Lünen, am 9./10. 
November 2006 in 
Saarburg, am 23. Feb- 
ruar 2007 in Köln und am 9. Mai 2007 in 
Essen stattfanden.

Nach der Neuwahl der Ausschüsse durch 
den Verbandsrat am 4. Dezember 2006 
wurden Ulrich A. Büchner (GEWOBAU 
Wohnungsgenossenschaft Essen eG) und 
Klaus Pfitzenreuther (Glückauf Gemein-
nützige Wohnungsbaugesellschaft mbH, 
Lünen) für die Wahlperiode bis 2010 zum 
Vorsitzenden bzw. stellvertretenden Vor-
sitzenden des Ausschusses Steuern und 
Bilanzierung wiedergewählt.

Wesentliche Themen im Ausschuss waren 
u. a.:

Umsatzsteuersatzerhöhung zum  ππ
1. Januar 2007

Jahressteuergesetz 2007ππ

Unternehmensteuerreform 2008ππ

Gesetz zur Einführung der  ππ
europäischen Gesellschaft (SEStEG)

Besteuerung von Betriebsveranstal-ππ
tungen

Vermietung von Wohnungen an einen ππ
gemeinnützigen Verein (z. B. zur  
Unterbringung von Demenzkranken)

Steuerliche Behandlung von  ππ
Sponsoring

Umsatzsteuerliche Behandlung von ππ
Aufsichtsratsvergütungen

Einkommensteuerermäßigung bei ππ
haushaltsnahen Dienstleistungen/ 
Mietnebenkosten

Objektbewertung von Wohnungs- ππ
beständen

Ulrich A. Büchner

Heinz-Peter Richrath
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Steuerliche Nachteile bei dem Betrieb ππ
von Photovoltaikanlagen

Umsatzsteuer-Nebenleistungen  ππ
zur Wohnungsvermietung  
(z. B. Notrufsysteme)

Digitale Betriebsprüfung durch die ππ
Finanzverwaltung

Bilanzierung von Altersteilzeitverein-ππ
barungen

Pensionsrückstellungen bei  ππ
Mitgliedschaften in einer öffentlichen 
Versorgungskasse

Einführung von REITs in Deutschlandππ

Reform des Gemeinnützigkeits- und ππ
Spendenrechts

Ausschuss Technik 

Im Berichtszei t -
raum kam der Aus-
schuss Technik un-
ter Leitung seines 
Vorsitzenden Rainer 
Heubrock zu vier Sit-
zungen zusammen: 
am 23. November 
2006 (gemeinsame 
Sitzung mit dem 
Fachausschuss für 

Planung und Technik des VdW südwest) 
und am 8. Februar 2007 in Düsseldorf, 
am 3. Mai 2007 in Duisburg und am 
13./14. Juni 2007 (gemeinsame Sitzung 
mit dem vdw Niedersachsen Bremen) in 
Gelsenkirchen.

Nach der Neuwahl der Ausschüsse durch 
den Verbandsrat am 4. Dezember 2006 
wurden Rainer Heubrock (Wohnungs-
baugenossenschaft Lünen eG) und Lothar 
Löchter (THS Consulting GmbH, Gel-
senkirchen) für die Wahlperiode bis 2010 
zum Vorsitzenden bzw. stellvertretenden 
Vorsitzenden des Ausschusses Technik 
gewählt.

Die Einführung des Energieausweises 
und die neue Energieeinsparverordnung 
(EnEV) hat den Ausschuss Technik in allen 
Sitzungen intensiv beschäftigt. Man war 
sehr zufrieden, dass die Anregungen der 
Wohnungswirtschaft weitestgehend Ein-
gang in die EnEV gefunden haben.

Auch über das Thema „Dichtheitsprüfung 
von Abwasserleitungen“ hat der Ausschuss 
regelmäßig Erfahrungen ausgetauscht, 
die in Veranstaltungen und Veröffentli-
chungen an die Mitgliedsunternehmen 
weitergeben wurden.

In der Mai-Sitzung 2007 war das Schwer-
punktthema „Kostenoptimierung und 
Qualitätssicherung bei der Aufzugswar-
tung“. Mangelhafte Wartung, unterlassene 
Instandhaltungen, Verwendung falscher 
(billiger) Schmierstoffe ziehen häufig 
Schäden nach sich, die vermeidbar sind 
und die sich nachteilig auf die gesamte 
Lebensdauer des Aufzugs auswirken. Man 
stellte fest: Einem richtig formulierten, 
umfassenden Systemwartungsvertrag ist 
gegenüber einem Vollwartungsvertrag der 
Vorzug zu geben, da dabei über die ge-
samte Lebenszeit eines Aufzuges hinweg 
(25 Jahre) geringere Kosten anfallen.

Gemeinsam mit dem Fachausschuss für 
Planung und Technik des VdW südwest 
unternahm der Ausschuss Technik vom  
31. August bis zum 3. September 2006 eine 
Fachexkursion nach Riga. Als „Boomtown 
im Baltikum“ erlebten die 16 Teilneh-
mer die geschichtsträchtige Stadt. Dieser 
Eindruck bestätigte sich durch Vorträge 
über Fragen des Wohnungsbaus und der 
Stadtentwicklung der Deutsch-Baltischen 
Handelskammer. Die wichtigste Aussa-
ge: Öffentlich geförderter Wohnungsbau 
findet so gut wie nicht statt. Wer heute 
Wohnungen baut – und gebaut wird sehr 
viel – verkauft sie als Eigentumswohnung. 
Die Nachfrage ist groß.

Ausschuss Wohneigentum

Im Berichtszeitraum 
kam der Ausschuss 
am 26. März 2007 in 
Düsseldorf zu seiner 
konstituierenden Sit-
zung zusammen und 
wählte Heinz-Werner 
Buhren  (Wohnbau 
Westfalen GmbH, 
Dortmund) zu sei-
nem neuen Vorsit-
zenden. Dr. Kai Mi-

chelmann (Gemeinnütziger Bauverein 
eG, Bad Kreuznach) wurde zum neuen 
stellvertretenden Vorsitzenden gewählt.

Der Ausschuss setzte sich inhaltlich mit 
den Kernaussagen des Frühjahrsgutach-

tens Immobilienwirtschaft 2007 des Ra-
tes der Immobilienweisen auseinander, 
insbesondere mit dem dortigen Überblick 
über die Transaktionen am deutschen 
Wohnungsmarkt.

Die Argumentationsketten des Gutachtens 
des Instituts der deutschen Wirtschaft im 
Auftrag des Verbands deutscher Pfand-
briefbanken (vdp) „Mietwohnungsmarkt 
und Wohneigentum: Zwei Seiten einer 
Medaille“ fanden das spezielle Interesse 
des Ausschusses, da es dem Wohneigen-
tum keine besondere volkswirtschaftliche 
Bedeutung beimisst.

Die Termin- und Arbeitsplanung 2007 
bildete einen weiteren Beratungspunkt.

	6.	Arbeitskreise�

Arbeitskreis Europa

Der erste verbändeübergreifende Arbeits-
kreis des VdW Rheinland Westfalen, des 
VdW saar und des VdW südwest hat sich 
am 12./13. März 2007 in Brüssel unter 
Leitung von Verbandsdirektor Burghard 
Schneider konstituiert.

Der 15-köpfige Arbeitskreis mit Vorständen 
und Geschäftsführern von Wohnungsun-
ternehmen aus Hessen, Nordrhein-West-
falen, Rheinland-Pfalz und dem Saarland 
informierte sich in dieser Sitzung über 
die Bedeutung der 
EU für die Woh-
nungswir tschaft . 
Rund 70 Prozent 
der Vorschriften, die 
auch das unterneh-
merische Handeln 
der deutschen Woh-
nungswirtschaft be-
rühren, werden „von 
Europa beeinflusst“. 

Der Europaabgeord-
nete Herbert Reul 
aus Leichlingen in 
Nordrhein-Westfa-
len, Hans Stein (Lei-
ter der Landesvertre-
tung NRW), Christian Huttenloher (Leiter 
des Brüsseler Büros des Deutschen Ver-
bandes) und Dr. Jürgen Galonska (Reprä-
sentant des GdW in Brüssel) machten in 

Heinz-Werner 
Buhren

Rainer Heubrock
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Vorträgen auch deutlich, dass sie für eine 
praxisnahe Interessenvertretung in Brüs-
sel auch auf Informationen von Verbänden 
und eben solchen Arbeitskreisen angewie-
sen sind und einen solchen Erfahrungs-
austausch wünschen – eine gute Grund-
lage für die Arbeit des Arbeitskreises, der 
sich zu seiner nächsten Sitzung im Herbst 
2007 im Saarland treffen wird.

Europäischer Tisch 

Der 1991 von Un-
ternehmens- und 
Verbandsvertretern 
aus Deutschland 
und den Niederlan-
den gegründete und 
zwischenzeitlich um 
Vertreter aus Belgien 
und Luxemburg er-
weiterte „Europä-
ische Tisch“ hat im 
Berichtszeitraum unter Leitung seines 
Vorsitzenden Bob Kempink bzw. seines 
Stellvertreters Dr. Gerhard Jeschke zwei-
mal getagt.

Am 7. November 2006 fand der 32. Euro-
päische Tisch in Amsterdam statt. 

Zum Thema „Wohnbegleitende Dienst-
leistungen“ wurde von deutscher Sei-
te SOPHIA (Soziale Personenbetreuung 
– Hilfen im Alltag) vorgestellt, das Ge-
schäftsmodell soll den Bewohnerinnen 
und Bewohnern mehr Sicherheit im Alltag 
vermitteln. Auch von niederländischer Sei-
te wurde berichtet, dass die Unternehmen 
solche Dienstleistungen weitgehend aus 
dem Unternehmen ausgelagert haben. 
Aktuell befassen sich die Unternehmen 
unter dem Stichwort „Goldservice“ mit 
einem Bonussystem für gute Mieter.

Beim Thema „Energieeinsparung“ wur-
den Maßnahmen von der Dämmung der 
Kellerdecke über die Erneuerung der 
Heizungsanlage bis zur Lüftungsanlage 
mit Wärmerückgewinnung und deren 
Wirkungsgrad diskutiert. Dabei wird in 
den Niederlanden zunehmend auf die 
erneuerbaren Energien gesetzt; für den 
Energieeinkauf haben sich Einkaufsgenos-
senschaften gebildet.

Von niederländischer Seite wurde zum 
Thema „Real Estate Management“ berich-
tet, dass sich die Wohnungsunternehmen 
nach der Privatisierung neue Unterneh-

mensziele setzen müssen. Von deutscher 
Seite wurde über die Ermittlung einer 
„Stadtrendite“ für die kommunalen Woh-
nungsunternehmen berichtet.

Am 17. April 2007 traf sich der Europäische 
Tisch zu seiner 33. Sitzung in Rheine.

Von deutscher Seite wurden zum The-
ma „Kennzahlen (Bilanzen) eines Woh-
nungsbauunternehmens“ die vielfältigen 
Kennzahlen aus dem Betriebsvergleich 
des VdW Rheinland Westfalen sowie die 
Kennzahlen aus den Prüfungsberichten 
vorgestellt. Von niederländischer Seite 
wurde berichtet, dass die Wohnungsun-
ternehmen neben einem Betriebsvergleich 
auch Kennzahlen für die Wohnqualität 
entwickeln.

Weiter widmete man sich dem Thema 
„Business und Housing Improvement 
Districts – BIDs und HIDs“. Von deutscher 
Seite wurde deutlich gemacht,  wie die aus 
dem gewerblichen Bereich stammenden 
Business Improvement Districts (BIDs) 
auch auf Wohnimmobilien (Housing Im-
provement Districts (HIDs)) übertragen 
werden können. Aus der Region Amster-
dam wurde ein Projekt vorgestellt, bei 
dem sechs Wohnungsunternehmen ein 
gemeinsames Unternehmen gegründet 
haben, um ein Wohnquartier aus den 
60er-Jahren aufzuwerten. 

Bei dem Thema „Betriebskostenmanage-
ment“ zeigten sich erhebliche Unter-
schiede. Während deutsche Wohnungs-
unternehmen unter Betriebskosten die 
reinen Bewirtschaftungskosten verstehen, 
beziehen niederländische Unternehmen 
in die Betriebskosten auch die Personal- 
und Instandsetzungskosten ein.

Arbeitskreis  
Stadtentwicklung und 
Stadterneuerung

Der Arbeitskreis „Stadtentwicklung und 
Stadterneuerung“ kam im Berichtszeit-
raum unter Leitung von Verbandsdirektor 
Burghard Schneider zu drei Sitzungen 
zusammen. 

Mit dem in Juni 2006 konstituierten Ar-
beitskreis will sich der Verband noch stär-
ker als bislang mit den Problemen der 
Stadtentwicklung befassen, um für einen 
Know-how-Transfer in die Mitgliedsunter-

nehmen zu sorgen und neue Wege für die 
Politik aufzuzeigen. 

Im Mittelpunkt der Sitzung am 6. Dezem-
ber 2006 in Düsseldorf stand ein Vortrag 
von Prof. Dr. Volker Eichener (InWIS 
Bochum) über die Perspektiven der Stadt-
entwicklung, insbesondere unter den As-
pekten ethnische und soziale Integration, 
Entwicklung von transkulturellen Quar-
tieren, Flächenmanagement der Kommu-
nen, Urbanität, Mieterprivatisierung sowie 
bevölkerungs- und zielgruppenorientierte 
Planung. Diese Felder bilden u. a. den 
Rahmen für ein Handlungskonzept für die 
Mitgliedsunternehmen zur stärkeren Ein-
flussnahme auf die Städte, womit sich der 
Arbeitskreis in seinen weiteren Sitzungen 
am 13. März und 8. Mai 2007 in Düsseldorf 
auseinandersetzte. Zwei Vorträge dazu 
über kommunale Handlungskonzepte und 
den Stadtumbau in NRW führten zu einer 
intensiven Diskussion im Arbeitskreis.

Arbeitskreis  
Privatisierung von 
Wohnungsbeständen

Dieser gemeinsame Arbeitskreis des  
VdW Rheinland Westfalen und des VdW 
südwest, der allen Mitgliedsunterneh-
men in Hessen, Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz offen steht, tagte im Be-
richtszeitraum unter Leitung von Dr. Ru-
dolf Ridinger, Verbandsdirektor des VdW 
südwest, einmal in Bonn.

Arbeitskreis WohnLeben 
für ältere Menschen

Der 2003 ins Leben 
gerufene Arbeits-
kreis hat seine Arbeit 
im Berichtszeitraum 
unter Leitung von 
Roswitha Sinz fort-
gesetzt.

In der Sitzung am  
3. November 2006 in 
Gelsenkirchen stand 

das Geschäftsmodell SOPHIA NRW im 
Mittelpunkt, das darauf abzielt, unter dem 
Einsatz modernster Technologien lokale 
bzw. individuelle Netzwerke aus professi-
oneller und ehrenamtlicher Hilfe, Nach-
barschaft und Verwandtschaft aufzubauen, 

Roswitha Sinz

Bob Kempink
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um älteren hilfebedürftigen Menschen 
den längstmöglichen Verbleib in der ange-
stammten Wohnung zu ermöglichen. 

Die SOPHIA NRW GmbH ist als nord-
rhein-westfälischer „Franchise-Master“ 
Anfang 2006 von der SOPHIA Holding 
GmbH in Kooperation mit der THS Treu-
HandStelle für Bergmannswohnstätten im 
rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk 
GmbH, Gelsenkirchen, aufgebaut wor-
den. Die Wohnungsgenossenschaften und  
-gesellschaften haben eine Mittlerfunktion 
inne und schließen als Franchisenehmer 
ihrerseits Verträge mit ihren Kunden ab. 

Darüber hinaus befasste man sich mit 
den nordrhein-westfälischen Förderkon-
ditionen zum barrierearmen oder -freien 
Umbau von Bestandswohnungen gemäß 
den Richtlinien zur Förderung von inves-
tiven Maßnahmen im Bestand. Außerdem 
informierte man sich über die im Septem-
ber 2006 vom DIN Deutschen Institut für 
Normung herausgegebenen DIN 77800 
„Qualitätsanforderungen an Anbieter der 
Wohnform ‚Betreutes Wohnen für ältere 
Menschen’“ sowie über das Kompendium 
kostengünstiger Maßnahmen zur Redu-
zierung und Vermeidung von Barrieren 
im Wohnungsbestand, das aus dem For-
schungsprojekt „Barrierearm – Realisie-
rung eines neuen Begriffs“ der Fachhoch-
schule Heidelberg hervorgegangen ist. 

Ein Thema, das in der Sitzung in Gel-
senkirchen bereits andiskutiert wurde 
und einen Schwerpunkt der interessen-
politischen Verbandsarbeit bildet, ist die 
geplante Novellierung des Heimrechts, die 
im Mittelpunkt der nächsten Sitzung des 
Arbeitskreises am 9. August 2007 steht.

In Folge der in der Vergangenheit vielfach 
aufgetretenen Probleme der heimrecht-
lichen Abgrenzung alternativer Betreu-
ungsmodelle an der Schnittstelle zwischen 
Wohnen und Pflege und damit verbun-
dener Unsicherheiten sind im Interesse 
aller beteiligten Akteure klare gesetzliche 
Regelungen wichtig.

Um die Belange der Mitgliedsunterneh-
men bereits sehr frühzeitig in den parla-
mentarischen bzw. politischen Beratungs- 
und Diskussionsprozess einzubringen, 
hat der VdW Rheinland Westfalen am  
13. Dezember 2006 im Rahmen einer 
Expertenanhörung im Landtagsausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW 
Stellung genommen und Empfehlungen 

und Forderungen aus wohnungswirt-
schaftlicher Sicht formuliert. 

Den Kabinettsbeschluss über die Eckpunkte 
für ein künftiges Landesheimgesetz am  
27. März 2007 nahm der Verband zum An-
lass, Vertreter der zuständigen Ministerien 
(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales sowie Ministerium für Bauen und 
Verkehr des Landes NRW), des Städtetags 
und einige Mitglieder des Arbeitskreises 
zu einem Workshop „Informations- und 
Erfahrungsaustausch über das Heim-
recht“, am 11. Mai 2007 in Düsseldorf, 
einzuladen. Er diente in Vorbereitung auf 
die weitere interessenpolitische Arbeit 
der Formulierung der Schnittstellenpro-
bleme, die in den vergangenen Jahren 
in Verbindung mit der Umsetzung von 
alternativen Wohn- und Betreuungsmo-
dellen „zwischen ambulant und stationär“ 
aufgetreten sind.

Die Diskussion, die Mitte 2007 u. a. im 
Rahmen fachöffentlicher Veranstaltungen 
ihre offizielle Fortführung findet, wird in 
der nächsten Sitzung des Arbeitskreises 
am 9. August 2007 fortgesetzt. Damit 
greift der Verband bzw. der Arbeitskreis 
das Angebot des Sozialministeriums NRW 
zu einem offenen fachpolitischen Dialog 
mit dem Ziel auf, einen bestmöglichen 
Konsens zwischen allen Betroffenen und 
Beteiligten zu finden, insbesondere im 
Hinblick auf die direkt mit dem Heim-
gesetz verbundenen „Folgevorschriften“, 
z. B. im Baurecht. 

Treffpunkt Sozialarbeit 

In dem 1997 ins Le-
ben gerufenen „Treff-
punkt Sozialarbeit“ 
haben sich rund 60 
Sozialarbeiterinnen 
und Sozialarbeiter 
aus Mitgliedsunter-
nehmen des VdW 
Rheinland Westfalen 
und des VdW süd-
west zusammenge-
funden. Er tagte im Berichtszeitraum 
unter Leitung von VdW-Abteilungsleiter 
Dr. Gerhard Jeschke zweimal.

Beim 24. Treffpunkt am 13. September 
2006 wurde über Möglichkeiten der Woh-
nungsanpassung informiert. Dabei wurde 
darauf hingewiesen, dass Wohnungsanpas-
sung nicht nur die Wohnung – beispiels-

weise durch den Einbau bodengleicher 
Duschen – im engeren Sinne, sondern 
auch das Wohnumfeld, z. B. Beleuchtung, 
beinhaltet. Ferner wurden Möglichkeiten 
der Finanzierung der Wohnungsanpas-
sung durch Sozialamt, Pflegekasse und 
Krankenkasse einschließlich des neuen 
Förderprogramms des Landes Nordrhein-
Westfalen „Investive Maßnahmen im 
Bestand“ vorgestellt. Ein weiterer Dis-
kussionspunkt war das Thema „Nachbar-
schaftshilfeverein“, das anhand konkreter 
Beispiele aus Wohnungsunternehmen 
thematisiert wurde. 

Am 7. März 2007 fand in Bochum der  
25. Treffpunkt statt. Schwerpunktmäßig 
ging es um das Thema „Kriminalpräven-
tion“. Dabei wurde u. a. deutlich, dass die 
Kommissariate Vorbeugung nicht nur bei 
einbruchhemmenden Maßnahmen bera-
ten, sondern Wohnungsunternehmen auch 
im Sozialraummanagement unterstützen 
können. Weiter informierte man sich über 
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) und seine Auswirkungen auf die 
Sozialarbeit in Wohnungsunternehmen.

Arbeitskreis 
PR + Marketing 

Der Arbeitskreis „PR + Marketing“ ist im 
Berichtszeitraum einmal zu der schon 
traditionellen 6. gemeinsamen Sitzung 
mit dem gleichnamigen Arbeitskreis des 
vnw Niedersachsen Bremen zusammen-
getroffen.

An der Tagung am 30. November/1. Dezem- 
ber 2006 in Hannover nahm erstmals 
auch der Ausschuss für Öffentlichkeitsar-
beit des vnw Verband der norddeutschen 
Wohnungsunternehmen teil. Im Mittel-
punkt des PR-Workshops standen „Strate-
gische Pressearbeit“ und die Themen „In-
terne Kommunikation“, die in Vorträgen, 
Diskussionen und Arbeitsgruppen unter 
den verschiedensten Aspekten behandelt 
wurden.

Dr. Gerhard Jeschke
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	7.	Regionale Arbeits-	
		 gemeinschaften�

Treffpunkt Regionale 
Arbeitsgemeinschaften 

Der „Treffpunkt Regionale Arbeitsgemein-
schaften“, als Informationsplattform der 
Vorstände der 25 regionalen Arbeitsgemein-
schaften im VdW Rheinland Westfalen, tagte 
im Berichtszeitraum am 6. September 2006 
und am 21. März 2007 jeweils im EBZ –  
Europäisches Bildungszentrum in Bochum.

Am 15. Treffpunkt im September 2006 
informierte u. a. Rita Tölle (Ministerium 
für Bauen und Verkehr NRW) über die 
Förderung von investiven Maßnahmen 
im Bestand. Mit Blick auf die demogra-
phische Entwicklung und auf Grund der 
Tatsache, dass von den rund 8,4 Millionen 
Wohnungen in NRW nur rund 100.000 
Wohnungen barrierefrei sind, fördert das 
Land die barrierefreie Nachrüstung von 
Wohnungen ohne Begrenzung der Baual-
tersstufe. Das Ziel des Programms besteht 
in einer Komfortverbesserung und Qua-
litätssteigerung nicht nur für ältere Be-
wohnerinnen und Bewohner, sondern für 
alle Altersgruppen. Mit der Abnahme der 
Mittel werden keine Bindungen eingegan-
gen. Ferner wurde das neue gemeinsame 
Internetportal von VdW Rheinland West-
falen und VdW südwest www.wohnungs-
wirtschaft-aktuell.de vorgestellt. 

Beim 16. Treffpunkt im März 2007 stand 
ein Vortrag von Sigrid Koeppinghoff (Mi-
nisterium für Bauen und Verkehr NRW) 
zum Thema „Kommunale Handlungs-
konzepte für eine kooperative Stadt-
entwicklung“ im Mittelpunkt. Mit dem 
Wohnraumförderungsprogramm 2007 
hat erstmals eine Öffnung dahingehend 
stattgefunden, dass den Kommunen Mittel 
in budgetierter Form zugeteilt werden. 
VdW-Verbandsdirektor Burghard Schnei-
der begrüßte dies, weil damit ein erster 
Schritt auf dem Weg zu integrierten För-
derkonzepten erfolgt sei, die der VdW 
Rheinland Westfalen bereits in seinen 
vom Verbandstag 2002 verabschiedeten 
„Wohnungspolitischen Thesen“ angeregt 
hatte. Kommunale Handlungskonzepte 
gehen weit über die bisherige klassische 
Form der Wohnraumförderung hinaus. 
Sie können vor allem bei der Quartiersent-
wicklung Anwendung finden. Weiter wur-

Arbeitskreis  
Kooperationen und Netz-
werke von Wohnungs-
genossenschaften 

Der vom Genossen-
schaftsausschuss 
eingesetzte Arbeits-
kreis hat im Be-
richtszeitraum un-
ter Leitung seines 
Vorsitzenden Karl-
Heinz  Abraham 
zweimal in Düssel-
dorf getagt.

In der Sitzung am 14. August 2006 be-
fasste man sich mit Handlungsempfeh-
lungen, die aus dem Forschungsprojekt 
des Instituts für Genossenschaftswesen 
(IfG), Münster, „Kooperationspotenziale 
von Wohnungsgenossenschaften“ abge-
leitet worden sind. Sie gliedern sich in die 
drei Bereiche Abwägung der jeweiligen 
Eignung von Kooperationen, Handlungs-
empfehlungen zur Durchführung von Ko-
operationen sowie externe Unterstützung 
für Wohnungsgenossenschaften.

In der Sitzung am 6. März 2007 wurde 
zunächst die Entwicklung einer gemein-
samen Arbeitshilfe des VdW Rheinland 
Westfalen und des VdW südwest zum The-
ma „Kooperationen und Netzwerke von 
Wohnungsgenossenschaften“ diskutiert, 
die durch einen Praktikerbeirat begleitet 
werden soll. Weiter informierte man sich 
über die Datenbank des VdW Rheinland 
Westfalen zum Thema „Kooperationen“, 
in der 125 Wohnungsgenossenschaften 
mit rund 200.000 Wohnungen erfasst 
sind, die bereits Kooperationen praktizie-
ren bzw. bei denen sich Kooperationen 
in Planung befinden. Der Schwerpunkt 
der Kooperationen liegt dabei im Bereich 
des Marketings. Im Bereich der Service-
dienstleistungen gewinnen Kooperationen 
zunehmend an Bedeutung. 

de das Geschäftsmodell SOPHIA (Soziale 
Personenbetreuung – Hilfen im Alltag) 
vorgestellt, mit dem eine Dienstleistung 
angeboten wird, die über die reine Tech-
nik eines Notrufsystems hinaus auch eine 
Betreuung gewährt. 

Aus der Arbeit  
der regionalen  
Arbeitsgemeinschaften

Nachstehend wird auszugsweise über die 
Aktivitäten der 25 regionalen Arbeitsge-
meinschaften im Zeitraum 1. Juli 2006 bis 
30. Juni 2007 berichtet.

Gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen der Region Aachen

Vorsitzender: Heino Thoms, Gemeinnützige 
Wohnungsgenossenschaft Köln-Nord eG, Köln

In der Arbeitsgemeinschaft sind 23 Woh-
nungsunternehmen mit rund 32.000 
Wohnungen organisiert. Der Einzugsbe-
reich der Arbeitsgemeinschaft umfasst 
Aachen, Alsdorf, Bergheim, Düren, Erke-
lenz, Eschweiler, Euskirchen, Heinsberg, 
Herzogenrath, Stolberg und den Kölner 
Norden. 

In vier Sitzungen wurden u. a. folgende 
Themen behandelt:

Angelegenheiten der WRW Woh-ππ
nungswirtschaftliche Treuhand Rhein-
land Westfalen GmbH, Düsseldorf
EDV-Lösungen für die Wohnungs-ππ
wirtschaft
Aktuelle Situation der Bauwirtschaftππ
Technische Lösungen für  ππ
Verwaltungsbauten

Außerdem fand ein Neujahrsempfang in 
Aachen statt.

Gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen der Städte Bochum 
und Castrop-Rauxel

Vorsitzender: Hermann Gleich, Bochumer 
Wohnstättengenossenschaft eG, Bochum

Die sieben Wohnungsgenossenschaften und 
die fünf Wohnungsgesellschaften der Arbeits-
gemeinschaft bewirtschaften rund 44.000 
Wohnungen in Bochum und Castrop-Rauxel.

Karl-Heinz Abraham
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Im Berichtszeitraum fanden vier Sitzungen 
statt, in denen u. a. folgende Themen be-
handelt wurden:

Erarbeitung des Bochumer  ππ
Mietspiegels
1. Bochumer Wohnungsbörseππ
Informationen über verschiedene  ππ
Themen wie: Schönheitsreparaturen, 
Bilanzrechtsreformgesetz, Strom-
preise, Kautionsgarantien in Verbin-
dung mit Harz IV, Energieausweis so-
wie Datenaustausch mit Stadtwerken

Gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen Bonn-Rhein-Sieg

Vorsitzender: Rolf Achim März, Gemein-
nützige Wohnungsbaugesellschaft für den 
Rhein-Sieg-Kreis mbH, Sankt Augustin

Der Arbeitsgemeinschaft gehören sieben 
Wohnungsunternehmen mit rund 15.000 
Wohnungen in den Städten Bonn, Königs-
winter, Sankt Augustin und Siegburg an. 

Die Arbeitsgemeinschaft tagte im Berichts-
zeitraum viermal und erörterte dabei u. a.  
folgende Themen:

Neuwahlen des Vorsitzenden und  ππ
seines Stellvertreters
Wohnprojekte für Alleinerziehende ππ
Mietschuldenberatungππ
Nutzungsmöglichkeiten eines  ππ
ehemaligen Botschaftsgeländes
Modellprojekt „Integriertes Hand-ππ
lungskonzept Bonn-Dransdorf“
Diskussionen über EDV, Energieaus-ππ
weis, Kanalsanierungsmaßnahmen 
u. a. 

Dortmunder 
Wohnungsunternehmen 

Vorsitzender: Johannes Hessel, gws-Wohnen 
Dortmund-Süd eG, Dortmund

Der Arbeitsgemeinschaft sind 15 Woh-
nungsunternehmen mit rund 82.000 
Wohnungen in der Stadt Dortmund an-
geschlossen. 

Im Mittelpunkt von vier Sitzungen im 
Berichtszeitraum standen u. a. folgende 
Themen: 

Dortmunder Wohnungsbörseππ
Mietspiegel 2006ππ

Energieausweis/Kooperation mit  ππ
Energieversorger DEW21
Kooperationsvereinbarungen mit der ππ
Universität Dortmund
Abschaffung der Fehlbelegungsabgabeππ
Quartiersmanagement in der  ππ
Dortmunder Nordstadt
15 Jahre Wohnberatung NRWππ
Aktuelle wohnungswirtschaftliche  ππ
Entwicklung in Zusammenarbeit mit 
der Stadt Dormund
Rauchwarnmelderππ
Freigabe der Aufzugsabnahmenππ

Konkrete Ergebnisse konnten in folgenden 
Bereichen erreicht werden:

Neuer Mietspiegelππ
Durchführung der 1. Dortmunder ππ
Wohnungsbörse
Kooperation mit der Universität  ππ
Dortmund im Quartiersmanagement 
in der Dortmunder-Nordstadt
Gemeinsame Broschüre mit dem ππ
Kreuzviertelverein
Mitwirkung am Masterplan Wohnen ππ
und dessen Fortschreibung (klein- 
räumige Quartiersentwicklung)

An der 1. Dortmunder Wohnungsbörse 
beteiligten sich neun Wohnungsunterneh-
men der Arbeitsgemeinschaft. Eine woh-
nungswirtschaftliche Studienfahrt führte 
nach Berlin. Es fand eine ausführliche Dis-
kussion mit dem Ausschuss für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung des Deutschen 
Bundestages sowie der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Petra Roth statt.

Düsseldorfer Wohnungsunter-
nehmen und Umgebung

Vorsitzende: Adelheid Kress, Düsseldorfer 
Wohnungsgenossenschaft eG, Düsseldorf

Der Arbeitsgemeinschaft gehören 39 Woh-
nungsunternehmen mit rund 66.000 
Wohnungen in Düsseldorf, Duisburg, 
Erkrath, Essen, Grevenbroich, Haan, 
Hilden, Köln, Langenfeld, Mettmann, 
Mönchengladbach, Monheim, Neuss,  
Ratingen und Velbert an. 

Diese Wohnungsunternehmen kamen 
im Berichtszeitraum zu 11 Sitzungen zu-
sammen und berieten dabei u. a. folgende 
Themen:

Multimediaππ
Dienstleister für Seniorenππ
Einsatz von Farbe und Glas ππ

Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz ππ
in der Vermietung und im Personal-
bereich
Abfallwirtschaft und Umwelttechnikππ
Zukunftswerkstatt Düsseldorfππ
Zukunft altersgerechter Quartiereππ
Neuausrichtung der WRW Wohnungs-ππ
wirtschaftliche Treuhand Rheinland-
Westfalen GmbH, Düsseldorf
Bad-Modernisierung im bewohnten ππ
Zustand 
Haushaltsnahe Dienstleistungen  ππ
gemäß § 35a EStG
Entente Florale in Düsseldorfππ
Energieeinsparverordnung 2007 und ππ
der neue Energieausweis
Müllplatzkonzepteππ
Stadtentwicklungskonzept Düsseldorf ππ
2020+
DESWOSππ
Neue Dienstleistungen im Bereich  ππ
der Messtechnik und Verbrauchs- 
abrechnung
Mysterie Shoppingππ
Datenschutzππ
Finanzmarktππ

Ferner fand ein Neujahrsempfang im 
Industrie-Club Düsseldorf mit Prof. Max 
Bächer, Darmstadt, als Festredner statt.

Wohnungsunternehmen 
Duisburg-Niederrhein

Vorsitzender: Dietmar Vornweg, 
Gemeinnütziger Spar- und Bauverein 
Friemersheim eG, Duisburg

In der Arbeitsgemeinschaft sind 36 
Wohnungsunternehmen in den Städten  
Dinslaken, Duisburg, Geldern, Goch,  
Kleve, Moers, Mülheim/Ruhr, Oberhausen, 
Rheinberg und Wesel organisiert, die rund 
130.000 Wohnungen bewirtschaften. 

In sechs Zusammenkünften wurden u. a. 
folgende Themen behandelt:

Modernisierung im Bestandππ
Aktuelle Entwicklungen im  ππ
Versicherungsmarkt
Stadtwerkekonzept – Zählererfassung ππ
bei Mieterwechsel und Leerstand
Rauchwarnmelderππ
Informationsprogramm 2020  ππ
Stadt Duisburg
Datenschutzππ
Forderungsmanagementππ
Regenerative Energienππ
Strategisches Bestandsmanagementππ
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Es wurde eine Rahmenvereinbarung mit 
den Stadtwerken Duisburg für ein Leer-
standskonzept abgeschlossen. Ferner wur-
de eine städtebauliche Informationsfahrt 
nach Hamburg durchgeführt.

Die Arbeitsgemeinschaft der Duisburger 
Wohnungsgenossenschaften befasste sich 
mit den Themen „Gemeinsames Marke-
ting“ und „EDV-Software“.

Wohnungswirtschaft 
Emscher-Lippe

Vorsitzender: Karl-Heinz Abraham, 
Wohnungsverein Herne eG, Herne

Der Arbeitsgemeinschaft gehören 38 
Wohnungsunternehmen – davon 22 
Wohnungsgenossenschaften – mit rund 
109.000 Wohnungen in den Städten  
Bottrop, Datteln, Dorsten, Gelsenkirchen, 
Gladbeck, Herne, Herten, Marl und Reck-
linghausen an. 

In neun Sitzungen und vier Sonderveran-
staltungen wurden u. a. folgende Themen 
beraten:

Modellwohnung „Planraumleben“ in ππ
Herten
Energieeinsparverordnung 2007ππ
DESWOS-Projekteππ
Neue Wege für Sicherheitsunterwei-ππ
sungen (Verkehrssicherungspflichten)
Bestandserfassung und Bewertung des ππ
eigenen Immobilienbestandes
Die Generation 55+ und ihre Vorstel-ππ
lung vom Wohnen im Alter
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetzππ
Wohnungspolitisches Fachgespräch ππ
mit Verbandsdirektor Burghard 
Schneider

Die Arbeitsgemeinschaft versteht sich 
als Informationsmultiplikator für ihre 
Mitglieder. 

Neben einer Besichtigung des STEAG-
Kraftwerkes in Herne und Diskussion 
mit den Betreibern über die Nutzung 
von Fernwärme für Mietwohnungen fand 
weiterhin eine Besichtigung des neuen 
Industrieparks „Phoenix“ in Dortmund 
(Wohnen am neuen Phoenixsee) statt.

Die Wohnungsgenossenschaften der Ar-
beitsgemeinschaft führten einen Genos-
senschaftstag mit dem Schwerpunktthema 
„Marketing“ durch.

Schließlich wurden eine städtebauliche 
Exkursion nach Bamberg mit Besichtigung 
von Stadtteilquartieren der Josephstiftung, 
Bamberg, sowie einer Besichtigung mit 
Information zum Seniorenprojekt „SO-
PHIA“ durchgeführt.

Wohnungsunternehmen 
des Ennepe-Ruhr-Kreises

Vorsitzender: Günter Schwarzmann, 
Bauverein Gevelsberg eG, Gevelsberg

Der Arbeitsgemeinschaft gehören 16 Woh- 
nungsunternehmen – darunter 13 Woh-
nungsgenossenschaften – mit rund 24.000 
Wohnungen in den Städten Ennepetal, Ge-
velsberg, Hattingen, Herdecke, Schwelm, 
Sprockhövel, Wetter und Witten an.

Im Berichtszeitraum fanden zwei Sitzungen 
statt, in denen schwerpunktmäßig fol-
gende Themen behandelt wurden:

Datenschutz und Datensicherheitππ
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz ππ
(AGG)
AVU-Partnerschaftsvertragππ
Marketinginitiative „Typisch  ππ
Genossenschaften“
Novellierung des Genossenschafts- ππ
gesetzes – Neue Mustersatzungen
Breitbandkommunikationππ
Berichte aus der Verbandsarbeitππ

Die Arbeitsgemeinschaft beschloss die 
Verlängerung des Partnerschaftsvertrages 
mit der AVU um ein Jahr und den Beitritt 
zur Marketinginitiative „Typisch Genos-
senschaften“ sowohl auf Landes- als auch 
auf Bundesebene.

In Nachfolge von Burkhard Sibbe wurde 
Henning Pohl (Vorstandsmitglied „die 
Voerder“ Baugenossenschaft Ennepetal 
Voerde eG, Ennepetal) zum stellvertre-
tenden Sprecher der Arbeitsgemeinschaft 
gewählt.

Wohnungsunternehmen 
in der Stadt Essen

Vorsitzender: Winfried Zysk, Wohnbau eG 
Wohnungsgenossenschaft Essen, Essen 

Der Arbeitsgemeinschaft gehören 16 Essener 
Wohnungsunternehmen an, die einen eige-
nen Bestand von rund 255.000 Wohnungen 
(davon 75.000 in Essen) und einen verwal-
teten Bestand von rund 13.000 Wohnungen 
(davon 2.000 in Essen) bewirtschaften. 

In zwei Sitzungen wurden u. a. folgende 
Themen beraten:

Verbrauchsorientierte Erfassung,  ππ
Ablesung und Abrechnung von Heiz-, 
Warm- und Kaltwasserkosten
Multimedia-Versorgungskonzept für ππ
Wohnungsunternehmen in Essen
Stadtentwicklungsprozess Essen,  ππ
Phase II (Stand des Projektes)
Gespräche mit politischen Vertretern ππ
des Landtags für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales und der Verwaltung über 
die Wohnsituation in Essen
Verkehrssicherungspflichten in der ππ
Wohnungswirtschaft
Erstellung von verbrauchsorientierten ππ
Energieausweisen
Vorbereitung auf den nächsten  ππ
Mietspiegel
Bereitstellung von Daten für die  ππ
Mieter über haushaltsnahe Dienst- 
leistungen
Bereitstellung von Arbeitsgrundlagen ππ
für den „Stadtentwicklungsprozess 
Essen – Perspektive 2015+“

Hagener Wohnungsunternehmen

Vorsitzende: Ingrid Wagner, EWG Hagen eG 
Wohnungsgenossenschaft, Hagen

Der Arbeitsgemeinschaft gehören fünf 
Wohnungsunternehmen mit rund 22.000 
Wohnungen überwiegend im Stadtgebiet 
Hagen sowie mit Streubesitz in Gevelsberg, 
Herdecke, Lüdenscheid und Wetter an. 

Im Berichtszeitraum fanden 13 Sitzungen 
statt, in denen u. a. folgende Themen be-
raten wurden: 

Auftrag und Umsetzung „Masterplan ππ
Wohnen“ mit der Stadt Hagen mit 
dem Ziel: Wohnungswirtschaft und 
Kommune wollen Hagen als Wohn-
standort stärken.
Bildung einer Arbeitsgruppe zur Um-ππ
setzung des „Masterplan Wohnen“, 
bestehend aus Mitgliedern der Ar-
beitsgemeinschaft und Vertretern der 
Stadtverwaltung
Strompreisabkommenππ
Laufende Verhandlungen zur Modi-ππ
fizierung eines bestehenden Medi-
ennetzes mit Internetzugang für alle 
Wohnungen und Telefonie
Permanenter Dialog mit Stadtverwal-ππ
tung zu Themen der Wohnungswirt-
schaft
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Dialog mit städtischen Abfallentsor-ππ
gern zur Einführung haushaltsnaher 
Entsorgungskonzepte

Es wurden folgende konkreten Ergebnisse 
erzielt:

Mit dem Medienversorger konnte ein ππ
optimales Paket zu günstigen Konditi-
onen ausgehandelt und die bestehen-
den Konditionen konnten modifiziert 
werden.
Die Umsetzung des „Masterplan ππ
Wohnen“ zeigt für ein Wohnquartier 
bereits ein Handlungskonzept auf.
Das bestehende befristete Strom-ππ
preisabkommen wird zurzeit neu 
verhandelt.

Die Arbeitsgemeinschaft hat sich an der 
Aktion „Sauberes Hagen“ im April 2007 
beteiligt und Schul- und Kindergarten-
kinder für ihren Einsatz mit Eis belohnt.

Der bisherige Sprecher der Arbeitsge-
meinschaft, Klaus-Dieter Wende, ist am 
31. Oktober 2006 aus der Gemeinnützigen 
Wohnungsgenossenschaft Hagen eG aus-
geschieden. Der Sprecher wird nun alle 
zwei Jahre in einem alternierenden Verfah-
ren bestimmt. Seit dem 1. November 2006 
ist Ingrid Wagner (Vorstandsmitglied, 
EWG Hagen eG) Sprecherin der Arbeits-
gemeinschaft. 

Wohnungsunternehmen 
der Städte Hamm, 
Lünen, Unna, Werne

Vorsitzender: Rainer Heubrock, 
Wohnungsbaugenossenschaft Lünen eG, 
Lünen

Die elf Wohnungsunternehmen der Ar-
beitsgemeinschaft bewirtschaften rund 
33.000 Wohnungen in den Städten Berg-
kamen, Bönen, Fröndenberg, Hamm, 
Holzwickede, Kamen, Lünen, Unna und 
Werne. 

In den acht Sitzungen im Berichtszeit-
raum wurden im Wesentlichen folgende 
Themen behandelt:

„Personalmanagement“ in der  ππ
Wohnungswirtschaft
Neue Vorschriften zum Lageberichtππ
Wohnbegleitende Dienstleistung  ππ
„SOPHIA“ 
Multimediaππ
Unternehmensteuerreformππ

Fortschreibung der Wohnungsmarkt-ππ
prognose für den Nordkreis Unna 
Vergleich der Strompreiseππ
Energieausweis, Energiecontractingππ
Mieterzeitung Ruhrgebietππ
Mietwertspiegelππ
Wohnen in Genossenschaftenππ
Mietverträge (Mieterwechsel/Tapeten)ππ
Neuaufstellung der WRW Wohnungs-ππ
wirtschaftliche Treuhand Rheinland-
Westfalen GmbH, Düsseldorf

Konkrete Ergebnisse wurden zu folgenden 
Themen erzielt:

Fortschreibung der Wohnungsmarkt-ππ
prognose für den Nordkreis Unna  
(alle drei Jahre)
Einheitliche Gestaltung der Punkte ππ
Kündigung und Tapeten in den  
Mietverträgen der Unternehmen 

Ferner wurde eine Betriebsbesichtigung 
bei einem Schalterhersteller in Lünen 
durchgeführt.

Am 23. Oktober 2006 trat Rainer Heu
brock die Nachfolge von Hubert Scharlau 
als Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft 
an. Stellvertretender Vorsitzender der Ar-
beitsgemeinschaft ist Klaus Pfitzenreuter.

Gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen der Städte Hemer, 
Iserlohn, Menden und Schwerte

Vorsitzender: Jörg Schulte, Bau- und 
Siedlungsgenossenschaft Iserlohn eG, 
Iserlohn

In der Arbeitsgemeinschaft sind neun 
Wohnungsunternehmen – teilweise mit 
Tochtergesellschaften – organisiert, die 
rund 20.000 Wohnungen in Hemer, Iser-
lohn, Menden und Schwerte sowie mit 
Beständen in den jeweiligen Städten und 
angrenzenden Kommunen z. B. Hagen, 
Fröndenberg etc. bewirtschaften. 

In drei Sitzungen wurden schwerpunkt-
mäßig die Themen diskutiert:

Vor- und Nachteile unterschiedlicher ππ
wohnungswirtschaftlicher DV-Systeme
Energiepreisentwicklungππ
Heizkostenabrechnungen ππ
Wärme-Contractingππ
Rauchwarnmelderππ

Eine Studienfahrt führte nach Hamburg 
und Rügen mit Besichtigung wohnungs-
wirtschaftlich relevanter Standorte.

Kölner Wohnungsunternehmen 

Vorsitzender: Georg Potschka, 
Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft 
Ehrenfeld eG, Köln

Der Arbeitsgemeinschaft gehören 66 Un-
ternehmen – darunter 54 Wohnungsunter-
nehmen – sowie 12 fördernde Mitglieder 
an, die rund 184.000 Wohnungen (davon 
rund 94.000 Wohnungen im Stadtgebiet 
von Köln) bewirtschaften. 

Im Berichtszeitraum fanden acht Vor-
standssitzungen sowie eine Klausurtagung 
des Vorstandes statt. In den Sitzungen 
wurden u. a. folgende Themen erörtert:

Verbandspolitik des VdW Rheinland ππ
Westfalen
Gesetzgebungsverfahren, insbesondere ππ
Allgemeines Gleichbehandlungs- 
gesetz, Energieausweis und Genossen-
schaftsgesetz
Arbeitszeitverlängerung bei den  ππ
Mitgliedsunternehmen
Änderungen in der Ausbildung für die ππ
Wohnungswirtschaft
Neubesetzung im Amt für Wohnungs-ππ
wesen der Stadt Köln
Weitere Teilnahme an den  ππ
Rheinischen Immobilientagen auf 
dem Neumarkt in Köln
Umstellung der Müllentsorgung im ππ
Kölner Stadtgebiet
Neugründung von Arbeitskreisenππ
Abstimmung mit den Arbeitskreisenππ
Mitwirkung am Mietspiegel der Stadt ππ
Köln
Mitwirkung in dem neu gegründeten ππ
Wohnungsbauforum der Stadt Köln
Grundsätze von Fördermitglied-ππ
schaften und Aufnahme neuer Förder-
mitglieder
Entwicklungen im Bereich der  ππ
Systemhäuser für die wohnungs- 
wirtschaftliche Software 
Öffentlichkeitsarbeitππ

Folgende Veranstaltungen wurden vor- 
bereitet bzw. organisiert:

Neujahrsempfangππ
Kölner Genossenschaftstagππ
Mitgliederversammlungenππ
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Die Arbeitsgruppen Ost und West haben 
regelmäßig getagt und dabei u. a. folgende 
Themen behandelt:

Rahmenvereinbarung Energie- ππ
versorgung (RheinEnergie AG)
Rheinische Immobilientageππ
Imagewerbung für Genossenschaftenππ
Runder Tisch mit der AWB Kölnππ
EDV-Arbeitskreis hinsichtlich  ππ
wohnungswirtschaftlicher Software

Eine Studienfahrt führte vom 7. bis 9. 
September 2006 nach München. Mit Ver-
tretern aus örtlichen kommunalen und 
genossenschaftlichen Wohnungsunter-
nehmen konnte ein umfassender woh-
nungswirtschaftlicher Einblick in Stadt-
entwicklung, Unternehmensstrukturen 
und regionale Besonderheiten genommen 
werden.

Mittelrhein

Vorsitzender: Michael Siegel, Koblenzer 
Wohnungsbaugesellschaft mbH, Koblenz

Die sieben Wohnungsunternehmen der 
Arbeitsgemeinschaft bewirtschaften einen 
Bestand von rund 13.000 Wohnungen 
in Andernach, Koblenz, Lahnstein und 
Neuwied.

In zwei Sitzungen im Berichtszeitraum 
wurden u. a. folgende Themen behandelt:

Verkehrssicherungspflichtenππ
Rauchwarnmelderππ
Energieausweisππ
Vermietungs- und Leerstands- ππ
problematik
Demographische Entwicklungππ
Mietentwicklungππ
Alternative Wohnformen (Generati-ππ
onen-Wohnen/Assisted Living)
Nebenkostenproblematikππ

Es wurden eine Ausschreibung für Heiz-
kostenabrechnungen durchgeführt und 
ein entsprechender Rahmenvertrag abge-
schlossen.

Im Vorsitz der Arbeitsgemeinschaft er-
folgte ein turnusmäßiger Wechsel von 
Peter Krumm zu Michael Siegel. 
 

Wohnungsunternehmen  
Münster/Münsterland

Vorsitzender: Ludger Hellkuhl, 
KSG Kommunale Siedlungs- und 
Wohnungsbaugesellschaft mbH, 
Lüdinghausen

In der Arbeitsgemeinschaft sind 29 Woh-
nungsunternehmen zusammengeschlos-
sen, die rund 37.000 Wohnungen in den 
Kreisen Borken, Coesfeld, Steinfurt und 
Warendorf sowie in der Stadt Münster 
bewirtschaften.

Im Berichtszeitraum fanden zwei Sit-
zungen statt, in denen u. a. folgende The-
men behandelt wurden:

Verbandsangelegenheiten ππ
Sicherung der Zukunftsfähigkeit der ππ
Wohnungsunternehmen
Weiterentwicklung der WRW Woh-ππ
nungswirtschaftliche Treuhand Rhein-
land Westfalen GmbH, Düsseldorf
Novelliertes Berufsbild Immobilien-ππ
kaufmann/Immobilienkauffrau

Eine wohnungswirtschaftliche Studien-
fahrt führte nach Bamberg.

Niederrheinische 
Wohnungsgenossenschaften

Vorsitzender: Heinz Fels, Gemeinnützige 
Wohnungsgenossenschaft eG Viersen 
– gegründet 1900 – (GWG Stadt Viersen)

Der Arbeitsgemeinschaft gehören 13 Woh-
nungsunternehmen mit rund 7.500 eige-
nen und 300 verwalteten Wohnungen in 
Duisburg, Erkelenz, Geldern, Goch, Gre-
venbroich, Meerbusch, Mönchengladbach, 
Moers, Rheinberg, Tönisvorst, Viersen und 
Wesel an. 

Im Berichtszeitraum wurden vier Sit-
zungen durchgeführt und dabei vor allem 
folgende Themen beraten: 

Controlling in Genossenschaftenππ
Novellierung Genossenschaftsgesetzππ
Energieausweisππ
Angaben bei der Korrespondenz auf ππ
Briefbögen und E-Mail
Abnahmeprotokollππ
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetzππ
Förderung Bestandsmodernisierungππ
Ausweis von haushaltsnahen Dienst-ππ
leistungen in Betriebskostenabrech-
nungen

Denkmalschutzππ
Werbungππ
Telefonkosten/Telekommunikationππ
Bürozeiten/Erreichbarkeitππ
Ausbildungππ

Wohnungsunternehmen  
des Oberbergischen Kreises

Vorsitzender: Friedhelm Söntgerath, 
Gemeinnützige Bau- und 
Siedlungsgenossenschaft Wiehl eG, Wiehl

Zur Arbeitsgemeinschaft gehören elf Woh-
nungsunternehmen mit rund 6.200 Woh-
nungen in Bergneustadt, Gummersbach, 
Engelskirchen, Hückeswagen, Radevorm-
wald, Waldbröhl, Wiehl und Wipperfürth.

Im Berichtszeitraum fanden keine Zusam-
menkünfte statt. 

Wohnungsunternehmen 
„Oberes Sauerland“

Vorsitzender: Josef Lumme, Siedlungs- und 
Baugenossenschaft Meschede eG, Meschede

In der Arbeitsgemeinschaft sind sechs 
Wohnungsgenossenschaften mit rund 
7.200 Wohnungen organisiert. Dieser 
Wohnungsbestand verteilt sich auf die 
Städte Arnsberg, Attendorn, Bad Berleburg, 
Bad Laaspe, Bestwig, Brilon, Drolshagen, 
Ense, Erndtbrück, Eslohe, Finnentrop, 
Kirchhundem, Lennestadt, Meschede, 
Schmallenberg, Sundern, Wenden und 
Winterberg.

In den vier Sitzungen im Berichtszeit-
raum standen u. a. folgende Themen im 
Mittelpunkt: 

Multimediaππ
Bereitstellung von Gästewohnungenππ
Wohnungswirtschaftliche Softwareππ
Marketinginitiative  ππ
„Typisch Genossenschaften“
Umsetzung des § 35a EStG –  ππ
Haushaltsnahe Dienstleistungen
Einführung des Energieausweisesππ
Datenschutzππ

Im September 2006 konnten die Ver-
handlungen über die Anschaffung einer 
einheitlichen wohnungswirtschaftlichen 
Software abgeschlossen werden. Aufgrund 
der erzielten Synergieeffekte entschieden 
sich ebenfalls Unternehmen aus Dort-
mund, Lünen und Siegen gemeinsam 
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mit der Arbeitsgemeinschaft für dieses 
Produkt.

Ferner wurde ein Inhouse-Seminar zum 
Thema „Aktuelle Rechtsprechung zum 
Mietrecht“ durchgeführt.

Gemeinnützige Wohnungsunter-
nehmen in Oberhausen

Vorsitzender: Olaf Rabsilber, Gemeinnützige 
Wohnungsgenossenschaft Oberhausen 
Sterkrade eG, Oberhausen

Die fünf Oberhausener Wohnungsunter-
nehmen verfügen über einen Wohnungs-
bestand von rund 11.000 Wohnungen.

Die Arbeitsgemeinschaft tagte im Berichts-
zeitraum fünfmal und behandelte dabei  
u. a. folgende Themen:

Marketing-Aktivitäten – Radiowerbung ππ
der Arbeitsgemeinschaft Marketing-
initiative „Typisch Genossenschaften“ 
Rheinland Westfalen sowie bundes-
weite Marketinginitiativen
Allgemeines Gleichbehandlungsgesetzππ
EDV-Entwicklungππ
Wohngruppen für Demenzkranke und ππ
andere Wohnungsformen
Mietspiegel der Stadt Oberhausenππ

Die Arbeitsgemeinschaft beteiligte sich 
an den Radiowerbespots der Marketing-
initiative „Typisch Genossenschaften“ und 
schaltete eine gemeinsame Anzeigenwer-
bung.

Wohnungswirtschaftliche Informations-
fahrten führten nach Remscheid und 
Köln.

Wohnungswirtschaft 
Ostwestfalen-Lippe

Vorsitzender: Thorsten Kleinebekel, 
Wohnbau Lemgo eG, Lemgo

Die 35 Wohnungsunternehmen der Ar-
beitsgemeinschaft bewirtschaften in der 
Stadt Bielefeld sowie in den Kreisen Gü-
tersloh, Herford, Höxter, Lippe, Minden- 
Lübbecke, Paderborn und Soest rund 
56.500 Wohnungen.

Im Berichtszeitraum fanden drei Sit-
zungen statt, bei denen u. a. folgende 
Themen behandelt wurden:

Förderung investiver Maßnahmen im ππ
Bestand
Einführung des Energieausweisesππ
Bildung einer Arbeitsgruppe zum ππ
Thema „Allgemeines Gleichbehand-
lungsgesetz“
Faktoren des selbstständigen Wohnens ππ
älterer und behinderter Menschen
Bildung einer Arbeitsgruppe zur  ππ
Erarbeitung eines Marketingkonzeptes 
für die Arbeitsgemeinschaft

Es wurden Handlungsempfehlungen für 
die Unternehmen der Arbeitsgemeinschaft 
zum Allgemeinen Gleichbehandlungs- 
gesetz im Bereich „Mietrecht“ erarbeitet.

Rheinland-pfälzische 
Wohnungsunternehmen

Vorsitzender: Christof Henn, Gemeindliche 
Siedlungs-Gesellschaft Neuwied mbH, 
Neuwied

Der Arbeitsgemeinschaft rheinland-pfäl-
zischer Wohnungsunternehmen gehören 
65 Wohnungsunternehmen aus dem VdW 
Rheinland Westfalen und dem VdW süd-
west an, die rund 102.000 Wohnungen 
bewirtschaften. Sie haben sich zusammen-
geschlossen, um ihre wohnungspolitischen 
Interessen der Landesregierung gegenü-
ber abzustimmen und den Erfahrungs-
austausch untereinander zu organisieren. 
Sie treffen sich jedes Jahr im Frühjahr 
und im Herbst zu einer Vollversammlung. 
Diese Treffen dienen regelmäßig auch der 
Information über Veränderungen der woh-
nungspolitischen Instrumente.

Der Arbeitsausschuss ist das von der Voll-
versammlung gewählte Lenkungsgremium, 
das die Vollversammlung inhaltlich und 
organisatorisch vorbereitet. Er tagte im 
Berichtszeitraum am 1. August 2006, am 
2. November 2006 und am 4. April 2007 
jeweils in Mainz. 

Im Mittelpunkt der August-Sitzung stand 
der Entwurf der Verwaltungsvorschrift 
„Wohnen in Orts- und Stadtkernen“ des 
Ministeriums der Finanzen des Landes 
Rheinland-Pfalz. Es wurde über mögliche 
Änderungen und Ergänzungen beraten. 
Über die mögliche Ausgestaltung der 
Wohnungsbauförderung 2007 diskutierte 
man in der November-Sitzung. In der 
April-Sitzung 2007 standen u. a. das Re-
gelwerk des Finanzministeriums über 
„Gemeinschaftsräume für aktivierende 
Nachbarschaften“, der Gesetzentwurf zur 

Änderung der Landesbauordnung Rhein-
land-Pfalz, Anregungen zur Ergänzung 
des Katalogs in § 2 Betriebskostenver-
ordnung und ein Erfahrungsaustausch 
über die technische Innenrevision auf der 
Tagesordnung. In dieser Sitzung verab-
schiedete der Arbeitsausschuss außerdem 
Dr. Frank-Bodo von Wehrs (Ministerium 
der Finanzen), der Ende Mai 2007 in den 
Ruhestand ging.

In der Vollversammlung am 15. November 
2006 in Neuwied standen ein Vortrag 
von Staatssekretär Dr. Rüdiger Messal 
über die Wohnungsbauförderung 2007, 
die Behandlung der Themen BIDs und 
HIDs sowie der neue Energieausweis im 
Mittelpunkt der Sitzung. Außerdem wur-
de Wolfgang Halter (Baugenossenschaft 
Bahnheim eG, Kaiserslautern) als Mitglied 
des Arbeitsausschusses verabschiedet. Als 
neue Mitglieder des Arbeitsausschusses 
wurden Albrecht Huber (BVT Bau- und 
Vermietungsgenossenschaft Trier eG, Trier), 
Reiner Schmitz (Modernes Wohnen eG, 
Koblenz) und Michael Schurich (Gemein-
nützige Baugenossenschaft Speyer eG, 
Speyer) gewählt.

In der Vollversammlung am 21. Juni 2007 
in Trier wurden die Themen „Technische 
Innenrevision“ und „Ergänzung der Be-
triebskostenverordnung“ beraten. Über die 
bundes- wie landespolitische und adminis-
trative Ebene wollen der VdW Rheinland 
Westfalen und der VdW südwest errei-
chen, dass der Katalog der umlagefähigen 
Betriebskosten in Anpassung an die ver-
änderten Entwicklungen der Betriebskos-
tenarten erweitert wird. Hierzu zählen 
auch die Wartungskosten von Rauchwarn-
meldern. Letztere standen auch im Mit-
telpunkt einer öffentlichen Anhörung am 
3. Mai 2007 im Landtag Rheinland-Pfalz. 
Ein Erfahrungsaustausch über soziales 
Management in Wohnungsunternehmen 
mit Berichten aus zwei Unternehmen 
rundeten die Sitzung ab.

Ehemals Gemeinnützige Sieger-
länder Wohnungsunternehmen

Vorsitzender: Folker Naumann, 
Wohnungsgenossenschaft im Kreis Olpe 
Südsauerland eG, Olpe

Der Arbeitsgemeinschaft gehören elf Woh-
nungsunternehmen mit rund 11.500 Woh-
nungen in den Städten und Gemeinden 
der Kreise Siegen und Olpe an.
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In acht Sitzungen im Berichtszeitraum 
wurden u. a. folgende Themen beraten:

Alternative Finanzierungsmöglich-ππ
keiten 
Sicherheitskonzept für Wohnungsun-ππ
ternehmen 
Fassadeninstandsetzung unter  ππ
Betrachtung von Wirtschaftlichkeit 
und Nachhaltigkeit
Wohnraumlüftung mit Wärmerückge-ππ
winnung 
Alternative, zukunftsorientierte Kabel-ππ
Netz-Lösungen für Wohnungsunter-
nehmen 
Hartz IV ππ
Trinkwassergüte und -hygiene in der ππ
Hausinstallation
Technische Maßnahmen zur Vermin-ππ
derung des Legionellenwachstums
Vorwandinstallation und verschleiß-ππ
freie Abflusstechnik 
Brandschutz bei der Verlegung von ππ
Leitungsanlagen 

Es wurde eine wohnungswirtschaftliche 
Informationsfahrt nach Bad Zwischenahn 
durchgeführt. Darüber hinaus wurden 
zwei Fortbildungsseminare in Hamburg 
und Großheringen veranstaltet.

Solinger 
Wohnungsgenossenschaften

Vorsitzender: Ulrich Bimberg, Spar- und 
Bauverein Solingen eG, Gemeinnützige 
Wohnungsgenossenschaft Solingen, Solingen

Der Arbeitsgemeinschaft gehören sieben 
Wohnungsgenossenschaften mit rund 
12.000 Wohnungen in Langenfeld und 
Solingen an. 

In den fünf Sitzungen im Berichtszeitraum 
wurden u. a. folgende Themen behandelt:

Unterkunftskosten nach Hartz IVππ
Installation von Rauchwarnmeldern ππ
im Wohnungsbestand
Alltagsassistenz „Wohnbegleitende ππ
Dienstleistungen“
Novelliertes Berufsbild Immobilien-ππ
kaufmann/Immobilienkauffrau
Marketing-Initiative der Wohnungs-ππ
baugenossenschaften Deutschland e. V.
Regional-Initiative NRW „Typisch  ππ
Genossenschaften“ – Schaltung  
weiterer Radiospots
Datenschutzgutachtenππ

Besondere Aktionen führte die Arbeits-
gemeinschaft in folgenden Bereichen 
durch:

Gespräch mit den Stadtwerken über ππ
Preisanpassungen, erwartete Entwick-
lungen, neue Organisation der Ab-
schlagssystematik, Energieberatungs-
konzept etc.
Gemeinsame Aktion zum Thema ππ
„Energiesparen mit den Stadtwerken 
Solingen“

Wohnungsunternehmen des 
„Süd-Kreis-Märkischer Kreis“

Vorsitzender: Wilfried Starosta, Mark 
Wohnungsgesellschaft GmbH, Lüdenscheid

Die zehn Wohnungsunternehmen der 
Arbeitsgemeinschaft bewirtschaften in  
Altena, Halver, Kierspe, Lüdenscheid, 
Meinerzhagen, Nachrodt-Wiblingwerde 
und Werdohl rund 12.000 Wohnungen.

In den drei Sitzungen im Berichtszeitraum 
wurden u. a. folgende Themen diskutiert:

Datenschutz und Datensicherheitππ
Bestellung eines externen Daten-ππ
schutzbeauftragten
Leerstandssituation innerhalb der ππ
Arbeitsgemeinschaft und Wege aus 
dieser Situation
Vertragsgestaltung Energieversorgerππ
Abwehr auswärtiger Beteiligungen an ππ
Wohnungsunternehmen

Es wurde ein gemeinsamer Abschluss 
bezüglich der Energiekosten getätigt. Die 
Bestellung eines Datenschutzbeauftragten 
wurde zunächst zurückgestellt.

Eine wohnungswirtschaftliche Studien-
reise führte vom 29. bis 31. August 2006 
nach Stuttgart.

Wohnen Wuppertal

Vorsitzender: Michael Meyer,  
Barmer Wohnungsbau AG, Wuppertal

Die 14 Unternehmen der Arbeitsgemein-
schaft bewirtschaften rund 48.000 Woh-
nungen in den Städten Remscheid, Velbert 
und Wuppertal.

Die zwei Sitzungen im Berichtszeitraum 
befassten sich u. a. mit folgenden Themen:

Leitbild der Arbeitsgemeinschaft  ππ
wohnen Wuppertal
Werbeaktion Schulwettbewerb  ππ
„Leben und Wohnen in Wuppertal“
Marktrisiko? – Zukunftseinschätzung ππ
der Wohnungsbestände in Wuppertal
Projekt „Nordbahntrasse Wuppertal“ ππ
– Umwandlung der Rheinischen  
Strecke in einen Fuß-, Rad- und  
Inlineskaterweg
Forschungsprojekt „Standortdynamik, ππ
Strukturwandel und Wachstumspolitik 
im Bergischen Städtedreieck“

Konkrete Ergebnisse konnte die Arbeits-
gemeinschaft erzielen bei der

Verabschiedung der Leitlinie der Ar-ππ
beitsgemeinschaft wohnen Wuppertal
Einrichtung eines Finanzpools für  ππ
gemeinsame Aktivitäten/Aktionen
Durchführung des Schulwettbewerbs ππ
„Leben und Wohnen in Wuppertal“.

Ferner wurden die Industriedenkmäler 
Zeche Zollverein und Zeche Nordstern 
besichtigt. Darüber hinaus beteiligte sich 
die Arbeitsgemeinschaft an der Kampagne 
„Rauchmelder retten Leben – Brandschutz 
im Haushalt“ gemeinsam mit der Stadt 
Wuppertal und der örtlichen Feuerwehr 
und wirkte bei der Leerstandsuntersu-
chung der Stadt Wuppertal 2007 mit.

Am 15. Januar 2007 fand ein Wechsel im 
Vorsitz der Arbeitsgemeinschaft statt. In 
Nachfolge von Rainer Wirths wurde Michael 
Meyer zum Vorsitzenden gewählt.
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Veräußerung  
an Mieter

Veräußerung  
an sonstige Dritte

Abbruch/Rückbau

Zusammenlegung  
von Wohnungen

Wohnungsabgang  
durch andere Ursachen

0,0 % 0,3 % 0,5 % 0,8 % 1,0 % 1,3 % 1,5 % 1,8 % 2,0 %

Der Anteil der Abgänge aus dem 
eigenen Wohnungsbestand der VdW-
Mitgliedsunternehmen betrug 2006 
2,2 Prozent. Lediglich 1,5 Prozent des 
Wohnungsbestandes wurden an Dritte 
veräußert.

Abgänge aus dem eigenen Wohnungsbestand 2006

Mietwohnungen in NRW Mietwohnungen VdW-Unternehmen

5.133.836
3.146.545 22,4 % 75,9 %

verwalteter Bestand VdW-Unternehmen

sonstige Mietwohnungen

Eigentumswohnungen in NRW

1,7 %

Insgesamt umfasst der Wohnungsbestand in NRW rund 8,3 Millionen Wohnungen. Von den ca. 5,1 Millionen Mietwohnungen bewirt-
schaften bzw. verwalten die VdW-Mitgliedsunternehmen über 24 Prozent. In absoluten Zahlen ausgedrückt beläuft sich der eigene 
Wohnungsbestand der VdW-Mitgliedsunternehmen auf rund 1,151 Millionen Wohnungen, darüber hinaus verwalten sie rund 87.000 
Wohnungen für Dritte.

Wohnungsbestand 2006

	Nordrhein-Westfalen�

	1. Aus der Statistik der Mitgliedsunternehmen�

Den nachfolgenden Daten liegt die Aus-
wertung der Jahresstatistik 2006 des VdW 
Rheinland Westfalen zugrunde. Die Aus-
wertung erfolgte mit freundlicher Unter-
stützung des InWIS, Bochum.
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Bestandsmaßnahmen
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2002 2003 2004 2005 2006

Neubautätigkeit
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Investitionen 2006

Während die Investitionen der VdW- 
Mitgliedsunternehmen für Bestandsmaß-
nahmen von 2002 bis 2005 stetig 
zurückgegangen sind, war im vergangenen 
Jahr eine leichte Zunahme festzustellen. 

2004 2005 2006

1.220

2.500

2.000

1.500

1.000
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Investitionen in den Bestand pro Wohneinheit 2006

Setzt man die Investitionen der VdW-
Mitgliedsunternehmen in Relation zum 
Wohnungsbestand, so zeigt sich, dass die 
Bestandsinvestitionen 2006 im Vergleich 
zu den Vorjahren um rund 14 Prozent 
angestiegen sind. 

1.241
1.391

Jahr Insgesamt Davon Mietwohnungen Davon Eigentumswohnungen

Wohnungen
in % zum 
Vorjahr

Wohnungen
in % zum 
Vorjahr

% -Anteil Wohnungen
in % zum 
Vorjahr

% -Anteil

2002 4.084 - 2.538 - 62,1 1.546 - 37,9

2003 3.947 -3,3 2.718 7,1 68,9 1.229 -20,5 31,1

2004 4.509 14,2 3.474 27,8 77,0 1.035 -15,8 23,0

2005 3.254 -27,8 2.405 -30,8 73,9 849 -18,0 26,1

2006 4.064 24,9 2.830 17,7 69,6 1.234 45,3 30,4

Eigene Bautätigkeit 2006

Der Anstieg der Bautätigkeit der VdW-Mitgliedsunternehmen im Jahr 2006 wird gleichermaßen durch den Mietwohnungs- und Eigentums-
bereich getragen, wobei im Eigentumssegment das Auslaufen der Eigenheimzulage zu dem relativ starken Anstieg führte. Während das 
Baufertigstellungsvolumen der VdW-Unternehmen im Jahr 2006 wieder nahezu das Niveau von 2002 erreichte (99,5 Prozent), ergab sich im 
NRW-Durchschnitt ein starker Einbruch auf lediglich 83 Prozent bezogen auf den Ausgangswert im Jahr 2002. 
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Leerstandsquote 2006

Der Wohnungsleerstand der VdW-
Mitgliedsunternehmen sowohl 
insgesamt als auch aufgrund von 
Vermietungsschwierigkeiten ist im 
Vergleich der letzten Jahre nahezu 
konstant geblieben. Dieses ist vor allem 
auf verstärkte Aktivitäten der VdW-
Mitgliedsunternehmen im Bestand 
und gezielte Marketingmaßnahmen 
zurückzuführen. 

1,28

Leerstand in Folge von 
Vermietungsschwierigkeiten

Leerstand gesamt

2005 2006

1,40 1,46 1,47 1,45

3,42 3,62 3,81 3.69 3,78
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Mietpreisentwicklung 2006

Die Nettokaltmiete pro Quadratmeter 
Wohnfläche beträgt in NRW durch-
schnittlich 5,30 E (Quelle: http:// 
www.mietspiegelindex.de/akt2006.
html). Im Vergleich dazu ist die 
durchschnittliche Nettokaltmiete bei  
den VdW-Mitgliedsunternehmen rund  
1 E pro Quadratmeter niedriger.  
Eine Gegenüberstellung der Mietentwick-
lung (inkl. Nebenkosten) der VdW-
Mitgliedsunternehmen mit der Entwick-
lung des Verbraucherpreisindex für 
Wohnung, Wasser, Strom und Gas 
zeigt: Während sich die Miete der VdW-
Mitgliedsunternehmen von 2005 auf 2006 
um 2,1 Prozent erhöht hat, fiel der Anstieg 
des relevanten Verbraucherpreisindex mit 
2,6 Prozent deutlich höher aus. 

Nebenkosten

Nettokaltmiete

2005 2006

4,11 4,16 4,22 4,22 4,29

1,40 1,42 1,45 1,50 1,55

5,51 5,58 5,67 5,72 5,84

Mietschuldnerberatung

Angebot wohnungsnaher Dienstleistungen 2006

47 Prozent der VdW-Mitglieds-
unternehmen haben im Jahr 2006 
wohnungsnahe Dienstleistungen 
angeboten. 

Bereits jedes vierte VdW-Mitglieds-
unternehmen kooperiert mit Wohl-
fahrtsverbänden mit dem Ziel, älteren 
bzw. hilfsbedürftigen Menschen durch 
spezielle Betreuungsangebote einen  
längeren Verbleib in ihrer Wohnung 
oder im Quartier zu ermöglichen. 10 %

Begegnungsstätten  
für Ältere/Jugendtreffs/

Kinderbetreuung

Notrufsysteme/
Rufbereitschaft/

vernetztes Wohnen

Hauswirtschaftliche Dienste

Sprachkurse für Migranten

Sonstiges

3 %

10 %

23 %

27 %

28 %
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	Rheinland-Pfalz�

Mietwohnungen in Rheinland-Pfalz Mietwohnungen VdW-Unternehmen

841.622

1.058.202
11,4 % 87,7 %

verwalteter Bestand VdW-Unternehmen

sonstige Mietwohnungen in Rheinland-Pfalz

Eigentumswohnungen in Rheinland-Pfalz

0,9 %

Insgesamt umfasst der Wohnungsbestand in Rheinland-Pfalz rund 1,9 Millionen Wohnungen. Von den ca. 840.000 Mietwohnungen 
bewirtschaften bzw. verwalten die VdW-Mitgliedsunternehmen 12,5 Prozent. In absoluten Zahlen ausgedrückt beläuft sich der 
eigene Wohnungsbestand der VdW-Mitgliedsunternehmen auf rund 96.000 Wohnungen, darüber hinaus verwalten sie rund 7.500 
Wohnungen für Dritte.

Wohnungsbestand 2006

Veräußerung  
an sonstige Dritte

Abbruch/Rückbau

Zusammenlegung  
von Wohnungen

Veräußerung an Mieter

0,0 % 0,3 % 0,5 % 0,8 % 1,0 %

Der Anteil der Abgänge aus dem 
eigenen Wohnungsbestand der VdW-
Mitgliedsunternehmen betrug 2006  
1,2 Prozent. Lediglich 0,6 Prozent des 
Wohnungsbestandes wurde an Dritte 
veräußert.

Abgänge aus dem eigenen Wohnungsbestand 2006
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Bestandsmaßnahmen
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Neubautätigkeit
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Investitionen 2006

Die Investitionen der VdW-Mitglieds-
unternehmen bewegten sich in den 
Jahren 2005 und 2006 auf einem 
stabilen Niveau. Von zehn investierten 
Euro flossen im Durchschnitt sieben 
Euro in den Bestand und drei in den 
Neubau.

300

Jahr Insgesamt Davon Mietwohnungen Davon Eigentumswohnungen

Wohnungen
in % zum 
Vorjahr

Wohnungen
in % zum 
Vorjahr

% -Anteil Wohnungen
in % zum 
Vorjahr

% -Anteil

2002 294 - 183 - 62,2 111 - 37,8

2003 177 -39,8 151 -17,5 85,3 26 -76,6 14,7

2004 544 207,3 334 121,2 61,4 210 707,7 38,6

2005 315 -42,1 267 -20,1 84,8 48 -77,1 15,2

2006 503 59,7 173 -35,2 34,4 330 587,5 65,6

Eigene Bautätigkeit 2006

Für die VdW-Mitgliedsunternehmen ergibt sich für 2006 im Vergleich zu 2005 eine deutliche Zunahme der fertiggestellten Wohnungen, wobei 
dies im Wesentlichen Eigentumswohnungen betrifft.
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Leerstandsquote 2006

Während im Vergleich der Jahre 
2005 und 2006 der gesamte 
Wohnungsleerstand der VdW-
Mitgliedsunternehmen annähernd 
konstant geblieben ist, ist der 
vermietungsbedingte Leerstand im 
Jahr 2006 deutlich zurückgegangen. 
Dieses ist insbesondere auf gezielte 
Investitionen in den Bestand 
zurückzuführen. 

1,13

Leerstand in Folge von 
Vermietungsschwierigkeiten

Leerstand gesamt

2005 2006

1,15
1,75

1,52
0,94

2,96 2,60

3,27

2,83

2,86

(in den ehemaligen Regierungsbezirken Koblenz und Trier)
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Mietpreisentwicklung 2006

Bei den VdW-Mitgliedsunternehmen hat 
sich der Anteil der Nebenkosten an der 
Bruttokaltmiete im Vergleich der Jahre 
2005 und 2006 von 21,4 Prozent auf 
21,8 Prozent erhöht.

Nebenkosten

Nettokaltmiete
2005 2006

4,01 4,13 4,33 4,33 4,34

1,08 1,23
1,17 1,18 1,21

5,09 5,36 5,50 5,51 5,55

Mietschuldnerberatung

Angebot wohnungsnaher Dienstleitungen 2006

Unter Berücksichtigung der Struktur 
der VdW-Mitgliedsunternehmen in 
Rheinland-Pfalz bietet bereits jedes vierte 
Unternehmen Mietschuldnerberatung 
und jedes siebte Unternehmen 
Begegnungsstätten an.

4 %

Begegnungsstätten  
für Ältere/Jugendtreffs/

Kinderbetreuung

Notrufsysteme/
Rufbereitschaft/

vernetztes Wohnen

Hauswirtschaftliche Dienste

Sonstiges

4 %

8 %

14 %

26 %
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Seit mehreren Jahren führt der VdW Rhein-
land Westfalen gemeinsam mit den Mitglieds-
unternehmen auf freiwilliger Basis einen 
jährlichen Betriebsvergleich durch. In diesem 
Rahmen werden für jedes teilnehmende Un-
ternehmen typische wohnungswirtschaftliche 
Kennzahlen ermittelt und diese den Werten 
nach Rechtsform und Größe vergleichbarer 
Unternehmen gegenübergestellt.

Dazu bedient sich der VdW Rheinland West-
falen einer gemeinsam mit dem Koopera-
tionspartner vdw Niedersachsen Bremen 
entwickelten Software. Seit Einführung des 
Verfahrens konnten noch fünf weitere woh-
nungswirtschaftliche Regionalverbände 
von den Vorteilen des Systems überzeugt 
werden.

	2. Betriebsvergleich�

Der Betriebsvergleich besteht aus drei Tei-
len. Diese Aufteilung wurde vorgenommen, 
um jedem Unternehmen die Möglichkeit 
zu geben, den Umfang der Kennzahlen und 
die damit benötigten und bereitzustellen-
den Daten selbst zu bestimmen.

Teil I enthält die Basisauswertungen, zu 
deren Ermittlung in der Regel leicht zu-
gängliche Daten benötigt werden. Teil II – 
Zusatzauswertung Hausbewirtschaftung/

Personal- und Sachaufwand – benötigt 
Daten, die möglicherweise nicht in jedem 
Unternehmen ohne weiteres vorhanden 
sind. Teil III ergänzt diese Auswertungen 
um zusätzliche Kennzahlen.

Um eine größtmögliche Vergleichbarkeit 
herzustellen, werden die Unternehmen 
Gruppen zugeordnet, die sich aus der 
Größe (gemessen am Bestand der bewirt-
schafteten Wohnungseinheiten) und der 

Die regelmäßig auf hohem Niveau liegende 
Teilnehmerzahl sowie die in jedem Jahr ge-
äußerte konstruktive Kritik zeigt, dass auch 
die Mitgliedsunternehmen an derartigen 
Vergleichszahlen ausgesprochen interes-
siert sind. Daher ist die beständige Wei-
terentwicklung des Betriebsvergleichs ein 
Schwerpunkt der Tätigkeit des Verbandes.

Rechtsform ableiten. Sofern die Anzahl 
der einer Gruppe zugeordneten Unterneh-
men so gering ist, dass eine repräsentative 
Auswertung nicht möglich ist, erfolgt eine 
Zusammenfassung mit der nächsten ver-
wandten Gruppe.

Aus den gesamten ermittelten Daten wer-
den im Folgenden einige wiedergegeben, 
die einen Einblick in die aktuelle Situation 
der Wohnungsunternehmen erlauben.

Grundlagen

Genossenschaften

Kapitalgesellschaften

91

146

Anzahl der teilnehmenden Unternehmen
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153
166 158 166

2001 2002 2003

250

200

150

100

50

0
2004 2005

300Die Erhebung des Jahres 2006 für den 
VdW Rheinland Westfalen (für das 
Geschäftsjahr 2005) stützte sich auf die 
Angaben von 259 Wohnungsunterneh-
men und liegt damit wiederum deutlich 
über 50 Prozent der Mitgliedsunterneh-
men des Verbandes. Eine solide 
Datenbasis kann somit unterstellt 
werden. Die Entwicklung der Teil-
nehmerzahlen in den letzten Jahren 
zeigt die nebenstehende Grafik.

Teilnehmer nach Rechtsformen 2001 bis 2006
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Struktur der teilnehmenden Unternehmen

Größenklassen in Wohneinheiten
Genossenschaften Kapitalgesellschaften

2001 2002 2003 2004 2005 2001 2002 2003 2004 2005

ohne Zuordnung 2 3 3 2 3 - 0 0 1 0

0–100 9 7 7 5 6 2 2 0 2 1

101–500 23 21 26 20 22 9 8 10 12 10

501–1.500 59 66 71 67 68 10 11 12 9 12

1.501–3.000 34 33 36 39 39 24 21 24 24 24

3.001–6.000 15 19 19 21 24 23 21 22 23 21

über 6.000 4 4 4 4 4 23 28 27 24 25

Gesamt 146 153 166 158 166 91 91 95 95 93

Differenziert nach Rechtsform und Größenklasse ergab sich in den letzten Jahren folgendes Bild:

57,4 %

70 % 80 % 90 % 100 %

Gesamt

über 6.000 WE

3.001–6.000 WE

1.501–3.000 WE

501–1.500 WE

0–100 WE

Teilnahmequoten der Unternehmen nach Größenklassen

keine Teilnahme

Teilnahme

Die erfreulich hohe Teilnehmerzahl 
von weit über 50 Prozent der Mitglieds-
unternehmen wird dadurch getrübt, dass 
die Teilnahmequoten je nach Größenklasse 
der Unternehmen sehr unterschiedlich 
ausfallen. Insbesondere die kleinen 
Wohnungsunternehmen (bis 500 WE) 
haben nur sehr unterdurchschnittlich am 
Betriebsvergleich teilgenommen.

101–500 WE

74,4 %

84,9 %

73,3 %

63,0 %

34,4 %

14,6 %

42,6 %

25,6 %

15,1 %

26,7 %

37,0 %

65,6 %

85,4 %

60 %50 %40 %20 % 30 %10 %

Angaben in Prozent
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Teilnahmehäufigkeit der Unternehmen 2001–2005

Anzahl der teilnehmenden 
Unternehmen

Die Teilnahmehäufigkeit der Unter-
nehmen hat sich in den letzten Jahren 
stabilisiert, sodass Veränderungen in der 
Teilnehmerstruktur bei mehrjährigen 
Vergleichen nicht mehr zu Verzerrungen 
wie zum Teil in der Vergangenheit 
führen. Die Mehrzahl der Unternehmen 
nahm in den letzten fünf Jahren 
regelmäßig am Betriebsvergleich teil, 
wie aus der nebenstehenden Grafik 
ersichtlich ist. 60

156

48

63

fünfmalviermalzweimal dreimaleinmal

20

0

33

53

Gesamt

über 6.000 WE

3.001–6.000 WE

501–1.500 WE

Gesamtkapitalrentabilität

Genossenschaften

Eine Kennzahl zur Messung des wirt- 
schaftlichen Erfolgs ist die Gesamt-
kapitalrentabilität. Sie setzt das  
Jahresergebnis von Steuern und 
Zinsaufwendungen ins Verhältnis  
zum gesamten eingesetzten (Eigen-  
und Fremd-) Kapital. Damit sollen  
Vergleiche unter Ausschaltung der  
Einflüsse unterschiedlicher Finan-
zierungsstrukturen ermöglicht  
werden. 

In 2005 ergab sich folgendes Bild:  
Im Mittel lag die Gesamtkapital-
rentabilität bei 3,6 Prozent und damit 
etwas niedriger als in den Vorjahren. 
Dieser Wert wurde jedoch von Sonder-
einflüssen in der Gruppe der kleinen 
Kapitalgesellschaften beeinflusst.  
Bereinigt um diese Sondereinflüsse  
ergibt sich ein Mittelwert von geschätzt 
etwa 3,5 Prozent.

1.501–3.000 WE

101–500 WE

1 %

Kapitalgesellschaften

2 % 3 % 5 %4 % 6 % 7 % 8 % 9 % 10 %

Angaben in Prozent
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Bergisches Land

Rheinland-Pfalz

Ostwestfalen-Lippe

Münster und Westfalen

Mieten nach Regionen

Die Mieten bilden die Hauptertrags-
quelle der Wohnungsunternehmen. 
Der Mittelwert der Mieten (nur 
Wohnungen) lag in 2005 bei 4,22 e je 
m2 Wohn- und Nutzfläche. Deutliche 
Unterschiede ergaben sich jedoch in 
den verschiedenen Regionen, wie die 
nebenstehende Grafik zeigt.

Aachen und 
Niederrhein

Sauerland und 
Siegerland

3,40 € 3,60 € 3,80 € 4,00 € 4,20 € 4,40 € 4,60 €

Rheinland

Ruhrgebiet

Angaben in €/m2

Fluktuation der Mieter

Zunehmend von Bedeutung ist die  
Mieterfluktuation in den Wohnungs-
beständen, da mit höherer Fluktuation 
in der Regel auch steigende Instand-
haltungskosten verbunden sind. 
Differenziert nach Rechtsform und  
Größe der Unternehmen ergibt sich  
das nebenstehende Bild: 

Generell ist die Fluktuation in allen  
Größenklassen bei den Kapitalgesell-
schaften höher als bei Genossenschaften, 
wobei insbesondere bei kleineren 
Kapitalgesellschaften die Unterschiede 
sehr stark sind.

8 % 10 % 12 % 14 % 16 % 18 % 20 %

Gesamt

6 %4 %2 %

über 6.000 WE

3.001–6.000 WE

501–1.500 WE

1.501–3.000 WE

101–500 WE

Genossenschaften

Kapitalgesellschaften

Angaben in Prozent



Jahresbericht VdW Rheinland Westfalen  •  2006/2007

94 Wohnungswirtschaft in Zahlen IV
Aufwendungen für Instandhaltung

Die durchschnittlichen Instandhaltungs-
kosten der Unternehmen in 2005 
(einschließlich Regiebetrieb und 
anteiligem Personal- und Sachaufwand) 
je m² Wohn-/Nutzfläche zeigt die 
nebenstehende Grafik. 

Mit durchschnittlich 20,04 € pro m² 
Wohnfläche liegen die Aufwendungen 
für Instandhaltung weiterhin auf einem 
hohen Niveau.

15 € 20 € 25 €

Gesamt

10 €5 €

über 6.000 WE

3.001–6.000 WE

501–1.500 WE

1.501–3.000 WE

101–500 WE

Genossenschaften

Kapitalgesellschaften

Angaben in €/m2

Verwaltungskosten

Auf unverändert großes Interesse der 
Unternehmen stoßen die Ergebnisse 
der Ermittlung der durchschnittlichen 
Verwaltungskosten je bewirtschafteter 
Wohneinheit. Deren Höhe zeigt die 
nebenstehende Grafik. 

Der für 2005 ermittelte Durchschnitts- 
wert beträgt rund 374 € an 
Verwaltungskosten pro Wohneinheit,  
was eine Steigerung von 1,1 Prozent 
gegenüber dem Vorjahr bedeutet. 

300 € 400 € 500 €

Gesamt

200 €100 €

über 6.000 WE

3.001–6.000 WE

501–1.500 WE

1.501–3.000 WE

101–500 WE

Genossenschaften

Kapitalgesellschaften
600 €

Angaben in €/bewirtschaftete Wohneinheit
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	1.	 Jubiläen von Mitgliedsunternehmen�

Aus der Vielzahl der Jubiläen der Mitgliedsunternehmen des VdW Rheinland Westfalen im Berichtszeitraum 1. Juli 2006 bis 
30. Juni 2007 werden stellvertretend genannt:

75 Jahre

Rheinwohnungsbau GmbH, Düsseldorfππ
„Neuland“ Siedlungs-Bau-Genossenschaft eG, Krefeldππ
WGL Wohnungsgesellschaft Leverkusen GmbH, Leverkusen ππ
 
 

 2.	Ehrungen von Persönlichkeiten aus Mitgliedsunternehmen		  

Ehrennadel in Gold des VdW Rheinland Westfalen

 
Mit der Ehrennadel in Silber des VdW Rheinland Westfalen wurden in der Zeit 1. Juli 2006 bis 30. Juni 2007 
ausgezeichnet:

Leopold Behler	 Aufsichtsratsmitglied 
	 Schwelmer & Soziale Wohnungsgenossenschaft eG, Schwelm

Klaus Bleser	 Aufsichtsratsmitglied 
	 Wohnungsgenossenschaft Essen-Nord eG, Essen

Dietrich Böttcher	 Vorstandsmitglied 
	 WBS Wuppertaler Bau- und Sparverein eG, Wuppertal

Rainer Döring	 Aufsichtsratsvorsitzender 
	 Schwelmer & Soziale Wohnungsgenossenschaft eG, Schwelm

Hans Dräger	 Aufsichtsratsmitglied 
	 Schwelmer & Soziale Wohnungsgenossenschaft eG, Schwelm

Wilhelm Dröge	 Vorstandsmitglied 
	 Bau- und Siedlungsgenossenschaft Unna eG, Unna

100 Jahre

WGEMS eG, Emsdettenππ
Margarethe Krupp-Stiftung für Wohnungsfürsorge, Essenππ
Bauverein Kierspe eG, Kierspeππ
Gemeinnütziger Bauverein GmbH, Mönchengladbachππ

Der Vorstandsvorsitzende der 
Neusser Bauverein AG, Neuss, 

Klaus Harnischmacher 

wurde am 10. August 2006 mit der 
Ehrennadel in Gold ausgezeichnet.

Der Vorstandsvorsitzende der  
Baugenossenschaft Freie Scholle eG, 
Bielefeld, 

Bernhard Koppmann 

wurde am 19. September 2006 mit 
der Ehrennadel in Gold ausgezeich-
net.
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Heinz Hutmacher	 Aufsichtsratsmitglied 
	 Neusser Heimstätten Baugenossenschaft eG, Neuss

Peter Kröber	 Aufsichtsratsvorsitzender 
	 BVT Bau- und Vermietungsgenossenschaft Trier eG, Trier

Fritz Nickolaus	 Aufsichtsratsmitglied 
	 Neusser Heimstätten Baugenossenschaft eG, Neuss

Hermann Osebold	 Aufsichtsratsmitglied 
	 Wohnungsgenossenschaft Essen-Nord eG, Essen

Heinz Schenk	 Aufsichtsratsmitglied 
	 Wohnungsbau- und Siedlungsgenossenschaft für den Kreis Coesfeld eG, Coesfeld

Jürgen Schweins	 Vorstandsmitglied  
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft  
	 Hombruch-Barop eG, Dortmund

Manfred Weischer	 Geschäftsführer 
	 Unnaer Kreis-Bau- und Siedlungsgesellschaft mbH, Unna

Hans Wiegrink	 Vorstandsmitglied 
	 Bocholter Bauverein eG, Bocholt

 
 
 3.	Preise und Auszeichnungen für Mitgliedsunternehmen	

Die folgende Übersicht enthält nur die Preise und Auszeichnungen, die dem Verband von seinen Mitgliedsunternehmen in der Zeit vom 
1. Juli 2006 bis 30. Juni 2007 mitgeteilt wurden. 

GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, 
Essen,  
erhält im Dezember 2006 einen Anerkennungspreis im 
Rahmen des Wettbewerbs „Auszeichnung guter Bauten 
2006“ vom Bund Deutscher Architekten (BDA) Essen.

Beteiligt hatte sich die Genossenschaft mit 
der „Wohnbebauung Albermannstraße“ im 
Stadtteil Essen-Werden. Die Jury lobte die 

elegante und anspruchsvolle architektonische Gestaltung, mit der 
die Bauherrin in einem ansonsten eher „biederen“ städtebaulichen 
Umfeld Maßstäbe setze. 

 
THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten im 
rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk GmbH, 
Gelsenkirchen,  
erhält mehrere Auszeichnungen.

Im Oktober 2006 wird die umgebaute ππ
Zeche Nordstern in Gelsenkirchen, heute 
der Verwaltungssitz der THS, in New York 
als eines von insgesamt acht Projekten mit 
dem internationalen „Business Week/Ar-

chitectural Record Award“ ausgezeichnet. Auslober waren die 
US-Wirtschaftszeitung Business Week und die Fachzeitschrift 
Architectural Record. 

Im November 2006 verleiht die SPD Gelsenkirchen der THS ππ
den „Innovationspreis 2006“ und würdigt damit ihren „Ein-
satz für innovativen Wohnungs- und Siedlungsbau“. 

Im Januar 2007 nimmt die THS einen Anerkennungspreis ππ
im Rahmen des Wettbewerbs „Preis Soziale Stadt 2006“ ent-
gegen. Das Unternehmen hatte sich mit dem Projekt „Spielen 
Integrieren Gemeinsam NAchbarschaft Lernen Erziehen“ (SI-
GNALE) aus dem „Breuskesbach“ in Recklinghausen beteiligt. 

Die Unternehmensgruppe erwirbt im Berichtszeitraum weitere 
Zertifizierungen:

Im Oktober 2006 werden die Umweltmanagementsysteme ππ
der SKIBATRON Gesellschaft für Mess- und Abrechnungssys-
teme mbH, Herne, und die Marienfeld MultiMedia GmbH, 
Gelsenkirchen, nach der europäischen Öko-Audit-Verordnung 
(EMAS) zertifiziert. 

Die THS ist das erste deutsche Unternehmen mit einem zerti-ππ
fizierten sozialen Management. Im Juli 2006 wird ihr von der 
DQS GmbH (Deutsche Gesellschaft zur Zertifizierung von 
Managementsystemen) die entsprechende CSR-Konformitäts-
bestätigung ausgestellt (CSR = Corporate Social Responsibility 
„Handlungsanleitung zur Umsetzung von gesellschaftlicher 
Verantwortung in Unternehmen“).  
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Mülheimer Wohnungsbau Gemeinnützige 
Wohnungsgenossenschaft eG, Mülheim a. d. Ruhr,  
wird im Oktober 2006 mit dem ersten Preis (Kategorie B)  
des Mülheimer Fassadenwettbewerbs 2005  
„Make up Mülheim an der Ruhr“ ausgezeichnet.

Die Genossenschaft hatte mit der kom-
pletten Modernisierung der Siedlung Fich-
testraße/Auf der Wegscheid/Eigenheimhö-
he im Stadtteil Heißen an dem Wettbewerb 

teilgenommen, den die Volksbank Rhein-Ruhr, der Verkehrsverein 
der Stadt, der Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümerverein 
sowie die Maler- und Lackierer-Innung ausgelobt hatten. 

 
swb Service-Wohnungsvermietungs- und  
-baugesellschaft mbH, Mülheim a. d. Ruhr, 

erhält zwei Auszeichnungen.

Im September 2006 wird die neue Fassaden-ππ
gestaltung eines Mülheimer Jugendstilgebäu-
des von der Jury des Deutschen Fassaden-
Preises 2005 (Auslober war die Firma Brillux) 
mit einem Anerkennungspreis gewürdigt. 

Im Oktober 2006 wird die Neugestaltung der Hausfassaden ππ
Hinnebecke 2-14 und Kleiststraße 4-10 im Mülheimer Fassa-
denwettbewerb 2005 „Make up Mülheim an der Ruhr“ mit 
dem zweiten bzw. dritten Preis (Kategorie B) ausgezeichnet. 

Wohnungsgenossenschaft Am Beutelweg eG, Trier,  
wird im Juni 2007 im Rahmen der Initiative „Deutschland 
– Land der Ideen“ als ein Ort der Ideen ausgezeichnet. 

Die Auslober der Initiative, die Deutsche 
Bank und die Zeitung Die Welt, würdigen 
damit das integrative, auf die drei Säulen 
Wohnraum, Arbeit und Teilhabe für die Be-

wohner gestützte Sanierungskonzept, mit dem der Genossenschaft 
die nachhaltige Aufwertung eines früheren sozialen Brennpunkts 
in Trier gelang. 

LEG Wohnen Köln GmbH, Köln, 
wird im Mai 2007 mit dem DW Zukunftspreis der 
Immobilienwirtschaft „Wohnen im Wandel“ in der 
Kategorie „Kundenorientierung“ ausgezeichnet. 

Im Jahr 2007 verfolgten die Auslober, die Aa-
reon AG und die Fachzeitschrift DW Die Woh-
nungswirtschaft, mit dem Wettbewerb das Ziel, 
zukunftsweisende ganzheitliche Lösungsan-

sätze, die auf eine „Zusammenarbeit“ der Unternehmen mit ihrer 
Mieterschaft bzw. den Kunden hinwirken, zu würdigen. Beteiligt 
hatte sich die LEG mit dem vom Mieterzentrum Bergisches Land 
in Remscheid betreuten Wohnprojekt „Sterntaler“ in Wuppertal. 
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	4.	Mitglieder der Organe und Gremien des VdW Rheinland Westfalen�

Stand: 1. Juli 2007

 Präsidium�

Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
Vorsitzender 	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen 
(seit 19.09.2006)	  
(Stellvertretender Vorsitzender 
bis 19.09.2006)

Dipl.-Kfm. Dietmar Cremer	 Vorstandsvorsitzender 
Stellvertretender Vorsitzender	 GEBAG Duisburger Gemeinnützige Baugesellschaft AG, Duisburg 		
(seit 19.09.2006) 
(Vorsitzender bis 19.09.2006)	

Dipl.-Hdl. Werner Dacol	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, Köln 
(seit 19.09.2006)	

Dipl.-Kfm. Robert Schmidt	 Mitglied der Geschäftsführung 
(Stellvertretender Vorsitzender	 RAG Immobilien GmbH, Essen 
bis 19.09.2006) 

	Verbandsrat�

Gewählte Mitglieder

Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
Vorsitzender 	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen 
(seit 19.09.2006)	  
(Stellvertretender Vorsitzender 
bis 19.09.2006)

Dipl.-Kfm. Dietmar Cremer	 Vorstandsvorsitzender 
Stellvertretender Vorsitzender	 GEBAG Duisburger Gemeinnützige Baugesellschaft AG, Duisburg 
(seit 19.09.2006) 
(Vorsitzender bis 19.09.2006)

Dipl.-Hdl. Werner Dacol	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, Köln 
(seit 19.09.2006)	

Karl-Heinz Abraham	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsverein Herne eG, Herne

Dipl.-Ökonom Ulrich Bimberg	 Vorstandsvorsitzender 
	 Spar- und Bauverein Solingen eG, Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Dipl.-Ing. Barbara Clemens	 Geschäftsführerin 
(bis 19.09.2006)	 LEG Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, Düsseldorf

Thomas Hegel	 Geschäftsführer 
(seit 19.09.2006)	 LEG Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, Düsseldorf

Christof Henn, M. A.	 Geschäftsführer 
	 Gemeindliche Siedlungs-Gesellschaft Neuwied mbH, Neuwied

Horst-Rüdiger Hoschkara	 Geschäftsführer 
	 WGL Wohnungsgesellschaft Leverkusen GmbH, Leverkusen

Dipl.-Kfm. Albrecht Huber	 Vorstandsmitglied 
	 BVT Bau- und Vermietungsgenossenschaft Trier eG, Trier

Thorsten Kleinebekel	 Vorstandsvorsitzender 
(seit 19.09.2006)	 Wohnbau Lemgo eG, Lemgo

Dr. Dieter Körner	 Geschäftsführer 
	 RAG Immobilien Management GmbH, Duisburg
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Bernhard Koppmann	 Vorstandsvorsitzender 
(bis 19.09.2006)	 Baugenossenschaft Freie Scholle eG, Bielefeld

Dr. Dieter Kraemer	 Geschäftsführer 
(seit 19.09.2006)	 VBW BAUEN UND WOHNEN GMBH, Bochum

Adelheid Kress	 Vorstandssprecherin 
	 Düsseldorfer Wohnungsgenossenschaft eG, Düsseldorf

Gerd Mikulski	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
(bis 19.09.2006)	 Bauverein Ketteler eG, Münster

Folker Naumann	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsgenossenschaft im Kreis Olpe, Südsauerland eG, Olpe

Georg Potschka	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Ehrenfeld eG, Köln

Dipl.-Bw. Berthold Prunzel	 Geschäftsführer 
	 Ravensberger Heimstättengesellschaft mbH, Bielefeld

Dipl.-Kfm. Josef Rehring	 Geschäftsführer 
	 WGM Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH, Münster

Dipl.-Ökonom Heinz-Peter Richrath	 Geschäftsführer 
	 THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten im rheinisch-westfälischen  
	 Steinkohlenbezirk GmbH, Gelsenkirchen

Dipl.-Bw. Hubert Scharlau	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein zu Lünen eG, Lünen

Dipl.-Kfm. Robert Schmidt	 Mitglied der Geschäftsführung 
(Stellvertretender Vorsitzender	 RAG Immobilien GmbH, Essen 
bis 19.09.2006)

Dipl.-Bw. Thomas Schlüß	 Geschäftsführer 
	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Essen

Uwe Schramm	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
(seit 19.09.2006)	 WohnBau Westmünsterland eG, Borken

Günter Schwarzmann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein Gevelsberg eG, Gevelsberg

Dipl.-Kfm. Volker Seemann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein Rheinhausen eG, Duisburg

Dr. Wolfgang Wilken	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbaugesellschaft für das Rheinische Braunkohlenrevier GmbH, Köln

Mitglieder mit beratender Stimme

Dr. Dietrich Goldmann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Allbau AG, Essen

RA Hermann Marth	 Vorsitzender der Geschäftsführung 
(bis 31.12.2006) 	 RAG Immobilien GmbH, Essen

Ass. jur. Burkhard von der Mühlen	 Vorstandssprecher 
(bis 31.12.2006)	 GAG Immobilien AG, Köln 

Dr. Volker Riebel	 Deutsche Annington 
	 Immobilien GmbH, Bochum

Dipl.-Kfm. Robert Schmidt	 Mitglied der Geschäftsführung 
(seit 09.03.2007)	 RAG Immobilien GmbH, Essen

	Vorstand�

Burghard Schneider	 Verbandsdirektor 
Staatssekretär a. D.	 Sprecher des Vorstandes

Hubert Schiffers 	 Prüfungsdirektor 
WP/StB/Dipl.-Kfm.		
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Besondere Vertreter gemäß § 30 BGB

Richard Engbert	 Wirtschaftsprüfer, Steuerberater

Jürgen Gnewuch	 Wirtschaftsprüfer, Steuerberater

Dr. Gerhard Jeschke	 Diplom-Soziologe

Roswitha Sinz	 Dipl.-Ing. Raumplanerin

	Ständige Ausschüsse�

Finanzausschuss
Dipl.-Bw. Hubert Scharlau	 Vorstandsvorsitzender 
Vorsitzender	 Bauverein zu Lünen eG, Lünen 

Horst-Rüdiger Hoschkara	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 WGL Wohnungsgesellschaft Leverkusen GmbH, Leverkusen

Dipl.-Ökonom Ulrich Bimberg	 Vorstandsvorsitzender 
(seit 04.12.2006)	 Spar- und Bauverein Solingen eG, Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen

Dipl.-Ing. Barbara Clemens	 Geschäftsführerin 
(bis 04.12.2006)	 LEG Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, Düsseldorf

Dipl.-Kfm. Dietmar Cremer	 Vorstandsvorsitzender 
(seit 04.12.2006)	 GEBAG Duisburger Gemeinnützige Baugesellschaft AG, Duisburg

Dipl.-Hdl. Werner Dacol	 Geschäftsführer 
	 Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, Köln

Dr. Dieter Körner	 Geschäftsführer 
	 RAG Immobilien Management GmbH, Duisburg

Bernhard Koppmann	 Vorstandsvorsitzender 
(bis 04.12.2006)	 Baugenossenschaft Freie Scholle eG, Bielefeld

Georg Potschka	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Ehrenfeld eG, Köln

Ausschuss Betriebswirtschaft
Dipl.-Ökonom Heinz-Peter Richrath	 Geschäftsführer 
Vorsitzender	 THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten 
	 im rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk mbH, Gelsenkirchen 

Dipl.-Kfm. Josef Rehring	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 WGM Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH, Münster

Dipl.-Volksw. Dr. Ulrich Blumenroth	 Geschäftsführer	  
	 Wohnungsbaugesellschaft Velbert mbH, Velbert

Dipl.-Ing. Barbara Clemens	 Geschäftsführerin 
(bis 04.12.2006)	 LEG Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, Düsseldorf

Manfred Franck	 Geschäftsführer 
	 Rheinwohnungsbau GmbH, Düsseldorf

Dipl.-Bw. Hermann Gleich	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bochumer Wohnstättengenossenschaft eG, Bochum

Dr. Dietrich Goldmann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Allbau AG, Essen

Dipl.-Kfm. Franz-Bernd Große-Wilde	 Vorstandsvorsitzender 
	 Spar- und Bauverein eG, Dortmund

Thomas Hegel	 Geschäftsführer 
(seit 04.12.2006)	 LEG Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, Düsseldorf	
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Dipl.-Kfm. Matthias Lüdecke	 Vorstandsvorsitzender 
	 Wohnungsverein Hagen eG, Hagen

Norbert Riffel	 Geschäftsführer 
	 VBW BAUEN UND WOHNEN GMBH, Bochum

Dipl.-Kfm. Volker Seemann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein Rheinhausen eG, Duisburg

Haluk Serhat	 RAG Immobilien Management GmbH, Essen

Ausschuss Steuern und Bilanzierung
Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
Vorsitzender		 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen

Dipl.-Kfm. Klaus Pfitzenreuter	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender		 Glückauf Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft mbH, Lünen

Dipl.-Kfm. Albrecht Huber	 Vorstandsmitglied 
	 BVT Bau- und Vermietungsgenossenschaft Trier eG, Trier

Dipl.-Kfm. Peter Podzuck	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
(bis 04.12.2006)	 Lüdenscheider Wohnstätten AG, Lüdenscheid

Dipl.-Bw. Berthold Prunzel	 Geschäftsführer 
	 Ravensberger Heimstättengesellschaft mbH, Bielefeld

Dipl.-Bw. Hubert Scharlau	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein zu Lünen eG, Lünen 

Dipl.-Bw. Thomas Siegert	 Vorstandsvorsitzender 
(seit 04.12.2006)	 Wohnstätte Krefeld Wohnungs-Aktiengesellschaft

Dr. Wolfgang Wilken	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbaugesellschaft für das Rheinische Braunkohlenrevier GmbH, Köln

Ausschuss Technik
Dipl.-Ing. Rainer Heubrock	 Vorstandsmitglied 
Vorsitzender 	 Wohnungsbaugenossenschaft Lünen eG, Lünen

Dipl.-Ing. Lothar Löchter	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 THS Consulting GmbH, Gelsenkirchen 
(seit 08.02.2007)

Dipl.-Kfm./Dipl.-Ing. Helmut Asche	 Vorstandsmitglied 
(seit 04.12.2006)	 GEBAG Duisburger Gemeinnützige Baugesellschaft AG, Duisburg

Heinz-Günter Boos	 Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Köln-Sülz eG, Köln

Dipl.-Ing. Jürgen Brause	 Vorstandsmitglied 
(seit 04.12.2006)	 Wohnstättengenossenschaft Wetter eG, Wetter

Dipl.-Ing. Heinz-Peter Dingermann	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbaugesellschaft mbH „Glückauf“, Moers

Friedrich Flender	 Abteilungsleiter 
(bis 04.12.2006)	 LEG Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, Düsseldorf

Dipl.-Ing. Bruno Hardes	 Prokurist 
	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen

Dipl.-Ing. Gert Huesmann	 Geschäftsführer 
	 Wohnbau Dinslaken GmbH, Dinslaken

Dipl.-Ing. Heinz Müller	 Prokurist 
	 Grund und Boden Baubetreuung GmbH, Köln

Gerhard Rohde	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Spar- und Bauverein Solingen eG 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Achim Stork	 Abteilungsleiter Technik 
	 Ravensberger Heimstättengesellschaft mbH, Bielefeld

Ulrich Windt	 Abteilungsleiter 
	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochum
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Ausschuss Wohneigentum
Dipl.-Kfm. Heinz-Werner Buhren	 Sprecher der Geschäftsführung 
Vorsitzender	 Wohnbau Westfalen GmbH, Dortmund 
(seit 26.03.2007)

Dr. Kai Michelmann	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
Stellvertretender Vorsitzender	 Gemeinnütziger Bauverein eG, Bad Kreuznach 
(seit 26.03.2007)

Jens Bräutigam	 Leiter Vertriebssteuerung 
(bis 04.12.2006)	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochum

Dipl.-Hdl. Werner Dacol	 Geschäftsführer 
(Vorsitzender bis 04.12.2006)		 Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, Köln

Petra Eggert	 Vorstandsmitglied 
(seit 04.12.2006)	 Bau- und Siedlungsgenossenschaft für den Kreis Herford eG, Bünde

Dipl.-Ökonom Uwe Eichner	 Vorstandsmitglied 
(bis 23.01.2007)	 GAG Immobilien AG, Köln 

Ludger Hellkuhl	 Geschäftsführer 
	 Kommunale Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, Lüdinghausen

Bernd Heuer	 Abteilungsleiter 
(seit 04.06.2007)	 RAG Immobilien Management GmbH, Essen

Hans-Joachim Hölzenbein	 VBW BAUEN UND WOHNEN GMBH, Bochum

Thomas Jacobs	 Geschäftsführer 
(seit 04.12.2006)	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochum

Thorsten Kleinebekel	 Vorstandsvorsitzender 
(bis 04.12.2006)	 Wohnbau Lemgo eG, Lemgo

Dipl.-Kfm. Josef Rehring	 Geschäftsführer 
	 WGM Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH, Münster

Günter Schwarzmann	 Vorstandsvorsitzender 
(Stellvertretender Vorsitzender	 Bauverein Gevelsberg eG, Gevelsberg 
bis 26.03.2007)

Christian Werth	 THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten im rheinisch-westfälischen  
	 Steinkohlenbezirk GmbH, Gelsenkirchen

Dr. Wolfgang Wilken	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbaugesellschaft für das Rheinische Braunkohlenrevier GmbH, Köln

	Fachschaften�

Vorstand der Fachschaft Wohnungsgenossenschaften und Vereine
Dipl.-Ökonom Ulrich Bimberg	 Vorstandsvorsitzender 
Vorsitzender	 Spar- und Bauverein Solingen eG,  
(seit 19.09.2006)	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Dipl.-Kfm. Franz-Bernd Große-Wilde	 Vorstandsvorsitzender 
Stellvertretender Vorsitzender	 Spar- und Bauverein eG, Dortmund 
(seit 19.09.2006)

Georg Potschka	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
Stellvertretender Vorsitzender	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Ehrenfeld eG, Köln

Dipl.-Kfm. Albrecht Huber	 Vorstandsmitglied 
(Stellvertretender Vorsitzender	 BVT Bau- und Vermietungsgenossenschaft Trier eG, Trier 
bis 19.09.2006)	

Bernhard Koppmann	 Vorstandsvorsitzender 
(Vorsitzender bis 19.09.2006)	 Baugenossenschaft Freie Scholle eG, Bielefeld
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Vorstand der Fachschaft der Wohnungsunternehmen der Kommunen/ 
der Öffentlichen Hand (ÖKU)
Christof Henn, M. A.	 Geschäftsführer 
Vorsitzender	 Gemeindliche Siedlungs-Gesellschaft Neuwied mbH, Neuwied

Horst-Rüdiger Hoschkara	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 WGL Wohnungsgesellschaft Leverkusen GmbH, Leverkusen

Dipl.-Kfm. Josef Rehring	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 WGM Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH, Münster

Vorstand der Fachschaft der industrieverbundenen,  
kirchlichen und sonstigen Wohnungsunternehmen (IKS)
Dipl.-Kfm. Robert Schmidt	 Mitglied der Geschäftsführung 
Vorsitzender	 RAG Immobilien GmbH, Essen

Dipl.-Hdl. Werner Dacol	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, Köln

Dipl.-Ökonom Heinz-Peter Richrath	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten  
	 im rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk GmbH, Gelsenkirchen

Arbeitsausschuss der Fachschaft der Wohnungsgenossenschaften 
und Vereine (Genossenschaftsausschuss)
Dipl.-Ökonom Ulrich Bimberg	 Vorstandsvorsitzender 
Vorsitzender	 Spar- und Bauverein Solingen eG,  
(seit 19.09.2006)	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Dipl.-Kfm. Franz-Bernd Große-Wilde	 Vorstandsvorsitzender 
Stellvertretender Vorsitzender	 Spar- und Bauverein eG, Dortmund 
(seit 19.09.2006)

Georg Potschka	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
Stellvertretender Vorsitzender	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Ehrenfeld eG, Köln

Karl-Heinz Abraham	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsverein Herne eG, Herne

Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen

Petra Eggert	 Vorstandsmitglied 
(seit 19.09.2006)	 Bau- und Siedlungsgenossenschaft für den Kreis Herford eG, Bünde

Heinz Fels	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft eG (gegründet 1900) zu Viersen, Viersen

Dipl.-Bw. Hermann Gleich	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bochumer Wohnstättengenossenschaft eG, Bochum

Dipl.-Kfm. Albrecht Huber	 Vorstandsmitglied 
(Stellvertretender Vorsitzender	 BVT Bau- und Vermietungsgenossenschaft Trier eG, Trier 
bis 19.09.2006)	

Thorsten Kleinebekel	 Vorstandsvorsitzender 
	 Wohnbau Lemgo eG, Lemgo

Bernhard Koppmann	 Vorstandsvorsitzender 
(Vorsitzender bis 19.09.2006)	 Baugenossenschaft Freie Scholle eG, Bielefeld

Adelheid Kress	 Vorstandssprecherin 
	 Düsseldorfer Wohnungsgenossenschaft eG, Düsseldorf

Gerd Mikulski	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Bauverein Ketteler eG, Münster

Folker Naumann	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsgenossenschaft im Kreis Olpe Südsauerland eG, Olpe
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Dipl.-Ing. Matthias Offermanns	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 WoGe Wohnungsgenossenschaft 1900 eG Stolberg Rhld., Stolberg

Dipl.-Bw. Hubert Scharlau	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein zu Lünen eG, Lünen

Gerd Schmidt	 Vorstandsmitglied 
	 Eisenbahn-Bauverein Elberfeld eG, Wuppertal

Reiner Schmitz	 Vorstandsvorsitzender 
	 Modernes Wohnen Koblenz eG, Koblenz

Uwe Schramm	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 WohnBau Westmünsterland eG, Borken

Günter Schwarzmann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein Gevelsberg eG, Gevelsberg

Dipl.-Kfm. Volker Seemann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein Rheinhausen eG, Duisburg

Heino Thoms	 Vorstandsvorsitzender 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Köln-Nord eG, Köln

Klaus-Dieter Wende	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
(bis 31.10.2006)	 Gemeinnützige Wohnstättengenossenschaft Hagen eG, Hagen

Martin Wissing	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Gelsenkirchen und Wattenscheid eG,  
	 Gelsenkirchen

Dipl.-Kfm. Winfried Zysk	 Vorstandssprecher 
	 Wohnbau eG Wohnungsbaugenossenschaft Essen eG, Essen 

Arbeitsausschuss der Fachschaft der Wohnungsunternehmen 
der Kommunen/der öffentlichen Hand  (ÖKU)
Christof Henn, M. A.	 Geschäftsführer 
Vorsitzender	 Gemeindliche Siedlungs-Gesellschaft Neuwied mbH, Neuwied

Horst-Rüdiger Hoschkara	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 WGL Wohnungsgesellschaft Leverkusen GmbH, Leverkusen

Dipl.-Kfm. Josef Rehring	 Geschäftsführer 
Stellvertretender Vorsitzender	 WGM Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH, Münster

Hans-Jürgen Behrendt	 Vorstandsmitglied 
	 GEWAG Wohnungsaktiengesellschaft Remscheid, Remscheid

Dipl.-Volksw. Dr. Ulrich Blumenroth	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbaugesellschaft Velbert mbH, Velbert

Dipl.-Ing. Barbara Clemens	 Geschäftsführerin 
(bis 19.09.2006)	 LEG Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, Düsseldorf

Dipl.-Kfm. Dietmar Cremer	 Vorstandsvorsitzender 
	 GEBAG Duisburger Gemeinnützige Baugesellschaft AG, Duisburg

Dr. Dietrich Goldmann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Allbau AG, Essen

Klaus Graniki	 Geschäftsführer 
	 DOGEWO21 Dortmunder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH, Dortmund

Dipl.-Volksw. Klaus Harnischmacher	 Vorstandsvorsitzender 
(bis 16.08.2006)	 Neusser Bauverein AG, Neuss

Heinz-Adolf Janßen	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbau Stadt Moers GmbH, Moers

Ass. jur. Burkhard von der Mühlen	 Vorstandssprecher 
(bis 31.12.2006)	 GAG Immobilien AG, Köln 

Dipl.-Bw. Norbert Müller	 Geschäftsführer 
	 Bielefelder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH, Bielefeld

Dipl.-Bw. Berthold Prunzel	 Geschäftsführer 
	 Ravensberger Heimstättengesellschaft mbH, Bielefeld

Thomas Schmidt	 Geschäftsführer 
	 Rheinische-Beamten-Baugesellschaft mbH, Köln
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RA Peter Schultz	 Vorstandsmitglied 
	 Vereinigte Bonner Wohnungsbau AG, Bonn

Dipl.-Kffr. Marion Sett	 Geschäftsführerin 
	 GWG Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH Rhein-Erft, Hürth

Michael Siegel	 Geschäftsführer 
	 Koblenzer WohnBau GmbH, Koblenz

Peter Stein	 Geschäftsführer 
(bis 21.10.2006)	 Wohnungsgesellschaft Recklinghausen mbH, Recklinghausen

Dipl.-Ing. Josef Teigeler	 Geschäftsführer 
	 GWN Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft Nordwestdeutschland GmbH, Münster

	Arbeitskreise �

Arbeitskreis Europa
Der Arbeitskreis „Europa“ ist ein verbändeübergreifender Arbeitskreis mit Vertretern aus Mitgliedsunternehmen  
des VdW Rheinland Westfalen, des VdW saar und des VdW südwest.  
Der VdW Rheinland Westfalen ist dort mit folgenden Mitgliedern vertreten: 
 
Burghard Schneider	 Verbandsdirektor 
Leitung	 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf

Hans-Jürgen Behrendt	 Vorstandsmitglied 
	 GEWAG Wohnungsaktiengesellschaft Remscheid, Remscheid

Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen

Dipl.-Kfm. Franz-Bernd Große-Wilde	 Vorstandsvorsitzender 
	 Spar- und Bauverein eG, Dortmund

Dr. Dieter Kraemer	 Geschäftsführer 
	 VBW BAUEN UND WOHNEN GMBH, Bochum 

Dipl.-Inform. Susanne Kreibe-Förster	 Geschäftsführerin 
	 WSG Wohnungs- und Siedlungs-GmbH, Düsseldorf

Dipl.-Kfm. Klaus Pfitzenreuter	 Geschäftsführer 
	 Glückauf Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft mbH, Lünen

Dipl.-Bw. Hubert Scharlau	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein zu Lünen eG, Lünen

Thomas Vocke	 Geschäftsführer 
	 swb Service-Wohnungsvermietungs- und -baugesellschaft mbH, Mülheim a. d. Ruhr

Europäischer Tisch
Bob Kempink	 Geschäftsführer 
Vorsitzender	 SKW Certificatie BV, Almere/Niederlande

Dr. Gerhard Jeschke		 Abteilungsleiter 
Stellvertretender Vorsitzender		 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf

Arbeitskreis Stadtentwicklung und Stadterneuerung
Burghard Schneider	 Verbandsdirektor 
Leitung	 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf

Hans-Jürgen Behrendt	 Vorstandsmitglied 
	 GEWAG Wohnungsaktiengesellschaft Remscheid, Remscheid

Dipl.-Volksw. Dr. Ulrich Blumenroth	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbaugesellschaft Velbert mbH, Velbert
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Heinz-Günter Boos	 Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Köln-Sülz eG, Köln

Dipl.-Kfm. Heinz-Werner Buhren	 Sprecher der Geschäftsführung 
	 Wohnbau Westfalen GmbH, Dortmund

Prof. Dr. Volker Eichener	 Wissenschaftlicher Direktor 
(Ständiger Gast)	 InWIS, Bochum

Peter Friske	 Allbau Managementgesellschaft mbH, Essen

Dipl.-Kfm. Franz-Bernd Große-Wilde	 Vorstandsvorsitzender 
	 Spar- und Bauverein eG, Dortmund

Thomas Hegel	 Geschäftsführer 
(seit 19.09.2006)	 LEG Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, Düsseldorf

Ludger Hellkuhl	 Geschäftsführer 
	 Kommunale Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft mbH, Lüdinghausen

Thorsten Kleinebekel	 Vorstandsvorsitzender 
	 Wohnbau Lemgo eG, Lemgo

Gesine Kort-Weiher	 Hauptreferentin 
(Ständiger Gast)	 Städtetag NRW, Köln

Dr. Dieter Kraemer	 Geschäftsführer 
	 VBW BAUEN UND WOHNEN GMBH, Bochum	

Dipl.-Ökonom Heinz-Peter Richrath	 Geschäftsführer 
	 THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten im rheinisch-westfälischen  
	 Steinkohlenbezirk GmbH, Gelsenkirchen

Gerhard Rohde	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Spar- und Bauverein Solingen eG,  
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Thomas Schwarzenbacher	 Geschäftsführer 
	 Deutsche Annington Westfalen GmbH, Dortmund

Dipl.-Kfm. Winfried Zysk	 Vorstandssprecher 
	 Wohnbau eG  
	 Wohnungsbaugenossenschaft Essen eG, Essen 

Arbeitskreis WohnLeben für ältere Menschen
Dipl.-Ing. Roswitha Sinz	 Abteilungsleiterin 
Leitung	 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf

Karl-Heinz Abraham	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsverein Herne eG, Herne

Dipl.-Bw. Hans-Jürgen Bode	 Geschäftsführer 
	 Gemeinnützige Baugesellschaft Bottrop mbH, Bottrop

Dipl.-Ing. Jürgen Brause	 Vorstandsmitglied 
	 Wohnstättengenossenschaft Wetter eG, Wetter

Dipl.-Ing. Mag. rer. Ulrich Brombach	 Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungs-Genossenschaft eG, Neuss

Dipl.-Bw. Paul Düllings	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 GWS Wohnungsgenossenschaft Geldern eG, Geldern

Petra Eggert	 Vorstandsmitglied 
	 Bau- und Siedlungsgenossenschaft für den Kreis Herford eG, Bünde

Jochen Eikermann	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsgenossenschaft Letmathe-Oestrich eG, Iserlohn

Klaus-Dieter Groß	 Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnütziger Wohnungsverein zu Bochum eG, Bochum 

Ludger Hellkuhl	 Geschäftsführer 
	 Kommunale Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft mbH, Lüdinghausen

Dipl.-Ing. Rainer Heubrock	 Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsbaugenossenschaft Lünen eG, Lünen

Bernd Metz	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft eG, Bonn

Dipl.-Ing. Michael Meyer	 Vorstandsmitglied 
	 Barmer Wohnungsbau AG, Wuppertal
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Dipl.-Ing. Frank Militzer	 Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnstättengenossenschaft Wanne-Eickel eG, Herne

Thomas Möller	 Prokurist 
	 Baugenossenschaft Freie Scholle eG, Bielefeld

Dipl.-Kfm. Peter Podzuck	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Lüdenscheider Wohnstätten AG, Lüdenscheid

Olaf Rabsilber	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Oberhausen-Sterkrade eG, Oberhausen

Dipl.-Ing. Andrea Rogel	 Handwerksbau AG  
	 Wohnungsunternehmen des westfälisch-lippischen Handwerks, Dortmund

Dipl.-Ing. Werner Schlinkert	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsgenossenschaft Arnsberg + Sundern eG, Arnsberg

Werner Stede	 Bielefelder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH, Bielefeld

Bernd Stenzhorn	 Vorstandsmitglied 
	 Obersteiner Baugenossenschaft eG, Idar-Oberstein

Heino Thoms	 Vorstandsvorsitzender 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Köln-Nord eG, Köln

Andreas Vondran	 Geschäftsführer 
	 LEG Wohnen Köln GmbH

Dietmar Vornweg	 Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnütziger Spar- und Bauverein Friemersheim eG, Duisburg

Dipl.-Kfm. Winfried Zysk	 Vorstandssprecher 
	 Wohnbau eG  
	 Wohnungsbaugenossenschaft Essen eG, Essen

Arbeitskreis PR & Marketing
Thomas Börtz	 WGM Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH, Münster 
Sprecher

Peter Kummer	 GAGFAH GmbH, Essen 
Sprecher

Michael Seibt	 Baugenossenschaft Freie Scholle eG, Bielefeld 
Sprecher

Treffpunkt Sozialarbeit
Dieter Mergel	 THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten 
Sprecher	 im rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk GmbH, Gelsenkirchen

Arbeitskreis Kooperationen und Netzwerke von Wohnungsgenossenschaften
Karl-Heinz Abraham	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
Vorsitzender	 Wohnungsverein Herne eG, Herne

Dipl.-Kfm. Franz-Bernd Große-Wilde	 Vorstandsvorsitzender 
Stellvertretender Vorsitzender	 Spar- und Bauverein eG, Dortmund

Dipl.-Ökonom Ulrich Bimberg	 Vorstandsvorsitzender 
(seit 19.09.2006)	 Spar- und Bauverein Solingen eG,  
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Heinz Fels	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft eG 
	 (gegründet 1900) zu Viersen, Viersen

Dipl.-Mathem. Holger Gerritzmann	 Vorstandsmitglied 
	 Baugenossenschaft Recklinghausen eG, Recklinghausen

Dipl.-Bw. Hermann Gleich	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bochumer Wohnstättengenossenschaft eG, Bochum

Anneke Jägers	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Bauverein Erftstadt eG, Erftstadt
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Bernhard Koppmann	 Vorstandsvorsitzender 
(bis 19.09.2006)	 Baugenossenschaft Freie Scholle eG, Bielefeld

Folker Naumann	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsgenossenschaft im Kreis Olpe, Südsauerland eG, Olpe

Dipl.-Bw. Hubert Scharlau	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein zu Lünen eG, Lünen

Bettina Schlelein	 Wissenschaftliche Mitarbeiterin 
(Ständiger Gast	 IfG Institut für Genossenschaftswesen  
bis 06.03.2007)	 der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, Münster

Professor Dr. Theresia Theurl	 Wissenschaftliche Direktorin 
(Ständiger Gast)	 IfG Institut für Genossenschaftswesen  
	 der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, Münster

	5.	 Vertretung des VdW Rheinland Westfalen im GdW Bundesverband�  
		 deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen e. V.�  
 
Stand: 1. Juli 2007

 
 Präsidium				  

Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
Vorsitzender	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen 

Dr. Volker Riebel	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochum

	Verbandsrat�

Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
Vorsitzender	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen 

Dr. Volker Riebel	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochum 
Stellvertretender Vorsitzender

Dipl.-Ökonom Ulrich Bimberg	 Vorstandsvorsitzender 
	 Spar- und Bauverein Solingen eG,  
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Burkhard Ulrich Drescher	 CEO Chief Executive Officer 
(seit 09.03.2007)	 GAGFAH Group, Essen

Christof Henn, M. A.	 Geschäftsführer 
	 Gemeindliche Siedlungs-Gesellschaft Neuwied GmbH, Neuwied

Ass. jur. Burkhard von der Mühlen	 Vorstandssprecher 
(bis 31.12.2006)	 GAG Immobilien AG, Köln 

Dipl.-Kfm. Josef Rehring	 Geschäftsführer 
(seit 04.06.2007)	 WGM Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH, Münster

Dipl.-Ökonom Heinz-Peter Richrath	 Geschäftsführer 
(seit 04.06.2007)	 THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten  
	 im rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk GmbH, Gelsenkirchen

Dipl.-Bw. Hubert Scharlau	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein zu Lünen eG, Lünen

Dipl.-Kfm. Robert Schmidt	 Mitglied der Geschäftsführung 
(bis 09.03.2007)	 RAG Immobilien GmbH, Essen
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	Finanz- und�  
	Prüfungsausschuss�  

Dipl.-Kfm. Robert Schmidt	 Mitglied der Geschäftsführung 
(bis 09.03.2007)	 RAG Immobilien GmbH, Essen

	Vorstand�

Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen

Dipl.-Hdl. Werner Dacol	 Geschäftsführer 
	 Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, Köln

Dr. Dietrich Goldmann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Allbau AG, Essen

RA Hermann Marth	 Vorsitzender der Geschäftsführung 
(bis 31.12.2006)	 RAG Immobilien GmbH, Essen

Dr. Volker Riebel	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Essen

Dipl.-Kfm. Robert Schmidt	 Mitglied der Geschäftsführung 
(seit 09.03.2007)	 RAG Immobilien GmbH, Essen

Dr. Wolfgang Wilken	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbaugesellschaft für das Rheinische Braunkohlenrevier GmbH, Köln

	Delegierte zum Verbandstag�

Karl-Heinz Abraham	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsverein Herne eG, Herne

Hans-Jürgen Behrendt	 Vorstandsmitglied 
(seit 04.06.2007)	 GEWAG Wohnungsaktiengesellschaft Remscheid, Remscheid

Dipl.-Volksw. Dr. Ulrich Blumenroth	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbaugesellschaft Velbert mbH, Velbert

Bernhard Bücheler	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungs- und Baugenossenschaft „Mieterschutz“ eG, Köln

Dipl.-Kfm. Heinz-Werner Buhren	 Sprecher der Geschäftsführung 
	 Wohnbau Westfalen GmbH, Dortmund

Dipl.-Kfm. Dietmar Cremer	 Vorstandsvorsitzender 
	 GEBAG Duisburger Gemeinnützige Baugesellschaft AG, Duisburg

Manfred Franck	 Geschäftsführer 
	 Rheinwohnungsbau GmbH, Düsseldorf

Dipl.-Bw. Hermann Gleich	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bochumer Wohnstättengenossenschaft eG, Bochum

Klaus Graniki	 Geschäftsführer 
	 DOGEWO21 Dortmunder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH, Dortmund

Dipl.-Volksw. Klaus Harnischmacher	 Vorstandsvorsitzender 
(bis 16.08.2006)	 Neusser Bauverein AG, Neuss

Dipl.-Volksw. Johannes Hessel	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 gws-Wohnen Dortmund-Süd eG, Dortmund

Horst-Rüdiger Hoschkara	 Geschäftsführer 
	 WGL Wohnungsgesellschaft Leverkusen GmbH, Leverkusen

Dipl.-Kfm. Albrecht Huber	 Vorstandsmitglied 
	 BVT Bau- und Vermietungsgenossenschaft Trier eG, Trier

Thomas Hummelsbeck	 Geschäftsführer 
	 Rheinwohnungsbau GmbH, Düsseldorf
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Heinz-Adolf Janßen	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbau Stadt Moers GmbH, Moers

Thorsten Kleinebekel	 Vorstandsvorsitzender 
	 Wohnbau Lemgo eG, Lemgo

Dr. Dieter Körner	 Geschäftsführer 
	 RAG Immobilien Management GmbH, Duisburg

Dr. Dieter Kraemer	 Geschäftsführer 
	 VBW BAUEN UND WOHNEN GMBH, Bochum

Dipl.-Inform. Susanne Kreibe-Förster	 Geschäftsführerin 
	 WSG Wohnungs- und Siedlungs-GmbH, Düsseldorf

Adelheid Kress	 Vorstandssprecherin 
	 Düsseldorfer Wohnungsgenossenschaft eG, Düsseldorf

Dipl.-Kfm. Dr. jur. Ewald Mesmann	 Geschäftsführer 
	 Aachener Bergmannssiedlungsgesellschaft mbH, Herzogenrath

Dipl.-Bw. Norbert Müller	 Geschäftsführer 
	 Bielefelder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH, Bielefeld

Folker Naumann	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsgenossenschaft im Kreis Olpe, Südsauerland eG, Olpe

Dipl.-Kfm. Klaus Pfitzenreuter	 Geschäftsführer 
	 Glückauf Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft mbH, Lünen

Peter Ponthöfer	 Geschäftsführer 
(seit 04.06.2007)	 Wohnungsbaugenossenschaft mbH „Glückauf“, Moers

Dipl.-Bw. Berthold Prunzel	 Geschäftsführer 
	 Ravensberger Heimstättengesellschaft mbH, Bielefeld

Dipl.-Kfm. Josef Rehring	 Geschäftsführer 
	 WGM Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH, Münster

Diplom-Ökonom Heinz-Peter Richrath	 Geschäftsführer 
(19.09.2006 bis 04.06.2007)	 THS TreuHandStelle für Bermannswerkstätten im rheinisch-westfälischen  
	 Steinkohlenbezirk GmbH, Gelsenkirchen

Gerhard Rohde	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Spar- und Bauverein Solingen eG,  
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Dipl.-Bw. Thomas Schlüß	 Geschäftsführer 
	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Essen

Thomas Schmidt	 Geschäftsführer 
	 Rheinische-Beamten-Baugesellschaft mbH, Köln

Reiner Schmitz	 Vorstandsvorsitzender 
	 Modernes Wohnen Koblenz eG, Koblenz

Hans-Jürgen Schneider	 Geschäftsführer 
	 RAG Immobilien GmbH, Essen

Christian Schoß	 Geschäftsführer 
	 Vestische Wohnungsgesellschaft mbH, Herne

RA Peter Schultz	 Vorstandsmitglied 
	 Vereinigte Bonner Wohnungsbau AG, Bonn

Günter Schwarzmann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein Gevelsberg eG, Gevelsberg

Jörg Achim Schwenzfeier	 Sprecher der Geschäftsführung 
	 Vestisch-Märkische Wohnungsbaugesellschaft mbH, Recklinghausen

Dipl.-Kfm. Volker Seemann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein Rheinhausen eG, Duisburg

Haluk Serhat	 RAG Immobilien Management GmbH, Essen

Dipl.-Kffr. Marion Sett	 Geschäftsführerin 
	 GWG Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH Rhein-Erft, Hürth

Michael Siegel	 Geschäftsführer 
	 Koblenzer WohnBau GmbH, Koblenz 

Guido Stephan	 Geschäftsführer 
	 Antoniter Siedlungsgesellschaft mbH im Evangelischen Stadtkirchenverband Köln, Köln

Dipl.-Ing. Josef Teigeler	 Geschäftsführer 
	 GWN Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft Nordwestdeutschland GmbH, Münster
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Heino Thoms	 Vorstandsvorsitzender 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Köln-Nord eG, Köln

Thomas Vocke	 Geschäftsführer 
	 swb Service-Wohnungsvermietungs- und -baugesellschaft mbH, Mülheim a. d. Ruhr

Gerd Westermann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Schwelmer & Soziale Wohnungsgenossenschaft eG, Schwelm

Dipl.-Kfm. Winfried Zysk	 Vorstandssprecher 
	 Wohnbau eG  
	 Wohnungsbaugenossenschaft Essen, Essen

	Fachausschüsse�

Berufliche Bildung und Personalentwicklung

Gerd Westermann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Schwelmer & Soziale Wohnungsgenossenschaft eG, Schwelm

Dr. Gerhard Jeschke	 Abteilungsleiter 
(Ständiger Gast)	 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf

Betriebswirtschaft und Hausbewirtschaftung

Dipl.-Ökonom Heinz-Peter Richrath	 Geschäftsführer 
	 THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten im rheinisch-westfälischen  
	 Steinkohlenbezirk mbH, Gelsenkirchen

Multimedia und IT

Klaus Graniki	 Geschäftsführer 
	 DOGEWO21 Dortmunder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH, Dortmund

Planung, Technik und Energie

Dipl.-Ing. Rainer Heubrock	 Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsbaugenossenschaft Lünen eG, Lünen

Rechnungslegung

Dipl.-Kfm. WP/StB Hubert Schiffers	 Prüfungsdirektor 
	 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf

Dipl.-Kfm. Robert Schmidt	 Mitglied der Geschäftsführung 
	 RAG Immobilien GmbH, Essen

Rechtsfragen

Dr. Wolfgang Wilken	 Geschäftsführer 
Vorsitzender	 Wohnungsbaugesellschaft für das Rheinische Braunkohlenrevier GmbH, Köln

RA Dr. Daniela Cario	 Justiziarin 
	 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf

Stadterneuerung und -entwicklung

Dr. Dieter Kraemer	 Geschäftsführer 
	 VBW BAUEN UND WOHNEN GMBH, Bochum

Dipl.-Ing. Roswitha Sinz	 Abteilungsleiterin 
(Ständiger Gast)	 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf
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Steuern

WP/StB Jürgen Gnewuch	 Abteilungsleiter 
	 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf

Dipl.-Kfm. Klaus Pfitzenreuter	 Geschäftsführer  
(Ständiger Gast)	 Glückauf Gemeinnützige Wohnungsbaugenossenschaft mbH, Lünen

Verträge und Formulare

Hans Jürgen Behrendt	 Vorstandsmitglied 
	 GEWAG Wohnungsaktiengesellschaft Remscheid, Remscheid

Wohneigentum und Eigentumsverwaltung

Dipl.-Hdl. Werner Dacol	 Geschäftsführer 
	 Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, Köln

	Bundesarbeitsgemeinschaften (BAG)�

BAG der Wohnungsgenossenschaften

Dipl.-Bw. Hubert Scharlau	 Vorstandsvorsitzender 
(Vorsitzender)	 Bauverein zu Lünen eG, Lünen 

Karl-Heinz Abraham	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Wohnungsverein Herne eG, Herne

Dipl.-Ökonom Ulrich Bimberg	 Vorstandsvorsitzender 
	 Spar- und Bauverein Solingen eG,  
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Dipl.-Bw. Ulrich A. Büchner	 Vorstandssprecher 
	 GEWOBAU Wohnungsgenossenschaft Essen eG, Essen

Dipl.-Kfm. Albrecht Huber	 Vorstandsmitglied 
	 BVT Bau- und Vermietungsgenossenschaft Trier eG, Trier

Adelheid Kress	 Vorstandssprecherin 
	 Düsseldorfer Wohnungsgenossenschaft eG, Düsseldorf

Georg Potschka	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft Ehrenfeld eG, Köln

Günter Schwarzmann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein Gevelsberg eG, Gevelsberg

Dipl.-Kfm. Volker Seemann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Bauverein Rheinhausen eG, Duisburg

 
 
BAG Kommunaler Wohnungsunternehmen 
 
Dr. Dietrich Goldmann	 Vorstandsvorsitzender 
Vorsitzender	 Allbau AG, Essen

Hans-Jürgen Behrendt	 Vorstandsmitglied 
(seit 04.06.2007)	 GEWAG Wohnungsaktiengesellschaft Remscheid, Remscheid

Dipl.-Ökonom Uwe Eichner	 Vorstandsmitglied 
(seit 04.06.2007)	 GAG Immobilien AG, Köln

Klaus Graniki	 Geschäftsführer 
	 DOGEWO21 Dortmunder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH, Dortmund

Christof Henn, M. A.	 Geschäftsführer 
(bis 04.06.2007)	 Gemeindliche Siedlungs-Gesellschaft Neuwied GmbH, Neuwied

Horst-Rüdiger Hoschkara	 Geschäftsführer 
(bis 04.06.2007)	 WGL Wohnungsgesellschaft Leverkusen GmbH, Leverkusen

Ass. jur. Burkhard von der Mühlen	 Vorstandssprecher 
(bis 31.12.2006)	 GAG Immobilien AG, Köln
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BAG Öffentlicher Wohnungsunternehmen des Bundes und der Länder

Friedrich Wilhelm Baulig	 Geschäftsführer 
	 Ruhr-Lippe Wohnungsgesellschaft mbH, Dortmund

Dipl.-Kfm. Johannes Harbecke	 Geschäftsführer 
	 Gemeinnützige Bau- und Siedlungsgesellschaft Höxter-Paderborn mbH, Höxter

Dipl.-Bw. Berthold Prunzel	 Geschäftsführer 
	 Ravensberger Heimstättengesellschaft mbH, Bielefeld

Dipl.-Kfm. Josef Rehring	 Geschäftsführer 
	 WGM Wohnungsgesellschaft Münsterland mbH, Münster

Dipl.-Volksw. Günter Salzig	 Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
	 Handwerksbau AG  
	 Wohnungsunternehmen des Westfälisch-lippischen Handwerks, Dortmund

Thomas Schmidt	 Geschäftsführer 
	 Rheinische-Beamten-Baugesellschaft mbH, Köln

Dipl.-Ing. Josef Teigeler	 Geschäftsführer 
	 GWN Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft Nordwestdeutschland mbH, Münster

BAG Immobilienunternehmen der Privatwirtschaft

Dipl.-Kfm. Robert Schmidt	 Mitglied der Geschäftsführung 
Vorsitzender	 RAG Immobilien GmbH, Essen 
(seit 09.03.2007)

Burkhard Ulrich Drescher	 CEO Chief Executive Officer 
Stellvertretender Vorsitzender	 GAGFAH Group, Essen 
(seit 09.03.2007)

Dr. Volker Riebel	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochum 
Stellvertretender Vorsitzender

Dipl.-Kfm. Heinz-Werner Buhren	 Sprecher der Geschäftsführung 
	 Wohnbau Westfalen GmbH, Dortmund

Dipl.-Ing. Jörg Deisel	 Geschäftsführer 
	 GAGFAH GmbH, Essen

Thomas Jacobs	 Bereichsleiter Business Development 
	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochum

Dr. Dieter Körner	 Geschäftsführer 
	 RAG Immobilien Management GmbH, Duisburg

Dr. Dieter Kraemer	 Geschäftsführer 
	 VBW BAUEN UND WOHNEN GMBH, Bochum

Dipl.-Inform. Susanne Kreibe-Förster	 Geschäftsführerin 
	 WSG Wohnungs- und Siedlungs-GmbH, Düsseldorf

Hermann Marth	 Vorsitzender der Geschäftsführung 
(Vorsitzender 	 RAG Immobilien GmbH, Essen 
bis 31.12.2006)

Dipl.-Kfm. Klaus Pfitzenreuter	 Geschäftsführer  
	 Glückauf Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft mbH, Lünen

Dipl.-Ökonom Heinz-Peter Richrath	 Geschäftsführer 
	 THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten im rheinisch-westfälischen  
	 Steinkohlenbezirk GmbH, Gelsenkirchen

Dipl.-Bw. Thomas Schlüß	 Geschäftsführer 
	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochum

Jörg Achim Schwenzfeier	 Geschäftsführer 
	 Vestische-Märkische Wohnungsbaugesellschaft mbH, Recklinghausen

Dr. Wolfgang Wilken	 Geschäftsführer 
	 Wohnungsbaugesellschaft für das Rheinische Braunkohlenrevier GmbH, Köln

Worna Zohari	 Geschäftsführer 
(bis 14.02.2007)	 GAGFAH GmbH, Essen

BAG Kirchlicher Wohnungsunternehmen

Dipl.-Hdl. Werner Dacol	 Geschäftsführer 
Vorsitzender 	 Aachener Siedlungs- und Wohnungsgesellschaft mbH, Köln
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Thomas Hummelsbeck	 Geschäftsführer 
	 Rheinwohnungsbau GmbH, Düsseldorf

Dipl.-Ing. Hans-Jörg Schmidt	 Geschäftsführer 
	 Aufbaugemeinschaft Espelkamp GmbH, Espelkamp

Guido Stephan	 Geschäftsführer 
	 Antoniter Siedlungsgesellschaft mbH im Evangelischen Stadtkirchenverband Köln, Köln

BAG der Wohnungsgenossenschaften mit Spareinrichtung

Dipl.-Ökonom Ulrich Bimberg	 Vorstandsvorsitzender 
Stellvertretender Vorsitzender	 Spar- und Bauverein Solingen eG,  
	 Gemeinnützige Wohnungsgenossenschaft, Solingen

Dipl.-Kfm. Franz-Bernd Große-Wilde	 Vorstandsvorsitzender 
	 Spar- und Bauverein eG, Dortmund

Bernhard Koppmann	 Vorstandsvorsitzender 
	 Baugenossenschaft Freie Scholle eG, Bielefeld

Robert Müller	 Abteilungsleiter 
	 HWG eG, Hattingen

WP/StB Dipl.-Kfm. Hubert Schiffers	 Prüfungsdirektor 
(Ständiger Gast)	 VdW Rheinland Westfalen, Düsseldorf 

BAG ADS Sanierungs- und Entwicklungsträger

Michael Siegel	 Geschäftsführer 
	 Koblenzer WohnBau GmbH, Koblenz

Arbeitsgemeinschaft Großer Wohnungsunternehmen (AGW)

Dr. Volker Riebel	 Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochum 
Stellvertretender Vorsitzender

In der AGW sind folgende Unternehmen aus dem VdW Rheinland Westfalen vertreten,  
die zu den jeweiligen Sitzungen Vertreter entsenden:

Deutsche Annington Immobilien GmbH, Bochumππ

VBW BAUEN UND WOHNEN GMBH, Bochumππ

DOGEWO 21 Dortmunder Gemeinnützige Wohnungsgesellschaft mbH, Dortmundππ

Ruhr-Lippe Wohnungsgesellschaft mbH, Dortmundππ

Wohnbau Westfalen GmbH, Dortmundππ

LEG Landesentwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH, Düsseldorfππ

GEBAG Duisburger Gemeinnützige Baugesellschaft AG, Duisburgππ

Allbau AG, Essenππ

GAGFAH Immobilien-Management GmbH, Essenππ

RAG Immobilien GmbH, Essenππ

THS TreuHandStelle für Bergmannswohnstätten im rheinisch-westfälischen Steinkohlenbezirk mbH, Gelsenkirchenππ

Aachener Wohnungs- und Siedlungsgesellschaft mbH, Kölnππ

GAG Immobilien AG, Kölnππ

Wohnungsbaugesellschaft für das rheinische Braunkohlenrevier GmbH, Köln ππ

Vestisch-Märkische Wohnungsbaugesellschaft mbH, Recklinghausenππ
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	6. Fördermitglieder des VdW Rheinland Westfalen�

Stand: 1. Juli 2007

Aareal Bank AG	 Paulinenstraße 15, 65189 Wiesbaden,  
	 Tel.: 0611 348-0, Fax: 0611 348-3500 
	 Internet: www.aareal-bank.com, E-Mail: aareal@aareal-bank.com

DKB Deutsche Kreditbank AG	 Kronenstraße 8-10, 10117 Berlin 
	 Tel.: 030 20155-0, Fax: 030 20155-942 
	 Internet: www.dkb.de, E-Mail: info@dkb.de

Dr. Klein & Co. AG	 Mühlenbrücke 8, 23552 Lübeck 
	 Tel.: 0451 1408-0, Fax: 0451 1408-299 
	 Internet: www.drklein.de, E-Mail: info@drklein.de

GSW – Saarländische	 Wilhelm-Heinrich-Straße 11, 66117 Saarbrücken 
Wohnungsbaugesellschaft mbH	 Tel.: 0681 58600-0, Fax: 0681 58600-33 
	 Internet: www.saarland-bautraeger.de, E-Mail: info@saarland-bautraeger.de

ista Deutschland GmbH	 Grugaplatz 2, 45131 Essen 
	 Tel.: 0201 459-02, Fax: 0201 459-3630 
	 Internet: www.ista.de, E-Mail: info@ista.de

netzwerk für die wohnungswirtschaft	 Otto-Lilienthal-Straße 8, 49134 Wallenhorst 
	 Tel.: 05407 3491-27, Fax: 05407 3491-34 
	 Internet: www.netzwerkfdw.de, E-Mail: info@netzwerkfdw.de

NRW.BANK	 Kavalleriestraße 22, 40213 Düsseldorf 
	 Tel.: 0211 91741-0, Fax: 0211 91741-1800 
	 Internet: www.nrwbank.de, E-Mail: info@nrwbank.de

Provinzial Holding Westfalen	 Provinzial-Allee 1, 48131 Münster 
	 Tel.: 0251 219-0, Fax: 0251 219-2300 
	 Internet: www.provinzial-online.de, E-Mail: service@provinzial-online.de

Provinzial Rheinland Versicherung AG	 Provinzialplatz 1, 40591 Düsseldorf 
	 Tel.: 0211 978-0, Fax: 0211 978-1707 
	 Internet: www.provinzial.com, E-Mail: service@provinzial.com

Richert-Gruppe GmbH	 Robert-Bosch-Straße 8, 49134 Wallenhorst 
	 Tel.: 05407 855-0, Fax: 05407 855-299 
	 Internet: www.richert-gruppe.com, E-Mail: info@richert-gruppe.com

RWE Westfalen Weser-Ems AG	 Freistuhl 7, 44137 Dortmund 
	 Tel.: 0231 438-08, Fax: 0231 438-30 
	 Internet: www.rwe.com, E-Mail: info@rwe.com

Saarbrücker Immobilienverwaltungs-	 St. Johanner Straße 110, 66115 Saarbrücken 
und Baubetreuungsgesellschaft mbH	 Tel.: 0681 3016-0, Fax: 0681 3016-100 
	 Internet: www.mehr-als-gewohnt.de, E-Mail: immo.home@ig-sb.de

Techem Energy Services GmbH	 Hauptstraße 89, 65760 Eschborn 
	 Tel.: 06196 522-0, Fax: 06196 522-3000 
	 Internet: www.techem.de, E-Mail: service@techem.de

TREFORTIS AG	 Am neuen Graben 4, 14469 Potsdam 
	 Tel.: 0331 20148-0, Fax: 0331 20148-21 
	 Internet: www.trefortis.de, E-Mail: wertsanierung@trefortis.de

VdW südwest	 Franklinstraße 62, 60486 Frankfurt 
Verband der Südwestdeutschen 	 Tel.: 069 97065-01, Fax: 069 97065-202 
Wohnungswirtschaft e. V. 	 Internet: www.vdwsuedwest.de, E-Mail: info@vdwsuedwest.de

Victor’s Bau- + Wert AG	 Kurfürstendamm 100, 10711 Berlin 
	 Tel.: 030 89063-702, Fax: 030 89603-752 
	 E-Mail: isabella.mueller@victors.de

WGZ-Bank AG	 Ludwig-Erhard Allee 20, 40227 Düsseldorf 
Westdeutsche Genossenschafts-	 Tel.: 0211 778-00, Fax: 0211 778-1277 
Zentralbank 	 Internet: www.wgz-bank.de, E-Mail: info@wgz-bank.de

WL BANK WESTFÄLISCHE LANDSCHAFT	 Sentmaringer Weg 1, 48151 Münster 
Bodenkreditbank AG	 Tel.: 0251 4905-0, Fax: 0251 4905-115 
	 Internet: www.wl-bank.de, E-Mail: info@wl-bank.com

WOGE Saar	 Schubertstraße 4, 66111 Saarbrücken 
Wohnungsgesellschaft Saarland mbH	 Tel.: 0681 38930-100, Fax: 0681 38930-110 
	 Internet: www.woge-saar.de, E-Mail: info@woge-saar.de

WRW Wohnungswirtschaftliche Treuhand	 Kanzlerstr. 2, 40472 Düsseldorf 
Rheinland-Westfalen GmbH	 Tel.: 0211 9599-0, Fax: 0211 9599-168 
	 Internet: www.wrw.org, E-Mail: info@wrw.org
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	7. 	Beteiligungen und Mitgliedschaften des VdW Rheinland Westfalen�

Der VdW Rheinland Westfalen ist an folgenden Unternehmen beteiligt:

BSB Bewirtschaftungs- und Servicegesellschaft des wohnungswirtschaftlichen Bildungszentrums Bochum-Springorum mbH,  ππ
Bochum

EBZ – Europäisches Bildungszentrum der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft   ππ
 – gemeinnützige Stiftung –, Bochum

HVH Hammonia-Verlag GmbH, Hamburgππ

WGZ-Bank AG Westdeutsche Genossenschafts-Zentralbank, Düsseldorf ππ

WRW Wohnungswirtschaftliche Treuhand Rheinland-Westfalen GmbH, Düsseldorf ππ

Der VdW Rheinland Westfalen ist (förderndes) Mitglied in folgenden Institutionen:

AGV Arbeitgeberverband der Deutschen Immobilienwirtschaft e. V., Düsseldorfππ

Bauforum Rheinland-Pfalz, Mainzππ

DESWOS Deutsche Entwicklungshilfe für soziales Wohnungs- und Siedlungswesen e. V., Kölnππ

DV Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung e. V., Berlinππ

Förderverein für die Aus- und Fortbildung im Europäischen Bildungszentrum e. V., Bochumππ

Forschungsgesellschaft für Genossenschaftswesen, Münster  ππ
(Fördergesellschaft des IfG Institut für Genossenschaftswesen der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster, Münster)

Forschungsinstitut für Deutsches und Europäisches Immobilienwirtschafts- und Genossenschaftsrecht an der Fachhochschule ππ
für Technik und Wirtschaft Berlin, Berlin

Gemeinnützige Fördergesellschaft für die Mannheimer Arbeitsgemeinschaft für Wohnungswesen, Kreditwirtschaft und  ππ
Raumplanung der Universität Mannheim e. V., Mannheim

Gesellschaft der Freunde und Förderer des InWIS e. V., Bochumππ

Gesellschaft für Wohnungsrecht und Wohnungswirtschaft e. V., Köln  ππ
(Fördergesellschaft des Instituts für Wohnungsrecht und Wohnungswirtschaft der Universität Köln)

ifs Institut für Städtebau, Wohnungswirtschaft und Bausparwesen e. V., Berlinππ

Kuratorium Qualitätssiegel Betreutes Wohnen für ältere Menschen in Nordrhein-Westfalen e. V., Düsseldorfππ

M:AI Museum für Architektur und Ingenieurkunst NRW, Gelsenkirchenππ

Marketinginitiative der Wohnungsbaugenossenschaften Deutschland e. V., Berlinππ

VdW südwest, Verband der Südwestdeutschen Wohnungswirtschaft e. V., Frankfurtππ

Verein der Freunde und Förderer der FWI Führungsakademie der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft e. V., Bochumππ

Verein zur Förderung der genossenschaftswissenschaftlichen Forschung an der Universität Köln e. V., Kölnππ

Wirtschaftsprüferkammer Düsseldorf, Düsseldorfππ
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	8.	Organisationsstruktur�

Organisationsplan des VdW Rheinland Westfalen 

Stand: 1. Juli 2007

Verbandsdirektor

Staatssekretär a. D. 
Burghard Schneider

Justiziariat

RA Dr. Daniela Cario

Referat B/11
Mitgliederangelegenheiten

Dr. Gerhard Jeschke

Referat A/1
Grundsatzfragen der Wohnungs- 

und Immobilienwirtschaft

Nina Schoppmann

Referat B/01
Aus-, Fort- und Weiterbildung

Dr. Gerhard Jeschke

Referat D/1
Steruerberatung I

StB Renate Verchin

Bereich Rheinland 
(R)

Bereich Westfalen
(W)

Referat B/12
Betriebliches Vorschlagswesen

Dr. Gerhard Jeschke

Referat A/2
Wohnungspolitik und Stadt- 

entwicklung NRW

Roswitha Sinz

Referat B/02
Rechtsangelegenheiten

RA Dr. Daniela Cario

Referat D/2
Steuerberatung II

StB Peter Münnich

Referat C R/1
Wirtschaftsprüfung

und -beratung I

WP/StB Ulrich André

Referat C W/1
Wirtschaftsprüfung 

und -beratung V

WP/StB Hans-J. Sonnhoff

Referat B/13
Allgemeine Dienste/ 

Hausverwaltung

Walter Stoye

Referat A/3
Wohnungspolitik  
Rheinland-Pfalz

Roswitha Sinz

Referat B/03
Betriebswirtschaft und  

Betriebsvergleich

Hans-Joachim Palm

Referat D/3
Steuerberatung III

StB Jochen Rehmann

Referat C R/2
Wirtschaftsprüfung

und -beratung II

WP/StB Norbert Bienek

Referat C W/2
Wirtschaftsprüfung 
und -beratung VI

WP/StB Andreas Schürmann

Referat B/14
Personalwesen

Nicole Cravello

Referat A/4
Steuerpolitik

WP/StB Jürgen Gnewuch

Referat B/04
Technik und Multimedia

Christoph Bretz

Referat D/4
Steuerberatung IV

StB Jürgen Rödingen

Referat C R/3
Wirtschaftsprüfung
und -beratung III

WP/StB Dieter Crummenerl

Referat C W/3
Berichtskritik

Antonius Lethmate

Referat D/5
Steuerberatung V

StB Jörg Hellmann

Referat C R/4
Wirtschaftsprüfung
und -beratung IV

WP/StB Ralf Meier

Referat C R/6
Berichtsausfertigung

Roswitha Ackermann 
Iris Quarz

Referat B/15
Rechnungswesen

Michael Lang

Referat A/5
Statistiken

Nina Schoppmann

Referat D/6
Steuerberatung VI

RA/StB Hendrik Nübel

Referat C R/5
Berichtskritik

Hans Kellermann

Referat A/6
Presse- und  

Öffentlichkeitsarbeit

Roswitha Sinz

Referat B/05
Genossenschaftswesen

Dr. Gerhard Jeschke

Abteilung B
Beratung und Verwaltung

Dr. Gerhard Jeschke

Abteilung A
Interessenvertretung

Roswitha Sinz

Abteilung D
Steuerberatung

WP/StB Jürgen Gnewuch

Abteilung C
Wirtschaftsprüfung

und -beratung

WP/StB Richard Engbert

Stabsstelle
Organisation der  

Wirtschaftsprüfung

Hans-Joachim Palm

Prüfungsdirektor

WP/StB  
Hubert Schiffers

Referat C W/4
Berichtsausfertigung

Claudia Henspelmann

Büro des  
Verbandsdirektors 

 
Christa Stoye
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Referat B/01
Aus-, Fort- und Weiterbildung

Dr. Gerhard Jeschke

Referat B/02
Rechtsangelegenheiten

RA Dr. Daniela Cario

Referat B/03
Betriebswirtschaft und  

Betriebsvergleich

Hans-Joachim Palm

Referat B/04
Technik und Multimedia

Christoph Bretz

Referat B/05
Genossenschaftswesen

Dr. Gerhard Jeschke

Referat B/16
Allgemeine Dienste/ 

Hausverwaltung
 

Dr. Gerhard Jeschke

Referat B/14
Personalwesen

Nicole Cravello

Referat B/15
Rechnungswesen

Michael Lang

Organisationsplan des gemeinsamen Drei-Länder-Büros (DLB)  
des VdW Rheinland Westfalen und des VdW südwest in Bonn 
Stand: 1. Juli 2007

Verbandsdirektor 
 

Staatssekretär a. D.  
Burghard Schneider

Justiziariat

RA Dr. Daniela Cario

Referat A/1
Wohnungspolitik Hessen

Leonard Landois

Referat A/2
Wohnungspolitik  

Nordrhein-Westfalen

Roswitha Sinz

Referat A/3
Wohnungspolitik  
Rheinland-Pfalz

Roswitha Sinz

Referat A/4
Steuerpolitik

WP/StB Jürgen Gnewuch

Referat A/5
Statistiken

Internet

Nina Schoppmann

Referat A/6
Presse- und  

Öffentlichkeitsarbeit

Roswitha Sinz

Abteilung A
Interessenvertretung

Roswitha Sinz

Abteilung B
Beratung und Verwaltung

Dr. Gerhard Jeschke

Stabsstelle
Internes Controlling 

Michael Lang

Verbandsdirektor 
 
  

Dr. Rudolf Ridinger
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